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ludern icli deu lohalt der iwischen verscbiedenea deuUchen E 
Aber die Leistung gegeoseiirger ReclUshülfe >U lalemaiionalr« 
icli dem Leser eine Rechenschaft darüber schuldig, ia welchem 
glaubte bedienen la können. n ., 

Das Internationalrechl im weitesten Sinne umlksst all 
Vereinbarungen entballen isL Aueb der Inhalt der verschied enen 
Handels - Vertrüge kann dabin gerechnet wei'den. Alleio die ' 
seitiger BechlsliOlfe hozieheo sich uniniUeJ|)ar auf deD Rechti 
Stämme (nationei), und ihr Inhalt kann daher voraugsweiae als IE 
1d dieselbe Kategorie gehören Treilich aoch die zalilreicheo- beS' 
slrafuDg der Forstverb rechen «nd ftber die Koste avergü tun g he 
diese erstreckt sich jedocli der Tlaa des vorliegenden Werkes nie 
den Grenzverkehr, und haben daher nur ein ganz locales later 
Hechtsges Charte und Itechisvcrlelzungen , worauf sich die Coav 
seitiger Ilechtshülfe beziehen, nvUchen den entfernlealen Bev 
vorkommen können; letztere aber, die Convenlionen über die 
sowohl das Publicum , als die Gerichte , nnd insbesondre die 
Mühe ihrer Zusammen Stellung WQrde daher mit dem Interesie, 
Verhältnisse slehn. Der Vf. bat daher auf eine VollstSodige Zu 
verzichtet. Jedoch ist der Inhalt der säehsischen Vertrlge dies 
schaltet, beziehendlich als Beilage abgedruckt worden, und ii 
RechlsbOire meisleus einige dahin beiüglirbe Bestinmiungen ,en1 
gewisser L'cherblick auch Ober diesen Theil des Intetnationalrei 

Auch der Rechtsverkehr der verschiedenen deutschen V4 
lilos durch den Inhalt jener Convenlionen bestimmt ZuvOrd 
(z. B. Preussen) gesetzliche BestimmuDgen über den Rechlsve 
Provinzen derselben. Diese enthalten jedoch nicht ein Inleraati 
ein International recht der Preussen, der Oeslerreicher u. 3, 
Kechlsverkehr zwischen den Angehörigen verschiedener Staate 
hestimmt. Auch zwischen den Angehörigen solcher Staaten , ( 
bähen, findet ein Bechtsverkehr statt, und es gellen dalür 
ausgebildete allgemeine Grundsätze, die auch für diejenigen St 
gcdachleo Art bestehen , kcinesweges bedeutungslos sind. Allein 
nicht ant den Rechtsverkehr in Deutschland, und können daher 
der Deutschen bezeichnet werden. Vielmehr kann von einem 
rechte zur Zeit allerdings nur in so fern die Red« sein, al 
finzelnen deutschen Staaten durch Vertrage geordnet ist. 

Es ergicbt sich hieraus, 

1) dass zur Zeit nur in einem Theile Deutschlands ' 
nairecbt besieht, da bei -Weite'm nicht zwischen allen deutst 
Art geschlossen worden sind; 

2) dass dieses Inlemationalrecht kein gemeines, sor 
Denn wenn auch, wie sich gleich weiter ergebeii wird, al 
allgemeinen GrandsSlzen des InternalioDalrecbtes , sondern s 
meinsamen Grundlage beruhen, so weichen sie doch im Ein 

Kmg, InlernaliaDalrecht. 



Die vorliegende Zusammenslellung hat nun zunächst den Zweck, diese Abweichungen der 
verschiedenen Gonveniionen von einander zu einer übersichtlichen Anschauung zu bringen, dadurch 
aber zugleich zu zeigen, wie gross denn doch die Zahl derjenigen Punkte ist, in denen bereits 
zwischen einer Mehrzahl deutscher Staaten Uebereinstimmung herrscht, und wie wenig daher zur 
üerstellung eines aUgemetnen deutschen Intemälionalrechies noch fehit. 

Die Vergleichung der verschiedenen Conventionen gewährt aber auch zugleich manchen 
Beitrag zum besseren Versländniss derselben. Es lag daher nahe, mit der Zusammenstellung zu- 
gleich eine Erläuterung derselben zu verbinden ^ welche den Richtern und Sachwaltern der ein- 
zelnen betheiligten Staaten nicht unwillkommen sein wird, und auch in dem Falle, wenn ein 
allgemeines deutsches Internationalrecht lu Stande käme , ihre Brauchbarkeit nicht verlieren würde, 
da dasselbe sich denn doch immer, mehr oder weniger, an die bestehenden Verträge anschlies- 
sen mQsste. 

Was nnn die Art un4 Weise der Zusammeostellang betrifft, so würde es unzweckmässig 
gewesen sein, dabei den Te|^t einer einzigen dieser Gonveniionen, etwa der bairisch- würtemberg- 
sehen, als der ältesten, oder der sächsisch — Coburg -go titschen, als der jüngsten, zum Grunde 
zu legen und die Abweichungen* aller anderen nur in den Anmerkungen beizufögen.. Hierdurch 
würde die Masse der Noten zum Text allzusehr angeschwollen , und die Uebersichtlichkeit verloren 
gegangen sei». Eben" so unzweckmässig, ja unausführbar würde es aber auch gewesen sein^ 
den Teit aller 89 Gonveniionen neben einander abdrucken ztt lassen. — Die Geschichte dieser Ver- 
träge bietet jedoch hi|r einen zw^mässigen Mittelweg dar. Obwohl dieselben nehmlich insgesamt 
(von einigen verdnzelten VersQchen des vorigen Jahrhunderts abgesehn) eine grosse Familie bilden, 
als deren Ahnherr die Innrisch'Würteikbergsehe Gonvenlion vom J. 1821 zu betrachten ist, so 
haben sich doch aus dieser grossen Familie im Laufe der Zeit drei kleinere Familien von Staats- 
vertragen abgesondert, welche, den andern gegenüber, eine gewisse Selbständigkeit behaupten, 
und deren Glieder unter sich in einer näheren Verwandtschaft stehen , und eine grössere Ueber- 
einstimmung zeigen, als mit denen der anderen Branchen. 

Die älteste, aber am wenigsten zahlreiche dieser Familien bilden die süddeutschen Conven- 
tionen, von denen sich die zwischen Würlemberg und Baden vom J. 1826 unmittelbar, wiewohl 
mit nicht unbedeutenden Abweichungen und insbesondere mit ganz veränderter Reih efolge der einzelnen 
Bestimmungen, auf die bairisch'Würlenibergsche Gonv. vom J. 1821 gründet, die übrigen aber fast 
ganz der würtemb, badnischen nachgebildet sind, so dass die bairisch - würtembergsche jetzt ziemlich 
vereinsamt steht. Dic^ jüngste, aber reichhaltigste' und ihrem Inhalte nach am meisten ausgebildete 
Linie ist aus der Uebereinkuuft zwischen Preussen und Sachsen vom J. 1839 hervorgegangen, und 
reicht bis in die neueste Zeit. Allein in der Mitte zwischen diesen beiden Familien sieht eine dritte, 
jetzt geschlossene Linie, die aber um deswillen von besonderer Wichtigkeit ist, weil sie das Ver- 
bindungsglied zwischen dev ältesten und der jüngsten bildet, und die meisten in der letzteren ersicht- 
lichen Fortschritte bereits vorbereitet hat« Sie besieht aus denjenigen Conventionen, welche vor 
dem Jahre 1839 und zum Theil auch noch nachher, auf die üebereinkunft zwischen Preussen 
und Weimar vom J. 1824 gegründet worden sind. 

In der nachfolgenden Zusammenstellung ist daher der Teit der drei Slammconventioncn, 
der bairisch -würtembergschen von 1821, der preusnsch * weimarschen von 1824 und der preus- 
sisch- sächsischen von 1839 nebeneinander gestellt, und die Abweichungen der zu einer jeden 
dieser Familien gehörigen Conventionen von der Stammconvenlion sind in Anmerkungen zu der 
letzteren beigefügt. 

Die preussisch'weimarsche Convention erscheint hiemach als die Grundlage aller nord- 
deutschen Conventionen. Die Geschichte ihrer Entstehung erlangt dadurch eine besondere Bedeutung, 
auch für das Verständniss der letzteren, zunnl, da sich daraus auch ihr Zusammenhang mit der 
bairisch - würtembergschen Convention deutlich ergiebt. Es sei daher erlaubt, darüber ein paar 
Worte zu bemerken. *) 

Dem Grossherzogthume Weimar, welches fast nach allen Seiten hin von preussischen Lan- 
desUieilen umgeben ist, musste sich das Bedürfniss einer Üebereinkunft mit der konigl. preussischen 
Regierung über die Leistung gegenseitiger Rechtshülfe vorzugsweise fühlbar machen. Besonders 
war es die Bestimmung im §. 34. des Anhanges der preuss. allg. Gerichtsordnung, wonach gegen 
Ausländer, welche GOter irgend einer Art, seien es beweghche oder unbewegliche, innerhalb der 

*) Ich verdanke die nachstehenden Notizen der Güte des Herrn Stnatsm in isters von Watzdorf in 
Weimar. 
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preussischen Staaten besitzen, ein Gerichtsstand auch für persönliche Ansprüche, zum Zweck der 
Befriedigung aus jenen Gütern, in Preussen begründet sein soll, welche zu mannichfaclien DilTe- 
renzen zwischen den beiderseitigen Gerichtsbehörden Veranlassung gegeben iiatle. Und obwohl 
diese Bestimmung durch Cabinetsordres vom 19. Juli 1818 und 7. Juli 1819 in Beziehung auf 
die Unterthanen anderer deutscher Bundesstaaten ausser Kraft gesetzt worden war, so wurde 
doch auf den Grund des §. 113. Nr. 1. der preussischen Gerichtsordnung Tbl. I. Tit. 2. (Art. 24. 
der preuss. - Sachs. Convention) auch noch nach dieser Zeit in Fällen, wo die persönliche Klage 
mit einem Nutzniessungsrechte an preussischen Immobilien zusammenhing, so wie auf den Grund 
von §. 115. der preuss. G. 0. a. a. 0. in solchen Fällen, wo daa preussische Landrecht mit 
gewissen Verträgen, wie mit dem Pacht» und Miethvertrage, abweichend vom gemeinen Rechte, 
die Entstehung eines dinglichen Rechtes verbindet, von den preussischen Berichten gegen weimar- 
sche Unterthanen ein Gerichtsstand in Preussen^ in Anspruch genommen. Iliese Diflerenzen veran- 
lassten das grossherzogl. weimarsche Staatsministerium , schon unterm 17. November 1820, also 
noch vor dem Abschlüsse der bairisdi-würtembergschen Convention 5 an die köni^l. preussische 
Regierung den Antrag auf Abschluss. eines umfassenden Staatsvertrages zur Ordnung der gegen- 
seitigen Gerichtsverhältnisse zu stellen. Die königl. preussische Regierung fehlite dies anfangs ab, 
weil jede specielle Ausnahme von dem allgemeinen Gesetze den dichter irre machen und über 
ihre Auslegung und Anwendung auf den Ci^ncreten Fall Zweifel übrig lassen könne, erklärte sich 
jedoch nicht abgeneigt zu einer Vereinban^g über die Anwendung einxelntr Bestimmungen der 
preussischen Gesetze auf weimarsche Unterthanen, und verband damit da« Ertvehen um nähere 
Aeusserung über die Verhältnisse, welche den Gegenstand der Unterhandlungen ausmachen sollten. 
Inzwischen waren jedoch neue Differenzen, insbesondre aus Anlass ier preussischen Circularver- 
Ordnung vom 23. Juni 1821, welche wegen Zoll- und Steuercontraventionen ein Contumactal- 
verfahren gestaltet, und gegen Ausländer, wenn dem Ersuchen um Insinuation der Ladung von 
«leren Gerichten nicht gefügt wird, die Notification der Vorladung durch die Post anordnet, her- 
vorgetreten, welche das Verlangen nach dem Abschluss einer allgemeinen Uebereinkunft nur noch 
dringender und gerechter erscheinen liessen. Als daher die weimarsche Regierung ihrem Antrage 
msistirle, ward derselben von Seiten der preussischen Regierung unter'm 10. März 1822 anheim 
(gegeben, einen Entwurf zu einer solchen Uebereinkunft vorzulegen. Das grossherzogl. Staats- 
ministerium beauftragte das Begierungscollegium in Weimar, unter Vernehmung mit dem zu 
Eisenach einen solchen Entwurf zu fertigen. Die Ueberreichung desselben erfolgte mittels Vortrages 
an das grossherzogl. Staatsministerium vom 1. April 1823, in welchem zugleich bemerkt wurde, 
dass man bei der Arbeit die hamsch^toüriembergsche Convention vom J. 1821 mit thufdicheter 
Berücksichtigung der preussischen Gesetzgebung zum Grunde gelegt habe. Das Staatsministerium 
theille den Entwurf unverändert der königl. preuss* Regierung mit. Letztere iberreichte darauf 
einen Gegenentwurf, der nur wenige, -bereits zwischen den beiderseitigen Referenten verabredete 
Aenderungen und Zusätze*) enthielt, und von der grossherzogL weimarschen Regierung ohne eine 
weitere Aenderung, als die Festsetzung einer 12jährigen Dauer des Vertrages, genehmigt wurde. 

So war binnen verhältsissmässig kurzer Zeit ein VV^erk zu Stande gebracht, das, wenn 
man es gleich anfangs aus einem höheren und allgemeineren Gesichtspunkte betrachtet hätte, wohl 
geeignet gewesen wäre, schon seil Jahrzehnten zu ein^ gemeinen deutschen Internalionalrechte 
zu führen. Der königl. sächsischen Regierung war es vorbehalten, diesen höheren Gesichtspunkt 
zuerst geltend zu machen. Als nehmlicb an dieselbe, nicht nur von Seiten Preussens, sondern 
auch von Seilen Baierns und anderer Nachbarstaaten ziemlich gleichzeitig Anträge auf den Ab- 
scliluss von Convenlionen zur Ordnung des gegenseitigen Rechtsverkehres gelangten, war es die 
sächsische Regierung, welche den Vorschlag machte, auf das Zustandekommen einer aligemeinen 
Vereinbarung dieser Art hinzuwirken, und für diesen Zweck die Mitwirkung der Bandesversamm- 
lung in Anspruch zu nehmen. Der Ausführung dieser Idee, die man längere Zeit festliielt, stellten 
sich jedoch Hindernisse entgegen, und so entschloss sich endlich die sächsische Regierung zu 
einer besonderen Uebereinkunft mit Preussen, bei welcher zwar nicht die preussisch " weimarsche, 
aber die mit derselben ziemlich gleichlautende preussisch 'altenbwrg sehe Convention vom J. 1831 
7um Grunde* gelegt w^urde. Man ging dabei von der Hoffnung aus, dass, wenn nur einmal 

♦) Der Entwarf CDthielt 43 Artikel. Im Gcgenentwurfe waren Art. 44. und 45. hinzagefd^ , ausser- 
dem hauen Art. 18. 20. 22. 34. 41. Zusätze und Art. 2. 13. 16. 37. kleine Abänderungen erhalten, 
welche unten in den Anmerkunjjen zu den betr. Artikeln der preuss. -weim. Conv, Erwähnung finden 
werden. 
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Staaten dergleichen VertrSgl zu Slanile gekommeD nSrcD, 
Sicse Hoffnung ist nun freilicti nur uDvollliomineD in Er- 
roilunK ecKangen. Zwar sind nicht nur von Sachsen unil Preussen seitdem eine Reitie von Cun- 
! j)reussiscb-sSclisische zum Grunde liegt, sondern auch 
abea sich in ihren spateren Vereinbarungen, mit einer 
sehen angeschlossen. Allein in der Zwischenml zwischen 
ussens' und der tliQringlsclien Staaten Vertrüge auf den 
von mehreren süddeutsclign Staaten VereinbaruDgeo aaf 
Convention geKlilossen worden, welche die Verstand igutig 
ampteie einerseits , und anderen , nicht dazu geliörigen 
luf die preussi&ch-sllchsische Convention gegründeten spä- 
11 beliebt^orden, durch welche die Einheit des intcr- 
beeintrSchligt nfird. 

luf das Zustandekommen einer aÜgemeinen Vereinliarung 
leruflgcn grosscnlh^ils nur in weiteren Fortbildungen be- 
nignen können, und zu einem anderen Thcile in der Be- 
:e ihren (irund haben, die auch bei einer allgemeinen 
Jen können.' Ja das BedQrfuiss einer solchen ist eigenllicli 
inheit geoommen hat, erst recht fühlbar geworden, denn 
Verkehr' mit seinen verscliiedenen Nachbarn nicht nucii 
, ja, in einem Staate, Rcuss jüngerer Linie, bestehen 
denen Familien angeboren. 

wahrt einen Ueherblick der sämtlichen bereits vorhandenen 
Ton Kenntniss zu verschaffen vermacht haL Es hat dies 
ir betreffenden Staaten erst neuerdings officielle Samui- 
i&d, und ^uch .diese die fraglichen Vortrage nicht immer 
d In dem Verzeichnisse wenigstens keine der wichtigere» 
1 Reihenfolge, und zugleich nach den obgedachlen drei 



1) Baiem — Würtemberg. . 
7. Hai 1821. 
Bair. Beg. Bl. IS21. S. 867. 
^^rL Beg.BI. 1S21. S.647. 
KienoUebereiDkDaftvoinSl.Dec. 
1815 , die Bevorniiindung von 
Minderjährigen betr. *) 
Bair. Reg. Bl. 1825. S. 1154. 
Wiirl. Heg. Bl. IÖ26. S. 26. 



3) Würiemberg ■— Baden. 
3. Januar 1826. 
WOrl. Reg. Bl. 1826. S. 12. 
■i) Würlembejig — Bohenx. Sieg 
maringen 
28. April 



10. 1 



1827. 



WQri. Reg. Bl. 1827. S. 152. 
Siegm. Samml. d. G. u. V. 1827. 

S. 9. 
HlerzD besondre Uebereinknofl, 
die Ausdebnno^ des Juriad. - 

') »er Johall dieser Uebereiokann Ut ii 



wette FmmIUc. 



2) Preusien — S. Weitnar. 
8^5. Juni 1824. 
Preuss.6es.Samml.l 824.S. U9. 
Weim. Reg. Bl. 1824. S. §7. 



Dritte FamlUc. 



r 3 — 6 mit eiogesebaltet worden. 



\'ertrags von 1327 nof Disci- 
plinar-, Polizei- aad Pinanz- 
Vergeben betr. vom 27. Febr. 
1838. 
Würl. Reg. ßl. 1833. S. 151. 

5) Würiemberg — Hohen:. He- 

chingen. 
23. Juni 1827. 
Wirt. RcR. Bl. 1827. S. 152 
mit 245. 

6) Baden — Hohem. Siegna- 

13/20. Sepl. 1827. 
Bodn. Heg. Bl. 1827. S. 187.- 
Siegin.Sinl.<).G.u.V.1827.S.30. 

7) Baiem — Reuss jung. L. 

B^ 1828..) 
30. Sept. ' 

Bair. Heg. Bl. 1828. S. 570. 

R.GeracrGes.Siul.lSe».S.139. 

6 S§. über ^nerkcnnnn; eines 
. nllgem. GBotgerichls, d^m §. 10. 

II. und 16. derbair.-wÖrt.Conv. 

enttprecbeail. 



8) S. Wtimar 

■ 5/18. J ^ 

Weini. Ref^. Bl. 1831. & 173. 

Altenb. Ges. Sml. 1831. g. 241. 

9) S. Weimar — Sehte. Sonders- 
* hatisen. 

6/16. Sfept. 1831. 
Weiu. Reg. Bl. 1831. S. 201. 
(znr Berörd. d. Criininatoeebl»- 

pflege, Art, t—Z oad 36 (f. 

|l. fttna-^'^tini. Coav. 

10). S. Weimar — Schw. Rudol- 
itadt. * 
. 9/18. Wo*. 1831. 
Wein>:Reg. Bl. 1831. S. 220. 
(zur Berdrd. d. CriminaliCchls- 
pBe^e wi« bti Nr, 9.) 

11) Pretmen — S. AUenburg. 

18. Febr. 1832. 
Preuis. Ges. Sml. 1832. S. 105.' 
Altenb. Ges. Sinl. 1832. S.2S. 

12) S.Weimar- S. CobwgGotha. 

20. Hart 1832. 
Weiui. Beg. Bl. 1832. S. 23. 



•) Diese Conv. fill Diebt Kr den b«lr, Rbeinkreii. ' 



Zweite Familie. 

18) S.Veimar — Reust jüng.L.*) 
• 28. Fehr. ,„„ 
: 207-Mlr7 ^«*2- 
Weim. Reg.ffl.18S2. S.35u.45. 
R.Ger«8rGe3.Sml.l832.S.167. 

14) S.AlteMlturg~Sehw.Rudot- 
Stadt. • 
iijm. März 1882. 
Allenb. Ges. SmI. 1832. S. 44. 



i5}S.AUmbHrg~ Beuss jüng.L.') 
Iß. Aug. 1832. 
AIL Ges. Sml. 1832. S. 62. 
Ger. Ges. Sml. 1832. S. 179. 

t^)SMtenbu^-S.CoburgGolha. 
15. TAin 1833. 
AlL Ges. Sml. 1833. S. 89. 
17)' S. Wemar — S. Mni^en. 
8/22. März 1833. 
Wcfm.Rcg.BI. 1833. S. — .") 
(lar Ber. d. Cri mint! rech tspfl. 
nar Art 36. 40. 4l. 42, 43. 
d. rreuM. -waim. Conv.J 

18) S.AUenbwg ~ S.MeiMingem. 
31. Juli 1833. 

AlUfies. Sml. 1838. S. 120. ") 
fwie bei Nr. 17,) 

19) Preustoi — SXoburg-Gotba. 

23. Dec. 1833. 
' Preuss. Ges. SmJ. 18S4. S. 9. 

20) Preuoen — Reussjüng. L. 
■5. Juni 1884. 

Preuss. Ges. Sml. 1834. S. 124. 
Reuss. Ges. Elml. 1834. S.26t. 

2 1) S. Meiningen — ßeuss-Eberi- 
darf. 

24. Jan. 1837. 
Heiii.Samml.d.G.ii.V.1837u. 

1838. S. 1. 
(wie bei Nr. 17.) 

22) S. Ueiningen — Schw. Rudol- 
tladl. 

22. Dec. 1838. 
Mein. Samml. il. G. u. V. 1837 u. 
1838. S. 397. 
(wie bei Nr. 17.) 

*) Die Bestinmungeii über die Crimiatürechtspflege siod in ein 
für RenfS-Ebersdorf nirbl sill. 
**) Diese beiden Conw, aiad in der Meininsischen Sammlung der 
nicht abged rockt. 



I« besondre Conv. gebracht, »eiche 
GeM. and Verordn. v. 1831 —1634 



Erat« FriuIIIv. 



Zweite VnmUlc. 



iS) S. Coburg- Gotha — SeAti 
Rudolsiadt. 
ZÖ.'Jaa. 1843. 
fiolh. Ges. Sml. 1843. S. 9. 
'. itud. Ges. Sml. 1843. S. 5. 



Br3unscliw.Sml.d.C.u#.1841. 
S. 377. 



29) Premsen — Scha. Sonders- 

hausen. _ • 

18. Kov . , 

' Iti. Dec 

Preuss. Ges. Sml. 1844. S. 1. 

Schwab. Beg.Bl. 1843. S. 407, 

30) K. Sachien — BeuM jung. L. 

12. Jul. 1845. 
S3cl)$. G.U.V.BI. 1845. S. 104. 

tnii 1840. S. 187. 
Renss. Ges. Sml. 1845. S. 90. 



: 1843. 



31) K. Sachsen — Reust äU. L. 

22. Oct. 1845. 
Sachs. G. u. V. Bl. 1845. S.246. 

mit 1840. S. 137. 
Seuss-Greii.AroIs-a.V.BI.1845. 

S. 207. 

32) Preussen — Reuis uU. L. 

25. Koy. 

10. Dec. 
Preuss. Ges. Sml. 1845. S. 819., 
Greiz. Amts- a.V.Bl. 1846. S.l. 



1845. 



Cr««« raiuUI«. 



Zwel«r ramlllc. 



1847. 



»rIMe Familie. 

33) Reust jung. L. —Schic.Ru- 

doUtadt. 

20. Od. 1846. 

Reuss. Ges. SmI. 1846. S.258. 

Budolst. Ges. Sinl. 1846. S.67. 

14) K. Sachien — S. Weimar. 

2y3l. Jan. 1847. 

Sachs. G.U.V.BI. 1847. S. 25. 

Weim. Reg. Bl. 1847. S. f>9. 

35) S. Weimar — Reuss alt. i 
2. Jan. 
8. FcLr 

Wcim. Heg. Dl. 1847. S. 70. 
BcHSs. A. u.V.BI. 1847. S.37. 

36) Retiss ält.L. — Reuss jung. L. 
Iß. M3rz 1847. 

Heuss.A. u.V.BI. 1847. S.fll. 
Reuss. Ges. SmI. 1847. S. 3S. 

37) Reuss äU. L. — Schw. Rudtü- 
Stadt. 

17. Hai 1847. 

HeuM.A. u.V.BI. 1847. S.9.5. 

Rudolst. Ges. SmI. 1847. S. CS. 

(8) S. Alienburg — Reuss all. L. 

19. Jun i 

■ 1. lull 

All. Ges. SmI. 1847. S. 67. 

Reuss. A.U.V.BI.1847.S.120. 

19) K.Sachscn- S.CoburgGotha. 

i^lJ^ 1848. 
19. Juli 
Saclis.G.u.V.BM848.S. 148. 

Es ergiebt sich hierails, üass ülicihaupt von 15 ileutsclien Sualen dergleiclien Convenlionuu 
geichlosseo worden sind, Dehmlich: 

1) von PreuBsea mit 10 Slaateo, nelmlicli mit Wemar, AUenburg, Coburg • Gotha, Reuss 
jung. L., K. Sachten, Sehwanh. R%doUtail, AnhaH-Bemiurß, Braunschweig, Sthv. 
Sonderthausen , Reust iiU. L. 

2) VDD Weimar mit Staaten : Preusscn, Altenburg, SeJae. Sondershausen, Sehte. Rvdol- 
ttadl, Coburg-Gotha, Reuis jiing. L. , S. Ueiningen, K. Sachsen, Reust alt. L. 

3) von Altenburg mit 8 Slaaten: Preutsen, Weimar, Sehte. Rudolstadt, Reuss jung. L. 
Coburg-Gotha, S. Meiningen, K. Sachsen, Reuss iUt. L. 

4) von ReuBs jiiag. L. mit 8 Staaten: Baiem, Weimar, AUenburg, Preutsen, Sachse». 
Sekte. Rudotsladt, Reuss Greis — und zum T heil (nelimlich Reuss ■ Ebtrsdorf) mii 
Metnivgetu 

5) von Schw. Rudolstadt mit 7 SUaten: Weimar, AUeiAurg, Wäningen, Preusse». 
Coburg ■ Gotha , Reuss Gera. Reuss- Greis. 

6) von Sachsen mi[ 6 Staaten: Preussen. AUenburg, Reuss-Gtra, Reuss-Greii, Weimar. 
Coburg- Gotha. 

7) von Coburg-Gotha mit 5 Staaten: Weimar, Altenburg, Preussen, Sehte. Rudolstaiii. 
K. Sachsen. 

8) von Reuss ältere L. mit 5 Staaten: Sachsen, Preussen, Reuss jung. L., .Schw. 
Rudolstadt , AUenburg. 



1847. 



ü) toD Würtembei'g nul 4 Slaaiea: Baiem, Baden, Bohcm. Siegmaringen , Hohem, 
Heehmgen. 

10) von Meiningen mit 4 Staaten: Weimar, Altenburg , Heuss - Ebertdorf uni Schie, Au- 
dolstadl (überall nur wegen der Criminalrechlsp liege). . 

11) von Bsiern mit 2 Staaten: Würtemberg lud Revts-Gera (leUiere unr Qber Anerk. e. 
all gem. Gantgerichu). 

12) von Baden mit 2 Staaten : Würlend)erg und Hohem. Siegmüriiigen. . 

13) von Schw. Sandershausen mit 2 Staaten : Weimar und Pretttsen. ■ 

14) von Braunschweig mit 1 Staate: Preuise». •• 

15) von Anhalt-Bemburg mit 1 'Stute: Preuste». 

Von diesen Conveniioncn gehören 7 der ersten, 17 (von denen sich jedoch 7 nur auf die 
(^riminalreclitspflege beziehen) der zweiten und Iß der dritten Familie an. Die zd dersdben Familie 
^eliöri^en CouventJonen nun, also diejenigen, welche in dem vorstehenden Vei-zeiclinisse in der- 
selben CoUmne aufgerührt sind, slininen fDörÜicÄ (b\3 auf gani geriogc stilistische Abweichungen) 
ntit einander übercin, so weit nicht, bei der itachfolgenden ZuiammeniieUang des Inhallei, in 
den Anmerkungen zit der betreffenden Stammconvention Abweichungen angegeben sind. Die Ab- 
weichungen der drei SiammconveDtionei} unter einander sind durch ansgezei ebneten Bnlck kcnnllicli 
yeraachl worden. ' ' . 

Was endlich die Interpretation dieser Vertilge hetriflt, so ist dabei stets i 
behalten, dass dieselben Terträge neitehen den beireffenden Regieningen sind, wodi 
und Verpflichtungen der Regierungen gegen einander begründet werden. In maiicben 
sie zugleich, mit ständischer ZuAimmung, als Gesetze publicirt worden. Hier habi 
nun auch für die Gerichte und die Unterthanen dieser Staaten zugleich die Kraft ein< 
woraus sich zugleich das Interpretalionsbefugniss ergiebl, so weit dasselbe nicht durc 
derselben bescbrünkl ist (vgl. Art 44. der Conw. 'der zweiten Familie). Indess i 
dadurch doch auch den Charakter von Slaatsverirügen nicht ganzlich, und es ergiebt sich daraus, 
dass es auch in solchen Liadern der höclistra Behörde unbenommen sein muss, auf Beschwerden 
von Seilen des Uitconlrahenlen U>er Vertrags widrig verweigerte Re^lshfilfe die Gerichte zu Leistung . 
derselben anzuweisen, da sonst den diesseitiges Unterllianen, vielleicht nur negen der irrigen 
Ansicht einer einzelnen Unterbehörde, das reäprocmn verloren gehn würde. 

in anderen Lindern, und so in Sachsen, sind sie aber nur als Regiernngsrerirfige bekannt 
gemacht worden. Hier haben sie, den. Gerichten des Landes gegenüber, den Charakter von Ver- 
ordnungen, durch welche das oberste Organ der Justizhoheit die ihm zustehende Bestimmung der 
Fälle, in welchen auswärtige Requisitionen zu beachten seien (vgl. königl. sSchs. Gesetz, die 
höheren Juslizbehi^rden elc. belr. v. 28. Jan. 1835. §. 10. Nr. 3. und 4.) Eum Voraus getroITen 
bat, von welchen es daher nach Beßnden, im Einversiandniss mit der mitconirahirenden Regierung, 
uiicb wieder ab^ehn kann. Diesem VcrhSIInisse ist* es ganz angemessen, wenn die Gerichte an- 
licwicsen werden, in allen xweifelhaflen Fallen bei dem Justizministerium anzufragen, und nur 
lu »nzweifelhafien der fremden Requisition ohne Weiteres zu genügen , wie dies in Sachsen 
durch die Verordnungen vom 6. Febr. 1840 und 23. Sept. 1847 (s. unten die ErläuL zu Art. 43) 
gcschehn ist. Auch ergiebt sich hieraus, dass aus den Conventionen Privatpersonen ein gesel?- 
liclies Anrecht auf GewSlfhing oder Versagung der Itecbtshütfe nicht ableiten können, dass es 
vielmehr dem Justizministerium uobenomnien sein muss, die letztere in gewissen FSUen — in 
Erwartung des lleciprocums — auch in eipem weiteren Umfange zu gewahren, als durdi die 
bctrelTende Convention, der fceiqden Regierung gegenüber, zugesagt ist. 

Femer ergiebt sich hieraus, dass die in den Conventionen ausgesprochenen RechtsBltze 
nur für den Rechtsverkehr der Angehörigen derjenigen beiden Staaten , zwischen denen die be- 
treffende Convention geschlossen worden ist, massgebend sind, nnd keineswegs als allgemeingtU- 
tige, ftir den internationalen Verkelir auch mit anderen Staatsangehörigen entscheidende RechlssStze 
bclrachlet werden dürfen. Bei den rein formellen Bestimmungen, d. h. denen welche festsetzen, 
iiLiler welchen Bedingungen Qherbaupt eine RechlshOlfe gewährt werden solle, versieht sich dies 
von selbst. Allein ^en so verhSlI es sich auch bei in die Conventionen aufgenommenen 
Sätzen des materiellen intcmalionalrechls, d. h. solchen, welche aussagen, welche Grundsätze 
auf die Beurthcilung der Rechtsverhältnisse selbst, wobei Fremde concurriren, angewendet werden 
sollen. Zwar kann man annehmen, .dass die conlrahirenden Regierungen sieh hei der Aufnahme 
Krug. iDtcmalianaTrcchl. 2 



solcher Bestimmungen, die jedoch principiell möglichst vermieden worden iat, in der Regel an 
das gehalten biböD, was sie den allfemeinea Grundsätzen des Internationalrechts fOr entsprechend 
hielten. Allein sis können auch — und dies ist in der That mebrrach geschehen — aus Itück- 
jichl lAr die Erleichterung des. gegenseitigen Bechlsverb^hrs, geHissenitich davon ahgewichen sein. 
Ja es Hesse sich sogar rragea^ ob der Richter, wenn durch solche Bestimmungen eine allgemein- 
gültige Entscheidung der materiellen Rechtsfrage hSlla gegeben werden wallen, daran gebunden 
wSre, iinil ob er nicht so^ar, so weit es sich nicht lediglich um die Bedingungen der RechLihülfe 
handelt, selbst bei der Beurtheilung der durch die fragliche Convention getrolTenen Rcchtsverhilltnisse, 
in Hinsicht uif das anzuwendende materielle Recht, lediglioh seiner juristischen Einsicht zu folgen 
eil die _Convenli«nen keine Gesetie sind, Indeas verschwimmen hier die Grenzen 
und des formellen Rechts allinsehr, um fi^ solche Falle ein allgemeines Princip 
önnen, es musi daher genOgen, daran zu erinnern, dass bei der Interpretation der 
ind bei der Anwendung der in denseUieii enthaltenen Rechtagrundsatze besondere 
enden, und namentlich der Gesichtspunkt eines Staatsvertrages stets festzuhalten ist, 
dem Gebrauche der der gegenwartigen ilusammenttellung beigefügten ErlSulerungen 
cht gelauen werdeo möge. 



Ueberstcbtliehe Zusammenstellung 



der zwiscbeo versohitdeoen deatseheo Staaten getrotfenen VereioiianiDgen 



über 



die jLeistQi« gegenseittger R«cbtshülfe. 



2" 
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Balem — Wttrtemberr 



Frenssen — ITcimar 



§. 1. 

rende Staaten versickern 
Rechtshülfe, sowohl in 
t peinlichen Sachen, in- 
rüber in gegenwärtigem 
tre Einsclüänkungen ent- 



ist in den übrigen süddeul- 
BD der drille. 



I. Allgemeine Besliinmungen. 

Art. 1. 
Die Gerichte heider Staaten leisten 
sich gegenseitig alle diejenige Rechts- 
hülfe, welche sie den Gerichten des In- 
landes nach dessen Gesetzen und Ge~ 
riehisverfassung- nicht verweigern dür- 
fen, in wiefern das gegcnwärtii^e Ab- 
kommen ") nicht besondere Einschrän- 
kungen feststellt. 

a) Diese BeaenDonf warie in dem preussisrhen 
Gegen entwurfe st»U der in dem weimiirsehen 
Entwürfe beibebaltenen Bi-oennuDg „Vertmg" ; 
„SUatsverlrag" (5- -0 beliebl. 



und des Proceasverfahrena in beiden Staaten voraussetzen, weil sie aonst dahin führen könnte, dnss 
den Gerichten des requirircudeo Staates die Rechlsbülfe auch in solchen Fallen m leisten wire, wo 
sie diescihe bei den Gerichten ihres eignes Lau du rächt finden würden. ') Dalier erkannte schon 
di« preuss. -weim. Conv. die Nothwendigkeit tod Betchränkungen an. Eine solche liegt z. B. in 
der Bestimmung §. 2. dass Erkenntnisse der fremden Gericblc nur datto vollstreckt werden sollen, 
wenn sie von einem nach ditsem Yerlrage als competent aniuerkenneoden Gerichte geßUlt worden 
sind. Indess eDlhJlt die Convention auch Enceilerwtgen ies Prineipg, indem z. B. im Art. 24. 
.das forum rei sitae in mehreren Fällen für competent, und daher dessen Erkcnnlniss Tür voll- 
streckbar erklSrt wird, in welchen es wenigstens nach der sächsischen Geseligehung nicht com- 
petent, und daher die Erkenntnisse desselben tn Sachien auf die Reqaisflion eines sächsischen 
flerichts nicht vollstreckbar sein würden. Die Fälle, in welchen die gegenseitige RechlsliQlte 
gewihrt werden soll, sind daher lunSchst und hauptsächlich nach dem Inhalte der Oonvenlion zu 
bestimmen. Dies ist es, was durch die veränderte Fassung der preussisch- säcbsischcD und der 
spttereu Convenlionen ; „unter den nachfolgendeii ßetlimmKn^en und Einschränkungen" angedeutet 
wird. Jenes Priucip kommt daher liaupls Schi ich tür die Art der zu leistenden ReclUshüire in 



, oder 



Jeder der a) beiden contrahirenden 
Staaten erkennt in seinem Gebiete die 
Rechtskraft nnd Yollstreckbarkeit der 
richterlichen Erkenntnisse des andern 
Staates, insofern solche Urtheile b) von 
einem nach den näheren Bestimmungen 
des gegenwärtigen Staatsvertrags beider- 



Art. 2. 
Die Vollstreckbarkeit der richterlichen 
Erkenntnisse wird gegenseitig anerkannt, 
dafern diese nach den nühercn Bestim- 
mungen des gegenwärtigen Abkommens 
von einem beiderseits als competent an- 
erkannten Gerichte gesprochen worden 
sind, und nach den Getelzen des Staates, 
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Prenssen -^ Sacliseii 



Erlänternnveifi 



I. Allgemeine Bestimmungen. 



.\ 



Art. 1. 

Die Gerichte der beiden contrahiren- 
den Staaten leisten einander unier den 
nachfolgenden Bestimmungen und Ein- 
schränkungen, sowohl in Civil' als Straf - 
rechissachen diejenige Recht^hülfe, wel- 
che sie den Gerichten des Inlandes 
nach dessen Gesetzen und Gerichtsver- 
fassung nicht verweigern dürfen« 



Zu Art 1. 

Die in die preuss, 'toeimarsche Gonv. einge- 
schalteten,, und aus dieser in alle norddeutschen 
Conventionen übergegangenen Worte: „welche 
sie — Dicht verweigern dürfen" enthalten das 
Princip, von welchem jede derartige Ueb^ein- 
kunft auszugehn hat. Dia^voUkomrone Durchfüh* 
ruDg dieses Princips würde die Sache auf den 
Standpunkt führen, als ob die Gerichte leider 
Staaten nur einem Staate angehörten, upd dies 
ist allerdings die Idee, welche bei dem Abschluss 
solcher Verträge vorschweben muss. Allein die 
vollständige Durchführung des Princips würde auch 

: ■ eine voUkommne Gleichheit der Rechtsverfassung 

Betracht. Indess enthalten auch in dieser Beziehung die Conventionen sowohl BeschränkoDgen als 
Erweiterungen desselben. So kann nach Art. 2. die Vollstreckung von Erkenntnissen ^es mitcon- 
trahirenden Staates, mit der im' Art. 29. festgesetzten Ausnahme, nur an dem in dem^andeni 
Staate beündlichen Vermögen des SachHllligen, wiewohl ohne die im §. 3. der bairisch - würtemb. 
Convention enthaltenen Beschränkungen, verlangt werden. Eine Erweiterung aber enthält z. B. 
Art. 44. der preuss. • sächs. und der spätei;^n preussischen Convv. indem hiernach den auswärtigen 
Rechtsanwälten in Preussen behufs der Beitreibung ihrer Kostenforderungen ein Assistent von Amts- 
wegen bestellt werden soll. Das Resultat ist daher, dass in beiderlei Beziehung, sowohl in 
Hinsicht der Fälle, wo die Rechtshülfe zu leisten ist, als in Hinsicht der Art derselben, das im 
Art. 1. ausgedrückte Princ^ eine. w&«t(2tare Bedeutung hat. Namentlich ergiebt sich hieraus, dass, 
wenn die Vollstreckung eines im Auslande gesprochenen Erkenntnisses verlangt .wird, alle Fragen, 
welche die Art und Weise der Execution betreffen, z. B. in wie weit Immobilien, Handwerkszeug 
u. s. w. in Anspruch genommen werden könne, ob ein Manifestationseid zu fodem sei, u. s. w. 
von dem requirirten Richter nach den Gesetzen seines Landes zu beurtheilep sind. 



II. Besondere BMtttaiinnngeD« 

1) Rücksichtlich der Gerichtsbarkeit in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeit«n* 

Art. « 2. 

* 

Die in Civilsachen in dem einem 
Staate ergangenen, ^) nach dessen Ge- 
setzen vollstreckbaren richterlichen Er- 
kenntnisse 9 Contfimacialbescheide und 
Agniiionsresoluie oder Mandate O sol- 
len, wenn sie von einem nach' diesem 
Vertrage als competent anzuerkennenden 



^ - 



Zu Art. 2. 

Die preuss. ' sächs. Conv. verlangt nicht grade 
ein rechtskräftiges, sondern nur ein nach iden 
Gesetzen des requirirenden Staates vollstreckbares 
Erkenntniss, Bescheid, Besolut etc. Wo daher 
nach den Gesetzen des requirirenden Gerichts 
auch noch nicht rechtskräftige Erkenntnisse oder 
richterliche Decrete provisorisch vollstreckt wer- 



/ 
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Baiern ^ üTArtemberi^ 



seits'als cpmpetent anerkannten Gerichte 
ausgegangen sind. 

a) Die späteren süddeutschen Conventionen , in 
denen dieser Art der erste ist, lesen: „von 
den" statt „der". 

b) Die späteren -süddeutschen Conventionen lesen : 
„sofern dieselben'^ statt „insofern solche Ur- 
theilc ". 



Prensseii — ffelniar 

von dessen Gerichte sie gefallt worden 
sind, die Rechtskraft bereits beschrit- 
ten haben. Solche Erkenntnisse werden 
an dem in dem andern Staate befind- 
lichen Vermögen des Sachfälligeti un- 
weigerlich vollstreckt. «) 

a) Wegen des letzten Satzes v^L §. 3. der bair.- 
iviirtemb. Coov. 



Art. 3. 

Ein von einem zuständigen Gerieht 
gefälltes rechtskräftiges Erkenntniss be- 
gründet vor den Gerichten des anderen 
Staates die Einrede des rechtskräftigen 
Urtheils (exceptio rei judicatae) mit 
denselben IVirkungen^ als wenn das Ur- 
theil von einem Gerichte desjenigen Staa- 
tes, in welchem solche Einrede geltend 
gemacht wird, gesprochen wäre. 



Ein von einem zuständigen Gerichte 
erlassenes rechtskräftiges Erkenntniss be- 
gründet tor den Gerichten«) des anderen 
Staates die Einrede des rechtskräftigen 
Urtheils .^eJTceptio rei judicatae) mit 
denselben Wirkungen , als wenn das Ur- 
theil von einem Gerichte desjenigen Staa- 
tes, in welchem solche Einrede geltend 
Semacht wird, gesprochen worden w^re, 
esgleichen werden solche Erkenntnisse 
an den in dem andern Staate gelegenen 
Gütern des Sachfälligen b) unweigerlich 
vollstreckt, c) wenn ? • 

1) durch gerichtliche Zeugnisse dargethan ist, dass in dem auswärtigen 
Staate selbst, von dessen Gerichten erkannt worden, keine, auch der Zeit und 
den übrigen Verhältnissen nach gleich bereite und hinreichende Vollstreckungs- 
Mittel vorhanden seien, und 

2) keine eignen Unterthanen mit Forderungen sich gemeldet haben, d^ riick- 
sichtlich welcher «) ihnet^ an den ZMr Vollstreckut^ des frem4richterlicnen Er- 
ketmtnisses angewiesenen Sachen ein vorzügliches oder gleiches Reckt gesetzlich 
zusteht. 

«^ Die späteren "süddeutschen Conventionen lesen „dem Gerichte" statt „den Gerichten *S 
.b) Die späteren süddeutschen Verträg^e: „des Vernrtheilten **. 

c) vgl. wegen des letzten Satzes Preussen — Weimar und Preussen — Sachsen, Art. 2. 

d) Wuriemberg — HohenzoUem H. und S. liest : „entweder sich gemeldet haben, oder nach Ausweis 
der öffentlichen Bücher versichert sind*^ 

e) Die späteren südd. Verträge: „für welche". 
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Gerichte erlassen sind y auch in dem an- 
deren Staate an dem dortigen Vermögen 
des SachfäUigen unweigerlich ToUstreckt 
werden« 

Dasselbe soll auch rnchsichilich der 
in Processen vor dem compeienien Ge- 
richt geschlossenen und ncich den Ge- 
setzen des letzteren vollstrechbarenVer- 
gleiche Statt finden. 

Wie weit Wechselerhenntt^se auch 
gegen die Person des Verurtheilten in* 
dem atidem Staate vollstreckt weräen 
können, ist im Art. 29. bestimmt. 

f ) Preussen — RuffoUiadi, und alle spätere Ver- 
trage schieben hier ,,und**^ ein. 

2) in dem Sachsen — AliefUfurffscftM nod allen 
späteren von der sächsischen Hp§. abgesehloss- 
nen Verträgen fehlen die Worte: und Agni- 
tionsresolute oder Mandate, dagegen verbinden 
sie die Worte Erkßnninisse und Coniumacial- 
hescheide durch das Wort und. Die Conv. 
zwischen Schwarzh. Rudolstadt nnd Reuss- 
Greiz sagt: „Erkenntnisse, Gontamacialbe- 
scheide und Mandate *^ i^ 



Erlftnternns^ii« 

den können, wie*z. B. nach preussischen Gc» 
setzen in Alimentalionssachen, nach sächsischen 
da, wo der Appellation die Suspeasivkraft ent- 
zogen ist (Ges. B. V. 28. Jan. 1835. §. 31.) 
bat der requirirte ausländische Richter zu fQgen, 
gesetzt auch, dass nach seinen Gesetzen die Ap- 
pellation in dem fraglichen Falle mit Suspensiv- 
kraft verbunden w'3r6. E^ wird aber in solchen 
Fällen raihsam sein, mit der Requisition einen 
Nachweis über das Gesetz, worauf sie sich grün- 
det, zu verbinden. 

Die Vollstreckung findet veitfagsmlissig nur 
in dem Vermögen, nicht gegen die Person statt, 
ausser bei W^echselschulden. Vgl. Art. 29. ^ Auch 
die Vollstreckung von Gefängnisszwang im Ehe- 
processe kann daher verlragsmässig nicht 'gefe- 
dert werden. 

Auch Vergleiche vor dem Friedensrichter 
dürften als Vergleiche in Processen anzusehn 
sein , da das Verfahren vor dem Friedensrichter 
doch immer ^ ,»Process" ist. 
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Art. 3. 

Ein von einem zuständigen Gericht 
efi^ltes rechtskräftiges CivilerkenninisB 
begründet yor den Gerichten des andern 
der contrahirenden Staaten die Einrede 
der rechtskräftig entschiedenen Sache 
mit denselben Wirkungen , als wenn das 
Erkenntniss yon einem Gericht desjeni- 
gen Staates^ in welchem die Einrede 
geltend gemacht wird, gesprochen wäre. 



Zu Art. 3. 

« 

Eine Beschränkung^ dieses Satzes enthält 
Art. 6. 

Unter dem xusländigen Gerichte ist auph 
hier ohne Zweifel, wenn bei dem Processe ein 
Unterthan des diesseitigen Staates als Beklagler 
concurrirt hat, nur ein solches zu verstehen, 
das nicht blos nach den Gesetzen des fremden 
Staates , sondern nach diesem Vertrage als cem- 
petent anzuerkennen ist. Vgl. Art. 2. 

VgL jedoch hinsichtlich der Wirkungen der 
exceptio r. jud. Savigny, System, Bd. 8. S. 259. 
260. 



Soll daher die Hiilfsvollstreckung an der Substanz unbeweglicher Güter 
geschehen, so ist zuvörderst der Inhalt des fremdrichterlichen Erkenntnisses 
nebst Anzeige der Gilter ^ auf welche die Hiilfsvollstreckung nachgesucht wordet^ 
ist, öffentlich bekannt zu machen, und sind alle Vnterthanen dieses Staates, 
welche etwa aus dem Grunde einer Hypothek oder anderer Titel ein vorzügliches 
oder gleiches Recht an jenen Gütern zu haben meinen, unter Anberaumung eines 
bestimmten Prüclusiv ' Termines aufzufordern, bei dem einschlägigen Gerichte 
erster Instanz ihre Forderungen geltend zu machen, f ) 

f) Der letzte Abschnitt, von den Worten: „Soll daher" bis „geltend zu machen" fehlt in den Ver- 
tragen zwischen Würfemberg und beiden Hohenzollem , so wie in der Convention zwischen H. 
Siegmaringen vnd Baden. In der würtemb, ~ badiscken Conv. «teben statt der Worte: „ans dem 
Grunde einer Hypothek oder anderer Titel" folgende: „aus irgend einem Grunde ".und der 
Schlusssatz lautet: „unter Anberaumung eines PrÜelusiv - Termins aufzufodern, ihre Ansprüche 
bei dem betreffenden Gerichtggeltend zu machen". ' 
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k- *. ■) 

I ist es erlaubt, sich 
orogation der Ge- 
iern Staats, dem er 
latsbiirger nicht an* 
en. 

örde ist befugt, der 
diese Weise ■•) ge- 
n Gerichts in Stel- 
oder Vollstreckung 
tt zn geben. Jedes 
von einem solchen Gerichte gesprochene 
ErkenntnisB wird i» dem einen, so wie 
in dem andern ') Staate als ungültig be- 
trachtet. 

' a) Spätere aüddentsche Verträge ArL 5. 
' b) SpBUre sndd. Virlrige „einea ■okhen". 
c) Spätere nÖiA. Verträge „und dem andern''. 



Preu««en — H^clmar 

11. Besondere BeslimmuDgeii. 

1) Rttcksichtlich der Gerichtsbarkeit in 
bürgerlichen Bechtestreitigkeiten. 

Art. 4. '-•■ 

Keinem Unterthan ist es erlaubt, sich 
dtirch freiwillige Prorogation der Ge- 
fichtsbarkeit des ajidern Staates, dem er 
, als Unterthan und Staatsbürger nicht an- 
gehört, zu unterwerfen. 

Keine Gerichtsbehörde ist befugt, der 
Requisition eines solchen gesetzwidrig 
prorogirten Gerichts um Stellung des 
Beklagten oder Vollstreckung des Er- 
keitntnisses stattzugeben, vielmehr wird 
jedes von einem solchen Gericht gespro- 
chene Erkenntntss i» dem anderen Staate 
als imgültig betrachtet. 



S.A.») 

Beide contrahirende Staaten erkennen 
gegenseitig den Grundsatz, dass der&lif- 

ger dem Gerichtsstände des Beklagten 
zu folgen habe. Es wird daher das Vr- 
. tkeil der fremden Gf^richtsstelle nicht nur 
sofern es den Beklagten, sondern auch 
sofern es den Kläger, z. B. rücksicht- 
Uch der Erstattung von Gericht^kosten 
und dergl. betrifft, in dem anderen Staate 
als rechtsgültig anerkannt und vollzogen, 

■) Spatere südd. Vertrüge Art. 4. 



Art. 5. 
Beide Staaten erkennen den Gmnd- 
satz an, dass der Kläger dem Gerichts- 
stände des Beklagten zu folgen habe ; es 
wild daher das Urthctl der fremden Ge- 
richtsstelle nicht nur, sofern es den Be- 
klagten, sondern auch sofern es den 
Kläger, z. B. rücksichtlich der Erstat- 
tung von Gerichtskosten, betrifft, in dem 
anderen Staate als rechtsgültig erkannt 
und vollzogen. 



Die Widerklage (reconwentio) begrün- 
det die Gerichtsbarkeit des über die Vor- 
klage zuständigen Richters, jedoch nur 
unter der Voraussetzung des rechtlichen 
Zusammenhanges (Connexität) der Wi- 
derklage mit der Vorklage. 

Die spateren süddeatschen Vertrüge enthalten 
hiernbnr im ArL IS. folgead« Be«timmaDg: 

„Dii^ Gerielittbarkeit dei über die Vorklage 
znständigun Richters ist zugleich fnr die Wider- 
klage begriindel. Ea kijnnen in diesem Wege alle 
•nd jede Klagm lail Ausnahme derjenigen , deren 
Art. 13. emähnt (RealkUgen), angebracht werden, 



Art. 6. 
Für die Widerklage ist die Gerichts- 
barkeit des über die Vorklage zustän- 
digen Richters begründet, dafcm nur jene 
mit dieser im rechtlichen Zusammenhange 
steht, utid sonst nach den Landesi/e- 
»etzen des Vorbeklagten zulässig ist. 
Die Convv. von Wtiii'f, Allenlurg nnd Sehic. 
Bitdolttadt mit CiAurg-Gtitha enthallen den Zu- 
latz: „Wo geaetilieh Einreden im Ordinaqiroci'ssi' 
za einer Vgrurtheilung äva Klägers führen, gelten 
lic der Widerklage fileieh." 



IT 
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Art. 4. 

Reinem Unterthan ist es erlaubt, sich 
durch freiwillige Prorogatiofi *) einer 
nach den Bestimmungen des gegenwär- 
ligen Vertrags nicht competenten Ge- 
richtsbarkeit des andern Staates zu un- 
terwerfen. 

Keine Gerichtsbehörde ist befugt, der 
Requisition eines solchen gesetzwidrig 
prorogirten Gerichtes um Stellung des 
Beklagten oder Vollstreckung des Er- 
kenntnisses Statt zu geben, yielmehr wird 
jedes von einem solchen Gericht ge- 
sprochene Erkenntniss in dem anderen 
Staate als ungültig betrachtet. 

1) Sachsen — Ältetiburg and die spüteren säch- 
sischen CoDvenÜonen schalten die Worte ,,durch 
freiwillige ProrofatioD** hinter den Worte« 
..des anderen Staates** ein. 



Zu Art. 4. 

Das Erkenntniss eines vertragswidrig prorogir- 
ten Gerichtes wird nach den norddeutschen Gonven« 
tionen nicht fflr absolut ungültig, sondern nur für 
in dem anderen Staate angüliig erklärt, und daher 
daselhst nicht vollstreckt. Wohl aber kann es 
der prorogirle Richter selbst vollstrecken, oder 
durch ein andres Gericht seines Staates voll- 
strecken lassen, wenn er dazu Gelegenheit hat. 
Die absolute Nichtigkeit des bair. • ijoürlemb. Ver- 
trags würde auch schwer durchzuführen sein, 
da die Prorogation stillschweigend, durch Nii^t- 
vorschülzung der exe. fori ineompetentis ge- 
schehn kann, tind in diesem Falle die Compe- 
tenzfrage oft gar nicht zur Sprache kommt. 



Art« 5« 

Beide Staaten erkennen den Grund- 
satz an, dass der Kläger dem Gerichts- 
stände des Beklagten zu folgen habe, es 
wird daher das Urtheü *) dieser Ge- 
richtssteUe nicht nur, insofern dasselbe 
etwas gegen den Beklagten, sondern auch 
insofern es etwas gegen den Kläger z. B. 
rücksichtlich der Erstattung von Unkosten 
verfügt, in dem andern Staate als rechts- 
gültig anerkannt und yollzogen* 

1) Sat^m — AltefdbuTg und folgende sächsische, 
80 wie Wemar — Reuss- Greiz und Alten- 
bwrg — Rettss - Greiz lesen : „ Erkenntniss *^ 

Art, 6. 

Zu der Insinuation der Ton dem Ge- 
richt eines Staates an einen Unterthan 
des anderen auf eine angestellte Wideiv 
klage erlassenen Vorladung, ao wie zu 
der yolIstreGkttQg des in eiiM»* saldien 
Widerklagsache abgefaasten Erkemitnis- 
ses ist das requirirte Gericht nur unter 
den in seinem Lande in Ansehung der 
Widerklage geltenden gesetzlichen Be- 
stimmungen verpflichtet, wonach audk 
die Bestimmung Art. 3* sich medificirt« 

Die Conw. zwischen Preusicn ond UMdolstadt, 
Krug, InternatioDalrecbt. 



Zu Art. 5. 

Dieser Grundsatz ist im J. 1841 auch auf 
den Denuncianlen , welcher zur Ab- und Er- 
stattung der Kosten in einer Griminalsache (Dieb- 
stahlsbeschuldigung) verurtheilt worden war, an- 
gewendet worden. 

Vgl. jedoch Art. 6. und die Erläuterung zu 
Art. 44. 



Zu Art. 6. 

Die grosse Versehiedenheil der Convenlionen 
ia dtesam. Artikel gründet sich auf die verschie- 
denartige Ausbildung, welche die Widerklage in 
den Partikulargesetzg^ungen erhalten hat« Am 
meisten entfernt sich wohl von dem gemeinen 
Rechte die sächsische Processgesetxgebung, wo- 
nach die Widerklage nur zur Ausführung von 
Einwendungen dient , welclie in der im Executive 
process angebrachten Vorklagsache wegen Illi- 
quidität nicht ausgeführt werden konnten. Der 
Widerbeklagte kann daher niemals zu mehr , als 
zur Herausgabe dessen, wozu der Widerkiäger 

3 
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ihr Gegenstand mag übrigens mit dem Gegenstande 
der Vorklage in Verbindang stehen, oder nicht. ^* 

Nur moss 

a) dem Gerichte jene Gattang von Gerichtsbarkeit 
zustehen, vermöge -welcher dasselbe zur Ent- 
scheidung aber die Widerklage befagt ist, 

b) dem Kläger in Ansehung der Widerklage das 
-Recht der ersten Instanz dadurch nicht ent- 
zogen, und 

c) die Widerklage entweder vor, oder wenigstens 
mit der Antwort auf die Klage vorgebracht wer- 
den ; auch muss 

d) die Wirkung der Widerklage nach der Einlas- 
sung des Klägers auf diese fortdaoem, wenn 
auch der Kläger von der Klage absteht. 



PrensBeii — Weimar 



seines Landes zu beurlheüeD sein. Indes« könnte der Salz wohl unbedenklich als! ein allgemeingültiger 
festgesetzt werden, dass Compensationsansprüche in der Widerklage stets ausgeführt werden können. 
Denn dass die exc> compensalionis mit der Klage connex sei, nicht wegen des Satzes: comp, fit 



§• 7. a) ^ 

Die ProYOcationsklagen (ejr lege diffa- 
mari oder ex lege si contendat) werden 
erhoben yor dem persönlich zuständigen 
Gerichte des Provocanten, oder da, wo- 
hin die Klage in der Hauptsache selbst 
gehörig ist; es wird daher die von die- 
sem Gerichte, besonders im Falle des 
Ungehorsams ausgesprochene Sentenz von 
der Obrigkeit des ProTOcirten als rechts- 
hräftig und yollstreckbar anerkannt. 

a) In den späteren sUddeatschen Conventionen 
Art. 19. gleichlautend. 



Art. 7. 

Die ProYOcationsklagen {ex leae dif- 
fatnari oder ex lege si eotitendai) wer- 
den erhoben Tor dem persönlich zustän- 
digen Gerichte des Provokanten, oder da, 
wohin die Klage in der Hauptsache selbst 
gehörig ist; es wird daher die von die- 
sem Gerichte, besonders im Falle des 
Ungehorsams, rechishräfiig ausgespro- 
chene Sentenz von der Obrigkeit des Pro- 
Yocirten als vollstreckbar anerkannt. 



§. 8. 

(a) Beide Staaten erkennen den Ge- 
richtsstand des Wohnsitzes (Domicils) 
dergestalt an, dass bei persönlichen Klag- 
sachen, welche heinen besondern Ge- 
richtsstand (forum speciale) begründen, 
der Unterthan des einen Staates yon dem 
Unterthan des andern nur vor dem Rich- 
ter seines Wohnsitzes belangt werden 
darf, und das von diesem Richter aus- 
gesprochene rechtskräftige Erhenntniss 
wird aushilfsweise a) an den in dem 
afuieren Staate sich befindenden Gütern 
des Sachfälliaen vollzogen. 

(b) Jedoch können diejenigen, welche, 
ohne Staatsbürger zu sein, in dem einen 
oder in dem anderen Staate eine abge- 
sonderte Handlung, Fabrik, oder anderes 



Art. 8. 

Der persönliche Gerichtsstand, wel- 
cher entweder durch den Wohnsitz in 
einem Staate , oder bei denen, die einen 
eigenen Wohnsitz noch nicht genommen 
haben, durch die Herkunft in dem Ge- 
richtsstände der Eltern begründet ist, 
wird von beiden Staaten in persönlichen 
Klagsachen dergestalt anerkannt, dass 
der Unterthan des einen Staates von den 
Unterthanen des andern nur vor seinem 

Sersönlichen Richter belangt werden 
arf. 
Es müssten denn bei jenen persön- 
lichen Klagsachen neben dem persön- 
lichen Gerichtsstande noch die beson- 
deren Gerichtsstände des Kontrakts, 
oder der geführter^ Verwaltung concur- 
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in der Voriclage Tenirlheilt worden, venirtheilt 
werden« Darauf bezieht sich die im Art. er- 
wähnte Modification des Art. 3. Sollte eine 
allgemeine deutsche Convention zu Stande kom- 
men, so w&rde, hei jener grossen Verschiedenheit 
der Processrechte, darin wohl* eine so vollständige 
Rechlshülfe , wie in den meisten jpreussischen, 
nicht zugesagt werden können, sondern es würde 
bei dem Princip der sächsischen Gonvenlionen 
bewenden müssen, dass der requirirte Richter die 
Statthaftigkeit der Widerklage und den Umfang 
der zu gewährenden RechtshCllfe nach seiner 
Landesgesetzgebung zu beurtheilen hat. Auch 
die Frage, ob Gonneiität erfoderlich, und was 
darunter zu verstehn sei, würde demzufolge 
■ ^ von dem requirirten Richter nach den Gesetzen 

ipsQ jurey sondern deshalb, weil die comp, dem Reklagten ein Reeht giebt, seine Gegenfordeinuig 
mit der geklagten behufe der Abrechnung in Verbindung zu bringen, dürfte wohl gegenwärtig als 
ein allgemein anerkannter Satz zu betrachten sein. Vgl Krug, Lehre von der Gompens. S. 268. 



nrenssen — Sacliseii 

Preuseen and Reu$» alt. £., Reuse jung. L. and 
Rudoletadt and den beiden reuss. Linien schliessen 
sich in der Fassung dieses Artikels der Conv. zwi- 
schen Preuesen and Weimar an. 

Treuseen — Bemhwrg lautet: „Das über die 
Klage zaständige Gericht ist aych zur Entscheidung 
über jede nach den Landesgesetzen zulässige Wi- 
derklage befugt.*' 

Treussen — Brnwnschweig : „Das über die 
Klage kompetente Gericht ist auch zur Entscheidung 
über jede nach den Landesgesetzen zulässige Wi- 
derklage befugt, mit alleiniger Ausnahme der Real* . 
klagen, possessorischen Rechtsmittel und sogenann- 
ten adiones in rem scriptae , dafem sie eine, dem 
Gerichte der Vorklage nicht unterworfene fifi&e- 
wegliche Sache betreffen." 

Die späteren sächsischen Conventionen sind der 
preass. -sächsischen conform. 



Art. 7. 

Die ProTOcatioDskla^en (e^ lege dif- 
famari oder ex lege s%^ coniendat) wer- 
den erhoben yor demjenigen Gerichte, 
vor welches die rechtliche Ausführung 
des Hauptanspruchs gehören wiirde; es 
wird daher die vor ^) diesem Gerichte, 
besonders im Fall des Ungehorsams, aus- 

Sesprochene Sentenz Ton der Obrigkeit 
es ProYOcirten als rechtsgültig und voll- 
streckbar anerkannt. 

1) vor statt von ist ein offenbarer Druckfehler, 
der aber in fast alle späteren Conventionen 
dieser Familie übergegangen ist. 



, Zu Art 7. 

Der schon in der besondem Gonv. zwischen 
Sachsen und Preussen vom 30. Sept. 1819» 
Ges. Sml. 1819. S.220. ausgesprochne Grundsatz, 
dass das forum der Hauptklage für die Provo- 
cationsklage ausschliesslich competent sei, ist 
allerdings der Natur der Sache und dem sächsi- 
schen Processrechte gemäss. Indess würde durch 
die in den Conventionen der ersten und zweiten 
Familie verstattete Wahl wenigstens der Inländer 
dem Ausländer gegenüber durchaus nicht be- 
nachtheiligt werden. 



Art 8. 

Der persönliche Gerichtsstand, wel- 
cher entweder durch den Wohnsitz in 
einem Staate, oder bei denen, welche 
einen eigenen Wohnsitz noch nicht ge- 
nommen haben, durch die Herkunft in dem 
Gerichtsstande der Eltern begründet ist, 
wird von beiden Staaten in persönlichen 
Klagsachen ^) dergestalt anerkannt, dass 
die Unterthanen des einen Staates von 
den Unterthanen des andern Staates 2) 
in der Regel und insofern nicht in nach- 
stehefui erwähnten Fällen specielle Ge- 
richtsstände concurriren, nur vor ihrem 
respectiven persönlichen Richter belangt 
werden dürfen. 

1) Sachsen — Ältenburg und spätere sächsische 
Conw. lesen: Klagen st. Klagsachen. 



Zu Art. 8. 

Vgl. über den persönlichen Gerichtsstand 
Art. 9. 10. 11. 12. 13. und 14. Nach Auf- 
nahme dieser besonderen Bestimmungen über 
die Beurtheilung des Wohnsitzes sind die Worte 
„welcher entweder" bis „begründet ist" eigent- 
lich überflüssig und man hätte zu der Fassung 
des bair. - würtemb« Vertrages zurückkehren kön- 
nen. Namentlich kann das Wort „Herkunft" 
zu Misverständnissen führen, da man darunter 
auch die politische Heimat (vgl. Art. 48.) ver- 
steht Auch ist das f. originis nicht in jedem 
Gerichtsstande der Eltern, und auch nicht beider 
Eltern, sondern nach Art Hfl*, in dem per- 
sönlichen Gerichtsstande des Vaters, oder der 
Mutter begründet 
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IPrmmmmen — HW^intmir 

riren, welchen Falls die persönliche 
Klage auch vor diesen Gerichtsstän- 
den erhoben werden kann. 



dergleichen Etablissement besitzen, we^ 
gen persönlicher Verhindlichheiten* trei- 
che sie in Ansehung solcher EfaoUsse^ 
ments eingangen haben, sowohl vor den 
Gerichten des Landes, wo die Gewerbs^ 
anstalten sich befinden, als vor dem 
Gerichtsstande des Dcndcils nach den 
Regeln der Prävention auch ausser dem Falle des Concurses belangt werden. ^) 

(c) Auch können die ünterthanen des einen Staates, welche in dem andern 
begütert sind, von dem Fiscus sowohl y als von den ünterthanen dieses Staates 
nicht nur in Real-- sondern auch in Personal- Klagsachen vor den Gerichten 
desselben, wo nämlich die Güter sich befinden, belangt werden, jedoch nur in 
so weit, als diese Güter einen^ zureichenden Executionsgegenstand darbieten, oder 
dafür angenommen werden wollen» 

(d) Bei Auswandermiaen hat der Auswandernde noch ein Jahr lang nach 
seiner Auswanderung vor aen Gerichten des Staates., wekhen er verlassen, 

a) V^l. oben §. 3. 

b) Vgl. zu (b) Preusten — Weimar Art. 14. und Preassen — Sachsen Art. 16. 



Preusfi. Allg. Gerichts - Ordnung Theil L Tit. 2. «) 

§. 10. 

Die Absiebt, seinen beständigen Wohnsitz 
an *einem Orte nehmen zu wollen , kann sowohl 
ausdrücklich, als durch Handlungen oder That- 
sachen geäussert werden. 

§. 11. 

Für eine solche stillschweigende Aeusserung 
ist es zu achten, wenn jemand an einem ge- 
wissen Orte ein Amt, welches seine beständige 
Gegenwart daselbst erfordert, fibernimmt, Handel 
oder Gewerbe daselbst zu treiben anfängt^ oder 
sich daselbst alles, was zu einer eingerichteten 
Wirlhschart gehört, anschafü. 

a) Da Art. 9— 14, infleichen Art. 17. und 18. 
in der bair. - ^wörteiib. und den äbrigvn süd- 
deutschen Gonveationen fehlen, ist der dadurch 
frei werdende Raum zum Abdruck derjenigen 
§$. der preuss. Gerichtsordnung, aus welchen 
diese Artikel entnoininen sind, benutzt worden. 



Art. 9. 

Die Absicliti einen beständigen Wohn- 
sitz an einem Orte nehmen zu wollen, 
k^ann sowohl ausdrücklich | als durch 
Handlungen geäussert werden* 

Das Letztere' geschieht, wenn Jemand 
an einem gewissen Orte ein Amt, wel- 
ches seine beständige Gegenwart daselbst 
erfordert, übernimmt, Handel oder Ge- 
werbe daselbst zu treiben anfängt, oder 
sich daselbst alles, was zu einer einge- 
richteten Wirthschaft gehört, anschafft« 
Die Absicht muss aber nicht blos in Be- 
ziehung auf den Staat, sondern selbst 
auf den Ort , wo der Wohnsitz genom- 
men werden soll, bestimmt geäussert 
sein, 

VgU die Erläuterung zu Art. 11. 
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2) Die Worte : ,, von dea Unterthanen des an- 
dern Staates^* sind in den spateren sächsischen 
Conventionen weggelassen, da natüriich die 
Unterthanen des eignen Staales ihre Mifcbärger 
noch viel weniger in dem andern Staate belangen 
sollen. Aueh die Worte ,,in der Regel" und 
„respectiven" könnten ohne Nachlhell wegfallen. 



lipHI«teraii9«ii4 



wegen der Ansprüche, die vor der Auswanderung gegen ihn erwachsen sind, zu 
Recht zu stehen, c) 

c) Die späteren Conventionen dieser Familie, '(die s'dddeatschen) wo dieser Art. der Gte ist, sind bis 
zu den Worten „an den in dem andern Staate sich befindenden Gütern des Verortheiken voll- 
zogen" iibereijistimmcnd. Dann fahren sie so fort: 

„ Hat jemand neben seinem ordentlichen Wohnsitze in seinem Staate aach einen' zeitlichen ' 
Aufenthalt in dem andern Staate, sei es wegen des Besitzes nnbeweglicher Güter, oder wegen 
irgend eines Gewerbes oder einer Beschäftigung; so hat der Kläger bei persönlichen Klagen 
die Wahl, ob er den Beklagten an dem Orte des Wohnsitzes oder des Aufenthaltes belangen 
will, in welchen Falle der GerichtsstatfH dnrch Prävention begründet wird. 

Wenn nach den Gesetzen eines der beiden Staaten ein auswandernder Unterthan noch inner- 
halb eines gewissen Zeitraomes, z. B. eines Jahres, wegen der vor seinem Wegzage erwachse- 
nen Ansprüche vor den Gerichten des Landes, das er verlässt, Recht zu geben oder za nehmen 
hat, 60 wird die Zuständigkeit dieser Gerichte von dem andern Staate, wenn auch keine Litis- 
pendenz zur Zeit des Wegzugs vorhanden ist, für die innerhalb jenes Zeitraums recbtAbangig 
werdenden Ansprüche anerkannt ** 



. ' Art. 9. 

Ob jemand einen Wohnsitz in einem 
der contrahirenden Staaten habe, wird 
nach den Gesetzen desselben beurtheilt» 



Zu Art. 9. 

Die veränderte Bestimmung des Art. 9* ist 
aus dem Princip hervorgegangen, so wenig sulä 
möglich materielle Rechlssdlze, durch welche 

* in da» bestehende Landesrecht der einzelnen 

Staaten eingegrilTen wird, aufzunehmen. Wird 
daher ein Unterthan eines der contrahirenden Staaten in dem andern verklagt, so ist nach den 
Gesetzen des letzteren, und milliin auch von den Gerichten desselben, zu beurlheilcn, ob er daselbK 
einen Wohnsitz habe, oder nicht. Wird diese Frage bejaht, so kann die Vorladung und die Voll- 
streckung des Erkenntnisses von dem andern Staate nicht um deswillen verweigert werden, weil 
nach seinen Gesetzen der Aufenthalt in dem anderen Staate nicht als ein Wohnsitz anzuerkennen 
gewesen wSre, sondern es kann höchstens über eine unrichtige Anwendung der Gesetze des 
anderen Staates Beschwerde geführt werden. 

Die Bestimmung der preuss. • weimarschen Gonv., dass auch die Uebernahme eines Amtes, 
welches die beslSndige Gegenwart erfordert, in dem anderen Staate das f. domicilii in demselben 
begründe, machte in dör preuss. Gerichtsordnung, woraus sie entlehnt ist, keine Schwierigkeit, 
Als Stipulation zwischen zwei unabhängigen Staaten kann sie nicht blos auf solche Aemter bezogen 
werden, welche von dem Staate, in welchem der Beamte seinen Aufenthalt nimmt, übertragen 
worden sind — denn hier würde sie sich von selbst verstehen — sondern muss auch für solche 
Personen gellen, die im Auftrage des anderen Staates ein Amt verwalten, das ihre beständige 
(legenwart in dem Gebiete des mKconlrahirenden Staales erfordert, wie z. B. bei den Beamten, 
welche die Staaten des Zollveceines in den gegenseitigen Ländern zu halten berechtigt sind, 
(Art 31. und 32. des Zollvereinjgungsverirags zwischen Preus^en und den Übrigen Staaten des 
Zollvereins) oder wenn die Postanslalt etc. von einem benachbarten Staate verwaltet wird. Indess 
bestehen für Fälle der letzteren Art gewöhnlich besondre Verträge. Vgl. Staatsvertr. wegen zett- 
weiser Ueberlassung des lierzogl. S. Allenburgschen Postregals an die Krone Sachsen v. 2. Juli 
1844. Art. 14. Sachs. G. u. V. Bl. 1847. S. 126. Auch wird eine Ausnahme durch die Grund- 
sätze von der Exterritorialität begründet. 
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Balem ^ HVürtemliers 

Prenss. Allg. G. 0. a. a. 0. 
• §. 15. . ■ 

« 

Wer an zwei verschiedenen Orten völlig ein- 
gerichtete Wirlhschaften hat, und abwechsebd 
bald an dem einen, bald an dem andern Orte 
sich aufball, oder Gewerbe treibt, muss die 
Gerichte beider Orte als seinen persönlichen Ge- 
richtsstand anerkennen, und es hängt von der 
Wahl des Klägers ab, wo ihn derselbe belangen 
will. 

Vgl. die späteren sUddeatschen Gonventionen 
Art. 6. (Anm. c. zu §. 8. der bair.-würt. Conv.) 

Preuss. Allg. G. 0. a. a. 0. 

§. 18. 

Ist der Vater noch am Leben , so begründet 
der jedesmalige Wohnsitz desselben zugleich den 
ordentlichen Gerichsstand des noch unter seiner 
Gewalt befindlichen Kindes ; ohne Rücksicht auf 
den Ort, wo dasselbe geboren worden, oder 
wo das Kind sich nur auf eine Zeitlang auf- 
halt. 



Preussen — IVeiiiaar 

Art. 10. 

Wenn Jemand sowoM in dem einen, 
als in dem andern Staate seinen Wohn- 
sitz in dem landesgesetzlichen Sinne ge- 
nommen hat, so hängt die Wahl des 
Gerichtsstandes vom Säger ab. 



Art. 11. 

4 

Der Wohnsitz des Vaters, wenn die- 
ser noch am Leben ist, begründet zu- 
gleich den ordentlichen Gerichtsstand des 
noch in seiner Gewalt befindlichen Kin- 
des, ohne Bücksicht auf den Ort, wo 
dasselbe geboren worden, oder wo das 
Kind sich nur eine Zeit lang aufhält. 



Preuss. Allg. G. 0. a. a. 0. 
§20. 

Ist der Vater bereits verstorben , so verbleibt 
der Gerichtsstand, unter welchem derselbe zur 
Zeit seines Ablebens innerhalb de^ Landes sei- 
nen Wohnsitz hatte, der ordentliche Gerichtsstand 
des Kindes , so lange dasselbe noch keinen eige- 
nen Wohnsitz genonunen hat. 

Vgl. hiermit §. 24. ebcndas., (s. die folg. Seite) 
wonach Unmündige ihren Wohnsilz nicht eigen« 
mächtig verändern kö.nnen. 



Art. 12. 

Ist der Vater verstorben, so verbleibt 
der Gerichtsstand, unter welchem der- 
selbe zur Zeit seines Ablebens seinen 
Wohnsitz hatte, der ordentliche Gerichts- 
stand des Kindes, so lanee dasselbe noch 
keinen eigenen ordeniUchen Wohnsitz 
rechlich begründet hat. 
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* 

Art. 10. 

Wenn Jemand in beiden Staaten sei- 
nen Wohnsitz in landesgesetzlichem Sinne 
genommen hat, hängt die Wahl des Ge- 
richtsstandes yon dem Kläger ab. 



ErlAnterniifeii« 

Zu ArL 10. 

In den späteren preussischen Conventianen 
sind die Worte „ in landesgesetzlichem Sinne" 
gesperrt gedruckt. Es wird daher ein besondrer 
Werth darauf gelegt, und es könnte hiernach 
scheinen , als solle der requirirle Richter beur- 
'■ \ ~* ~^ *theilen , ob sein Gerichtsuntergebner nach seinen 

Gesetzen auch in dem anderen Staate einen Wohnsitz habe. Allein dies würde offenbar der im 
vorhergehenden Art. aufgestellten Regel widersprechen, da hiemach die Wohtisitzfrage allemal nach 
den Gesetzen des Landes beurtheilt werden soll, wo der Wohnsitz geltend gemacht wird. Vgl. die 
£rläut. zum vorherg. Art. Die nebenstehend abgedruckte Restimmung der preuss. Gerichtsordnung 
kann daher in Fällen, wo' Jemand in Sachsen auf den Grund eines von den dortigen Gerichten' 
anerkannten^ doppelten Wohnortes in Anspruch genommen worden ist, nicht massgebend sein. 



Art, 11. 

Der Wohnsitz des Vaters, wenn die- 
ser noch am Leben ist, begründet zu- 
gleich den ordentlichen Gerichtsstand der 
Kinder, welche sich noch in seiner Ge- 
walt befinden, ohne Rücksicht auf den 
Ort, wo die Kinder geboren sind, oder 
sich nur eine Zeit lang aufhalteob 

Die spateren sächsischen Conventionen so wie 
die zwischen den ihwringischen Staaten unter ein- 
ander abgeschlossenen Conventionen dieser Familie 
mit Ausnahme der zwischen Reuss - Gera und Ru- 
dolstadt schalten hier als Art. 11. foJi^ende Be- 
stimmung ein: 

,,Der persönliche Gerichtsstand wird auch 
durch den Besitz eines Lehngutes für den Va- 
sallen, so wie in allen Sachen, welche das 
Lebnsverhältniss betreffen, durch die gesamte 
Hand an einem solchen Gute fdr die Mitbe- 
lehnten begründeL" Vgl. bair.-würtemb. Conv. 
§. 8 (c). 

Der obige Art. 1 1 . fuhrt daher in diesen Conven- 
tionen die Nummer 12. ^ 

Dasselbe besagt ein Zusatz der preussisch-hemhwrgschen Conv. im Art. 24. S. unten Anm. 2. 
zu Art. 24. und vgl. Art. 26. der preussisch - weimarschen Conv. 

Der in den sächsischen Ländern geltende volle Landsassiat ist hierdurch auf die ^ im Art. ange- 
gebenen Fälle beschränkt worden. Zwischen dem K. Sachsen und Preussen ist er bereits durch 
die Hauptconvention vom 28. Aug. 1819. Art. IlL Nr. 3, aufgehoben. 



Zu Art 11. 

Auch hei emaDcipirten Kindern würde nach 
Art. 8. dasselbe gelten, so lange sie noch keinen 
eigenen Wohnsitz genommen haben. Ausnahmen 
s. im Art. 13. und 18. Dass die Frau den 
Gerichtsstand des Mannes theilt^ versteht sich von 
selbst, weil sie, so lange die Ehe besteht, hei» 
nen anderen Wohnsitz haben kann. Wegen der 
Dienstboten s. Art. 18. Nach preussischem Recht 
(Anhang zur Allg. G. 0. §. 7.) sind yon der 
Bestimmung des §. 18. der Allg. G. 0., Auscul- 
tatoren und Referendarien ausgenommen, die^ 
wenn sie sich auch noch unter väterlicher Gewalt 
befinden, der Gerichtsbarkeit desjenigen Gerichts 
unterworfen ^ind, hei welchem die Mitglieder 
der Behörde, hei welcher sie arbeiten, ihren 
Gerichtsstand haben. Diese Ausnahme würde 
nach §. 9. der Conv. wohl auch hei einem 
Auscultator beobachtet werden müssen, dessen 
Vater in Sachsen wohnt. Nach §. 9. der preuss.- 
weimarsöhen Conv. wäre dies unzweifelhaft. 



Art. 12. 

Ist der Vater Torstorben, so verbleibt 
der Gerichtsstand) unter welchem der- 
selbe zur Zeit des Ablebens seinen ^) 
Wohnsitz hatte, der ordentliche Gerichts- 
stand der KJnder, so lange dieselben 
noch keinen eigenen ordentlichen Wohn- 
sitz begründet haben. 

1) In den späteren sächs. Conventionen trägt die- 
ser Artikel die Zahl 13. 

2) Die späteren säcbs. Conventionen lesen „den" 
St. ,, seinen". 



Zu Art 12. 

Ordentlicher Gerichtsstand bildet nach der 
preuss. Gerichtsordnung Th. I. Tit. 2. §. 2. und 
§. 7. den Gegensralz des ausserordentlichen, wel- 
cher duinph Auflragserlheilung oder Prorogation 
begründet wird. Da diese beiden ausserordent- 
lichuen Gerichtsstände nach der Convention (§. 4.) 
nicht in Betracht kommen können, so ist das 
Wort hier gleichbedeutend mit persönlichen Ge- 
richtsstand zu nehmen, wie denn auch in der 
preuss. G. 0. „ordentlicher Gerichtsstand einer 
Person" häufig gleichbedeutend und alternirend 
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BaiecM — 



l^r^mmmmn — UTelmmp 



Preuss. Allg. G. 0. a. a. 0. 

§..22. 

Wenn ein Mensch seinen vorigen WohnsiU 
aufgegeben hat, ipid, ohne anderswo eine feste 
\Vohnung zu nehmen, im Lande henimirrt; so 
wird derselbe, im rechtlichen Sinne, als ein 
Vagabnnde betrachtet. 

§. 23. 

£ben dafür ist derjenige anzusehn, welcher, 
ohne irgendwo einen Wohnsitz genommen zu 
i&ri>en, den Gerichtsstand setner Herkunft schon 
«eil länger als drei Jahren verlassen hat, oder 
dessen Geburtsort unbekannt, oder ausserhalb 
der KSniglichen Lande gelegen ist. 

§. 24. 

Doch sind hiervon solche Personen, die unter 
Eitern, VormOadern, oderGutsherrscbaflen stehen, 
und daher ihren ordentlichen Gerichtsstand nicht 
eigenmächtig verändern können ^ ingleichen das 
Gesinde nach §. 13. auszunehmen. 

§. 25. 

Ein Vagabunde (§. 22. 23. 24.) kann vor 
jedem Gerichte in Anspruch genommen werden, 
wo er angetroffen wird. 

Preuss. Allg. G. 0. a. a. 0. 

§. 21. 

Ist der Vater unbekannt, oder das Kind 
nicht aus einer Ehe zur rechten Hand erzeugt, 
so richtet sich der Gerichtsstand eines solchen 
Kindes auf gleiche Art nach dem pei^nlichen 
Gerichtsstande der Multer. 



Art, 13. 

Ist der Vater rnihekannt^ oder das 
Kind nicht aus eines Ehe zur rechten 
Hand erzeugt, so richtet sich der Ge- 
richtsstand eines solchen Kindes auf glei- 
che Art nach dem gewöhnlichen Gerichts- 
stande der Mutter. 

Vgl. die Erläoteruiif^. 
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Preuüften — Sacluiea 



Art. 13. 

Hat das Kind ^u Lebzeiten ..des "Ka- 
ters oder nach seinem Tode den Wohn- 
sitz desselben yerlasi^en, und innerhalb 
3 Jahre nach erlangter Volljährigkeit 
oder aufgehobener yäterlicher Gewalt 
keinen eigenen festen Wohnsitz genom- 
men, so verliert es, in den preussischen 
Staaten, den Gerichtsstasd des Vaters, 
und wird nach den Gesetzen seines je- 
desmaligen Aufenthalts beurtheiltt 

In den späteren nicht ^ preussischen Convention 
nen fehlt dieser Artikel. 

In der preussisdh - hemburgseiien Convention 
fehles die Worte „in den preasslschen Staaten ^^ 
es tritt also auch in dieser Bezielranjp volle Ge« 
gensei tigkeit ein. 

In der pretiss, - sof^dersh, Conv. ist nach den 
Worten „in den preass. Staaten^' noch eingeschal- 
tet: „nicht aber Im FürsteaÜium Sehwarzb. Son- 
dershansen ^^ 



mit ,j)or8diilieh6r GeriehtsstaniP' gebraucht wird. 
Don Gegensatz bilden nssh Art 8. der Conv. 
die speciellen- Geric{|tgst2nde des Gontracts etc. 
und der im Art* 18. aus^abms weise bestimmte, 
also ausserordentliche persönliche Gerichtssland. 

Genau genommen erscheinen alle die im 
Art. 10 — 14. getroffenen Bestimmungen nach 
Aufnahme der iu^ Art ^ und 9. ausgedrückten 
Regeln entbehrlich. » 

Vgl. auch die ErläuL zu Art. 11. 

Zu Art 13. 

Nach der nebenstehend abge4ruckten Bestim- 
mung im §. 25. der preuss. Altg. G. 0. wQrde ein 
solches Individuum unbedenklich auch in Sachsen 
in Anspruch genommen werden können, wejm 
es dort anzutreffen ist 



Art. 14* 

Ist der Vater unbekannt^ oder das 
Kind nicht aus einer Ehe zur rechten 
Hand erzeug, so richtet $ich der Ge- 
richtsstand eines solchen Kindes auf glei- 
che Art nach dem gewöhnlichen Gerichts« 
Stande der Mutter. 



Zu Art. 14. 

Auf das Wort „gewöhnlichen** ist kein be- 
sondres Gewicht zu legen, so dass etwa ein 
solches Kind den privilegirten oder exemten Ge- 
richtsstand der Mutter nicht theilte. Im weimar- 
schen Entwürfe fehlten die Worte : „der Mutter'*. 
Im preussischen Gegenentwurfe wurden sie, of- 
fenbar nur zur ErlAuterung, hinzugefügt VgL auch 
die nebenstehend abgedruckte Bestimmung der 
preuss. AUg. G. 0. wo es heisst: „nach dem per- 
sönlichen Gerichtssunde der Mutter**. 



Krag , Itttenialionalrecht* 
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Balern — WArtemlierir 



Preusflen — U^elmar 



Besondre Uehereinkunft, die ßevofmundung der- 
jenigen Mindetjährigtfn leireffend, Vielehe xh- 
gleich inWüriemberg tuM tti B<ii>m Vermögen i 

herilzeny vom 31. Dec. 1825. WürU Reg. El. 
S. 26 ff. *) 

An. 1. 

« - _ 

Wenn Jemand, der im I^ R. W&rtemberg 
und im K. R. Raten zugleich Vennögen besitxt • ' 

(es sei ein Mann oder eine Frau, welche als '• 

Wiitwe vermöge der Gütergemeinschaft in dem 
; Vermögen sitzen geblieben war) mit Hinterlassung 
eines oder mehrerer unmündiger Kinder stirbt, , 
so ist die Vormmidschafll über diese in demjenigen 
Staate zu bestellen, in weichem der oder die 
Verstorbene den Wohnsitz hat. 

Wwriemb. — Baden nnd die abrigen Conw. 

^ dieser Familie Art. 23. sprechen denselben Grand- 

• satz aas, and fägen hinza: „Das Bestehen and 

die Paner der Minderjährigkeit, die Nothwendig- 

. keit einer wirklichen Bevorinandang , und was 

.■• sonst dabei in Frage kommt, richtet sich nach 

. den Gesetzen des nehmlichen Staates«*' 

« Art. 2. 

* Rer andere der beiden Staaten macht sich verbindlich, alles bewegliche Vermögen, welches 
der oder die Verstorbene in demselben besessen hat, an diese Vormundschaft auszuantworten, oder 
zur Verwaltung zu überlassen; und es sollen der Vormund oder die Vormünder, auch in An- 
sehung dieses Vermögens, nur allein der sie bestellenden ObrigkeU des Wohnorts Rechnung zu 
stellen schuldig sein. 

Uebrige südd. Conw. Art. 24: — za überlassen; „anch sollen der Vormand o. die Vormünder 
— dieses Verm. nnr ihrer Obrigkeit verantwortlich sein'^ 

Art. 8. 

Hatte der oder die Verstorbene in demjenigen der beiden Staaten, in welchem sie nicht 
wohnten , unbewegliches Vermögen ; so wird in Ansehung desselben für die Minorennen in diesem 
Staate auch noch eine Güter -Guralel (curalela reali») obrigkeitlich bestellt. 

Werden & der Folge diese Immobilien in gesetzmSssiger Art f anz oder zum Theil verSussert, 
verkauft, gegen auswärts gelegene Güter verlauscht u. dgl. $ so löst sich auch die Güter -Curalei 
in so weit auf, und insbesondere sind die beweglichen Surrogate der veräujserten Güter nach 
Art. 2. zu behandeln. ' 

Uebrige südd. Conw. Art. 25. gleichlautend. Nor findet sich in Baden - Siegmmingen der Druck- 
fehler „Hat** St. „Hatte*' am Anfange des Art. 

Art. 4. 

Derjenige der beiden Staaten, in welchem eine solche Güter- Curatel zu bestellen ist, 
macht sich im Voraus verbindlich, den oder die im Staate des Wohnorts aufgestellten, ihr nam- 
haft zu machenden Vormund oder Vormünder; auch als Güter- Curator oder Curatoren anzuer- 
kennen, unter der Verbindlichkeit, der Ober -Curatel über die Verwaltung der dort gelegenen 
Güter Rechnung zu legen und deren Genehmigung oder Consens bei VerSusserung , Verpfandung 

*) Der Inhalt dieser besondem Conv. ist in die späteren snddeatschen Conw. ArU 23 — 28. aofge- 
nommen. 
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Frentiseii — Sadtflen 

* 

Art. 15, 

Die BesteUang der PersonalTormimd- 
schaft für unmündige oderibnen gleich- 
zuachtende Personen gehört vor die Ge- 
richte^ wo der PflegbefoUene sich we- 
sentlich aufhält. In Absicht der zu dem 
Vermögen der Pflf^befohlenen gehörigen 
Immobilien , welcn# unter der «nderen 
Landeshoheit liegen, steht der jenseitigen 
Gerichtsbehörde frei, wegen dieser be- 
sondere Vormündej*' zu* bestellen, oder 
den auswärtigen Personalvormund eben- 
falls zu bestätigen, welcher letztere je- 
doch bei den auf d^s Grundstück sich 
beziehenden Geschäften die am Orte des 
gelegenen Grundstücks geltenden gesetz- 
lichen Vorschriften ZH befolgen hat. Im 
ersteren Falle sind die Gerichte derHanpt- 
vormundschaft gehalten, der Behörde, 
welche wegen der Grundstücke besondere 
Vormünder bestellt hat, ans den Acten 
die nöthigen ^Nachrichten auf Erfordern 
mitzutheilen , auch haben die beidersei- 
tigen Gerichte wegen Verwendung der 
Einkünfte 'aus den Gütern, soweit solche 
zum Unterhalte und der Erziehung oder 
dem sonstigen Fortkommen 'der Pflegbe- 
fohlnen erforderlich sind^ sich mit einan- 
der zu vernehmen, und in dessen Ver- 
folg das Nöthige zu verabreichen. 

AbweichuDgen der prßus9i$ch *' bramuehweig^ 
sehen Convention: 

1) statt der Worte: „wo der Pflej^befoMene sich 
wesentlich aufhält '% folgende: 
„wo der Pflegbefohlene seinen Wohnsitz hat, 
oder, bei maugelndem Wohnsitze, wo er sich 
aufhält, und bei doppeltem Wohnsitie (Art. 10.) 
ist das pravenirende Gericht competeat. *' 

2} am Schiasse Zusatz: 

„ Erwirbt der Pflegebefohlene später in dem 
anderen Staate einen Wohnsitz in dem lan- 
desges^etzlijhen Sinne , so kann die (Perso- 
nal- oder Haapt-} Vormundschaft an das 
Gericht seines neuen Wohnsitzes zwar über- 
gehen, jedoch nur auf Antrag des Vormun- 
des and mit Zustimmung der beiderseitigen 
obervormundschaftiichen Behörden. 

Die Beendigung der (Personal-) Vormund* 
schall richtet sich nach den Gesetzen des 
Landes, unter dessen Gerichten sie steht, 
und tritt bei herzoglich braunsehweigschen 
Pflegbefohlenen mit dem zurückgelegten 21. 
Jahre ein,- jedoch dergestalt, dass der übri- 
gens Volljäbrige bis zum Ablaufe des 25. 
Jahres bei Verfdguogen über die Substanz 
seines unbeweglichen und Kapitalvermögens, 
gleich einem Vormonde, an die Genehmigung 
der vormundschaftlichen Behörde gebunden 
ist. 



llrlAnienuiyeli. 

Zu Art. 15. 

Dieser Artikel ist fast wörtlich aus §. 12. 
und 14. der zwischen Preussen und Sachsen 
wegen Abgabe und Fortsetzung der in dem König- 
reiche und dem Herzoglhum Sachsen anhängigen 
Rechtssachen unterem 20. Febr. 1816 abgeschlos- 
senen Convention (Gesetisamml. f. d. K. Sachsen 
V. J. 1819. S. 322. 823) enUehnt. Es ist daher 
nicht anzunehmen, dass mit den (schon dort- 
gebrauchten) Worten „Gerichte, wo der Pflegbe- 
fohlene sich wesentlich aufhält" etwas Andres, 
als der nach Art. 8 — 14. zu beurlheilende per- 
sönliche Gerichtsstand des Pflegbefohlenen, also 
bei ehelichen Kindern da» Gericht des Ortes, wo 
der Valer zur Zeit seines Ablebens seinen Wohn- 
sitz hatte, habe bezeichnet werden sollen. Nur 
bei einem doppMten Wohnsitze (Art. 10.),wflrdtt 
der wesentlichere Aufenthalt entscheiden vüssen. 
Die sflddeutschen Gonw. enthalten für diefiien Fall 
bestimmtere Vorschriften. Vgl. auch die preuss.- 
braunschweigsche Conv. 

Bei unehelichen Kindern entscheidot nach . 
Art. 14. Ober die Bevormundung der Wofausite * 
der Mutter. Hat die Mutter, bevor eine Bevor- 
mundung eintritt, ihren Wohnsitz verändert, so 
entscheidet ihr dermaliger Wohnsitz; verändert « 
sie ihn nach erfcrfgter Bevormundung, so ist die 
Vormundschaft an das Gericht ihres neuen Wohn- 
sitzes abzugeben. Diese Grundsätze sind in einer 
Circularverordnung des preussisohen Justizmini- 
steriums an die OLandesgerichte vom 12. lan. 
1837 ausgesprochen und auch vom sächtisd^eii 
Justizministerium im J. 1840 unter Bezugnahme 
auf die Nachtragsconvention mit Preussen wegen 
der Uebemahme Ausgewiesener vom 20. Nov. 1 838 
zu a, l.und2. (sächs G. u. V. Bl. 1888. S.481) 
gebilligt worden. Bei eheliehen Kindern hat die 
Veränderung des Wohnsitzes ler Mutter an sich 
keinen Einfluss auf (die Gompelenz des Vormund- 
schaftsgenchts. Sie kann aber, aus Zweckmäs- 
sigkeitsrflcksichten , Veranlassung werden, die 
Fortführung der Vormundschaft (mit Genehmigung' 
des Justizministeriums) den Gerichten eines an- 
deren Staates zu überlassen. 

Unter den „am Orte des gelegenen Grund- 
stücks geltenden gesetzlichen Vorschriften'', wel- 
che der auswärtige Vormund bei den auf das 
Grundstück sich beziehenden Geschäften zu be- 
folgen hat, sind wohl die sich auf Grundstücke 
als solche beziehenden Gesetze (statuta realia) 
zu verstehen. Dagegen würde z. B. die Frage, 
ob das Grundstück zu veräussern sei, jedenfalls 
nach den Grundsäuen zu beurtheilen sem, welche 
in dem Lande gellen» wo die Hauptvormundschaft 
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oder Belastung dieser G&ter eincaholen. Der in dem einen Staate aufgestellte Vormund ist auf 
Verlangen gehalten, siäi wegen Erfailung dieser Verbindlichkeiten gegen die aufsehende Guratel- 
Behörde des anderen Staates an Eidesstatt zu i^versiren. 

JVUn. — Budm and Wikt, — BetMmffH^* Art. 26. eathalten nur redactionelle Abweichangen. Baden 
— SUgmaringm fdft nach den Worten; „oder Belajtnnf derselbißft** noch hinza: „so wie tu ge- 
richtUchen Klagen un^ Vergleichen übet liegenschaftliehe Rechte der ßevormnndeten 'S 

Art. 6. 

Wenn der Vater oder die Mutter der Minderjährigen einen Wohnsitz ' in einem jeden der 
beiden Staaten hatte, so wird die Vormundschaft in demjenigen Staate bestellt, in welchem Er 
oder Sie gestorben ist, oder sich, wenn der Tod in keinem der J)eiden Staaten erfolgte, vor 
dem Ableben zuletzt aufgehalten hat: vorbehaltlich einer besonderen gegenseitigen Uebereinkunft 
in denjenigen einzelnen Fällen, in welchen, nach Bewandniss der Umstände, die Anwendung dieses 
Grundsatzes unbequem, und für den Minderjährigen nachtheilig sein könnte. 

Wegen Bestellung der Güter -CurateHn dem anderen Staate ha^i es jedenfaüi bei demjenigen, 
wiSis Art. 2. 3. 4. festgesetzt ist, sein Bewenden. # 

Uebrige södd« CouTentt. Art 27. conferm. - ' 

Art. e. ^ 

Halte endlich der oder die Verstorbene im KR. Wflrtemberg und im KR. Baiern zwar 
Vermögen^ aber in keinem von beiden einen Wohnsitz, so wird in einem jeden der beiden Staaten 
ohne Rücksieht auf iden andern eine Güter-Guratel bestellt: vorbehaltlich dessen, was in Suats- 
varträgen mit demjenigen dritten Staate, in welchem der oder die Verstorbeiiä gewohnt hat, sol- 
cher VormundsphaAen halber verabredet ist« (Vgl. die nefoenst. Anm.) 



[§, 8(b). 

Jedoch können diejenigen, welche, ohne Staats- 
bürger zu. sein, in dem einen oder in dem an« 
dem Staate eine, abgesonderte Handlung, Fabrik, 
oder anderes dergleichen Etablissement besitzen, 
wegtsn persönlicher Verbindlichkeiten, welche sie 
in Ansehung solcher Etablissements eingegangen 
haben, sowohl vor den Gerichten des Landes, 
wo die Gewerbsanstalten sich befinden, als vor 
dem Gerichtsstände des Domtcils nach den Regeln 
der Prävention auch ausser dem Falle des Con- 
cHTses belangt w^den.] 

In den übrigen süddeutscben Conventionen fehlt 
< diese Bestimmang. 

Preüss. Allg. G. 0. a. a. 0. 

§. 12. 

Aach- die Uebemahme einer Pacht, veri)anden 
mit dem persönlichen Aufenthalte auf dem er- 
pachteten Gute, begründet den Wohnsitz des 
Pächters, in so fem nicht besondere Verab- 
redungen wegen der Gerichtsbarkeit gelroiDsn sind. 



Art. 14. 

Diejenigen, weiche in dem einen oder 
dem anderen Staate, ohne dessen Bürger 
zu sein, eine abgesonderte Handlung, 
Fabrik, oder ein anderes dergleichen 
Etablissemenf he^tzen^ sollen wegen per- 
sönlicher Verbindlichkeiten, welche sie 
in Ansriiung solcher Etablissements ein- 
gegangen haben, sowohl vor den 6e- 
ricnten des Landes, wo die Gewerbs- 
Anstalten «) sich befinden, als vor dem 
Gerichtsstande des Wohnorts belangt 
werden könnenu 

ä) Preussen '^ (hburg liest: „Gewerksanstalten" 
— wohl niir Druckfehler. 



Art 15. 

Die Uebernahme einer Pachtung, ver- 
banden mit dem persönlichen Aufenthalte 
auf dem erpachteten Gute, soll den 
Wohnsitz des Pächters im Staate be- 
gründen. 



scheint zu sprechen, dass es (Ür die erstere nach gemeinem und sächsischem Recht kaum einer 
besoadem Bestimmung bedurft hStte. Allein der Artikel ist aus dem preussischen Rechte zu erklären, 



w 



Mit der Vormnodsehaft über die Person* 
erreicht aach die räcksichtlich des im Ge- 
biete des andern Staates belegenen Imoidbi- 
liarverroögens eingeleitete Vonqnndschafk ibre 
Endscbaft, selbst dann, wenn der Pflegbe- 
fohlene nach den Gesetzen* dieses Staates 
noch nicht za dem Alter der Volljährigkeit 
gelangt sein sollte.*^ 



lirUluteiTuiifeiti 



hingehört. Savigny, System, Bd. 8. S. 181 11'. 
Nach diesen letzteren Gesetzen muss sich auch 
das Erbrecht des Unmündigen richten, so dass 
selbst die Frage, welcher Anlheil ihm an den 
auswärtigen Grundstücken gebülire, nach den Ge- 
setzen des persönlichen Geri/:ht8standes (des Vor- 
mundschaflsgericbtes) zu beurthetlen ist, sofern 
nur nicht etwa für die fraglichen Grundstucke, 
ihrer besonderen rechtlichen Beschaffenheit nach 
^z. B. für Lehngüter, Stammgüter etc.) ein he- 
solideres Successionsrecht gilt, das ^solchenfalls 
nach den in foro rei sitae geltenden Grundsätzen 
zu heurlheilen wäre. Diese Ansicht ist von^ dem 
Sachs. Justizministerium in der Vormund Schafts- 
•Sache der Mendelssohn -Bartholdy'schea Kinder 
geltend gemacht worden. 



Art. 28. der übrigen s'dddentseben Conventionen ist, abgesebn von den nöthigen redactionelleji AeD<> 
dernngen , conform. Sie fugen jedoc^ noch hinzu 

Art. 29. 

Wahnsinnige, Verschwender und Abwesende, die in beiden Staaten Vermögen besitzen, werden nach 
den Gesetzen tfnd von den Behörden desjenigen Staates anter Vormundschaft oder Pflegscihaft gestellt, 
in dessen Gebiete 'sie ihren Wohnsitz haben, oder, in Beziehung auf die Abwesenden, zuletzt hatten. 
Die Art. 25. und 26. finden hierbei .analoge Anwendung, 



Art. 16. 

Diejenigen, welche>in dem einen oder 
dem andern Staate, ohn» einen Wohnsitz 
daselbst zu hafien, eine abgesonderte 
Handlung, Fabrik', oder ein anderes der* 
gleichen Etablissement liesltzen, sollen 
wegen persönlieber Verbindlichkeiten, 
welche sie in Ansehung solcher Etablis- 
sements eingegangen habrai , sowohl vor 
den Gerichten des Landes, wo die ^ Ge- 
werbsanstalten . sich befinden, als yor 
dem Gerichtsstande djais Wohnorts belangt 
werden können. * » 



Zu Art. 16. 

Es liegt hierin eine auf die Analogie von 
L. 19. §. 1. und 2. de Judiciis geßründele Aus- 
dehnung des f. contractus in so fern, als es . 
bei den einzelnen Verbindlichkeiten nicht weiter 
darauf ankommt, too sie eingegangen sind, Oder 
erfüllt werden sollen , noch darauf, ob der Be- 
klage zur Zeil der Ladung in dem Lande, wo 
er sein Gewerbsetablissement hat, anzutreffen ist, 
oder nicht. Welchem Staate der Klager ange- 
höre, ist gleichgültig. Es kann daher z. B. ein 
preussischer Kaufmann , der in Leipzig eine sog. 
Commandite besitzt, auch von ausländischen 
Gläubigem dieser Commandite in Leipzig belangt 
werden« 



Art. 17. 

Die Uebemahme einer Pachtung, ver- 
bunden mit dem persönlichen Aufenthalte 
auf dem erpacbteten Gute, soll den 
Wohnsitz des Pächters im Staate be- 
gründen. 

nach welchem (§. 9. a. a. 0.) der Regel nach der 
begründet Vi^ird , dass Jemand an einem Orte seinen 



Zu Art. 17. 

Es kann die Frage entstehen, ob hier ein 
bleibender Aufenthalt, oder auch ein vorüberge- 
hender gemeint sei, wie wenn der Pachter das 
Gut von einem anderen Gute aus bewirthschaAet, 
und sich nur an gewissen Tagen der Woche 
daselbst aufhält. Für die letztere Auslegung 
ordentliche persönliche Gerichtsstand nur dadurch 
beständigen Wohnsitz aufgeschlagen hat. 
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Preuss. Gabinets -Ordre v. 4. Juli 1832. 

Minderjährige, oder grossjährige, noch unter 
väterlicher Gewalt stehende Personen, welche 
sich im Dienste Andrer befinden, so wie der- 
gleichen Lehrlinge, Gesellen, Handlungsdiener, 
Kunstgehftlfen^ Hand •>« und Fabrikarbeiter, sollen 
in Injurien-, Alimenten- und Entschädigungs- 
Processen, so wie in allen Rechtsstreitigkeiten, 
welche aus ihren Dienst-, Erwerbs- und Con- 
tractsverhältnissen entspringen, dem persönlichen 
Gerichtsstände ihres Aufenthaltsortes unterwor- 
fen sein. 



Freüflsen — lirelmfir 

Art. 16. 

Ausnahmsweise sollen Studirende und 
Dienstboten auch in demjenigen Staate, 
wo sie sich in dieser Sligenschaft auf- 
halten ^ während dieser Zeit «) noch ei- 
nen persönlichen Gerichtsstand haben, 
hier aber, so yiel ihren persönlichen Zu- 
stand una die dayoti abnängigen Rechte 
betrifft 9 ohqie Ausnahme nach den Ge- 
setzen ihres Wohnorts und ordentlichen 
Gerichtsstandes beurtbeilt werden. 

* 

d) Weimmr — Cchmrg tand 'Ältmburg — Coburg 
schalten hier ein : „rücksichtlich aller daselbst 
gegen sie begrüadeten rechtlichen Verbind- 
lichkeiten*'. In dem weimarschen Entwürfe 
fehlten die Worte „wahrend dieser Zeit^S und 
der Zwischensatz: „wo sie sich — aafhalten'' 
war nach den Worten „Gerichtsstand haben'* 
eiafcschallet. 



• * 
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Art. 18, 

Ausnahmsweise können jedoch ^) 

1) Studirende wegen der am Universi- 
tätsorte von ihnen gemachten Schulden 
oder anderer durch Verträge oder Hand- 
lungen daselbst für -sie entstandenen 
Rechtsyerbindlichkeiten , 

2) alle im Dienste Anderer stehende Per- 
sonen , so wie defgleiche|i Lelirlinge, 
Gesellen, Handlungsdiener, Kunstge- 
hülfen, Hand- und Fabrikarbeiter in 
Injurien-, Alimenten- md Entschädi- 
giin^sprocessen und in allen Rechts- 
streitigkeiten, welche aus'ihren Dienst-, 
Erwerbs- und Contractsverhälftiissen 
entspringen, ingleichen im Königreiche 
Sachsen 2) wegen contrahirter Schul- 
den 

so lange ihr Aufenthalt an dem Orte, wo 
sie Studiren oder dienen, dauert, bei den 
dortigen Gerichten belangt werden. 

Bei verlangter Vollstreckung eines 
von dem Gericht des temporären Auf- 
enthaltsorts gesprochne^n Erkenntnisses 
durch die Behörde des (ordentlichen per- 
sönlichen Wohnsitzes sind jedoch die 
nach den Gesetzen des letzteren Orts 
bestehenden rechtlichen Verhältnisse des- 
jenigen, gegen welchen das Erkenntniss 
vollstreckt werden soll, zu berücksich- 
tigten. 

1) Das Wort ,Jedocb'S das allerdings nicht recht 
am Orte za sein scheint, da die Aosnahme nicht 
in unmittelbarer Verbiadong mit dem vorher- 
gehenden Satze, sondern mit den gesamten 
Grundsätzen über den persönl. Gerichtsstand 
steht, ist in den späteren sächsischen Conven- 
tionen wieder gestrichen worden, 

2) In den späteren sächsUchen Conventionen, in- 
gleichen in JVeimnr — Reuss- Greiz, ReiuM 
— Reuss, und Altenhurg — Reuss - Greiz feh- 
len die Worte „im Königreich Sachsen". 

In der preussiscK^tidolstädtschen, derpreiM- 
sisch-hemburgschOi und den beiden preuss.- 
reussischen Conventionen fehlt der ganze Pas- 
sus: „ingleichen — wegen contrahirter Schul- 
den ". 

In der preussisch - Iratmschweigsche» Conv. 
lautet dieser Passus: „ini;leichen im Herzog- 
thum Braunschweig das Gesinde wegen aller 
persönlichen (•bligatorischen) Rechtsverhält- 
nisse". 

In der preuss.-sondershnus, Conv. heisst es 
statt der Worte „im K. R. Sachsen" : „im För- 
stenlhum Schw. Sondershausen". 

Reuss — : Reuss iässt den Satz wegen der 
Studenten aus , übrigens conform und ganz 
reciprok. S. oben. 

Die beiden fviMst#cA«ii Convv. mit Schwarzh,' 



Zu Art. 18. 

* Dergleichen Gesellen , d. h. da bei den Ge- 
sellen ein eigentliches Dienstverhältniss niemals 
besteht, solche, welche nicht, wie die Maurer- 
und Zimmergesellen , ein anderes bestimmtes Do- 
micil haben , und nur zu Zeiten sich an einen 
Ort begeben , um hier eine Zeitlang zu arbeiten. 
So ist die preuss. Cabinetsordre vom 4. Juli 1832 
(s. nebenst. Abdruck) in einem von Mannkopf, 
Allg. Gerichtsordnung Th. 1. S. 148. mitgetheilten 
Rescripte des preuss. Justizministeriums inter- 
prelirt worden. Dergleichen Handarbeiter, d. h. • 
solche , welche zugleich Wohnung und Kosl er- 
halten. 

Unter den bei Nr. 2. erwähnten Canlracti' 
-Verhältnissen sind natfrlich nur die aus dem Lehr-, 
Gehölfs«, Arbeilscontr%cte u. s. w. eiftspringenden 
zu verstehen, da sonst alle contrahiitea Schulden 
darunter zu subsumiren sein würden,' die doch 
am Schlüsse von Nr. 2. besonders, und zwar 
auf eine beschrankte Weise» erwähm sind. Uebri- 
gens wird in dem oballegirlen preuss Jusliz- 
ministerialrescripte den Gesellen d^r im Art. be- 
zeichneten Art auch nach preussischem Recht 
ein wirklicher Wohnsitz und persönlicher Ge*. 
richtsstand zugeschrieben, der sich nicht hios 
auf ihre Gewerbsverbindlichkeiten beschränkt. 

Dass die Schulden, wegen deren die genannten 
Personen während ihres temporären Aufenthaltes 
in dem einen Lande vor den dortigCn Gerichten 
belangt werden können, auch daselbst entstandene 
seien , ist nur bei den Studirenden vorausgesetzt. 

Aus der Vergleichung des letzten Absatzes 
dieses Artikels mit Art. 16. der preuss. - weimar* 
sehen Conv. ergiebt sich, dass von dem Gerichte 
des temporären Aufenihallsortes die hier genann* 
ten Personen auch Hinsichtlich Ihres persönlichen 
Zustandes ^soll heissen der Handlungsfähigkeit 
— Dispositionsfähigkeit — ) nach den Getetzen 
seines Landes beurtheilt werden können. Der 
praktische Vorlheil dieser Bestimmung besteht 
darin , dass z. B. einem aus Preussen in Sachsen 
eingewanderten Handwerksgesellen von 22 Jah- 
ren, wenn er hier verklagt wird , kein Vormund 
bestellt zu werden braucht, und dass er sich 
gegen die Erfüllung seiner in Sachsen contra- 
hirlen Verbindlichkeilen nicht auf seine Minder- 
jährigkeit nach preussischem Rechte berufen kann. 
In so weit würde sich die Bestimmung wohl 
auch nach allgemeinen Grundsätzen rechtfertigen 
lassen, da mehrere Gesetzgebungen, z. B. preuss. 
Landrecht, Einl. §.35. die Bestimmung enthalten, 
dass Fremde, welche im In lande Verträge schlies- 
sen, hinsichtlich ihrer persönlichen Fähigkeit nach 
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von seinem Naumburger Gläubiger belangt wird, sich nicht mit seiner damaligen Minderjährigkeit 
schützen könneo. Ob dies die Absicht der contrahirendefi Staaten gewesen sei, iSsst sich indess 
wohl bezweifeln, da hier der Staat gar kein Interesse hat, von den allgemeinen Grundsätzen 
(Savigny, System Bd. 8. S. 134., WächUr,^'\m Arch. f. ci^l. Prax. Bd. 24. S. 162 fi.) abzuweichen. 
Es lässt sioh daher die Anwendbarkeit der Conv. avf diesen Fall schon aus dem Grunde bezweifeln, 
weil sie keine eigentliche Gesetzeskraft hat. Jedenfalb wurden, nach dem Scblusssatze des ArL, 



§• 9. 

Erben, die wegen einer Handlung des 
Eriilassers mit einer persönlichen Klage 
zn belangen sind, werden nicht vor dem 
Gerichtsstande des Erblassers, sondern 
yor ihrem eignen belangt, sofern nicht 
bereits mit dem Erblasser selbst die 
Streitbefesdgung gescbehn ist. 

Spatere würtembergsche ConventioDen Art. 7. 

,f Klagen aas persöolichen Ansprüchen gegen den 
noch sieht ansgehündigt ist, gegen dieselben bei 
sich> die^riiflckaffc ooäi befindet; wo aber diese 



Art. 17. 

Eriken werden Wegen persönlicher 
Verbindlichkeiten ihres jBrblassers vor 
dessen Gerichtsstände so lange belangt, 
als die Erbschaft ganz oder theilweise 
noch dort vorhanden, oder, wenn der 
Erben mehrere «ind , noch nicht getheilt 
ist. 



Erblasser können, so lange die Erbschaft den Erben 
dem Gerichte angebracht werden, unter welchem 
schon ausgehändigt ist, sind die Erben vor Ihrem 

Art. 18. 



$. 10. 

(a) Wenn ein Unterthan des einen 
Staates, wo er seinen Wohnsitz haf, in 
dem andern begütert ist, und in Concurs 
geräth , so wird von beiden Staaten das 
Gericht des Wohnsitzes* des Schuldners 
als allgemeines Gantgericht, jedoch mit 
der Einschränkung anerkannt, da$8 für 
die Cencurse des in beiden Staaten he- 
güterten koken und rittersehaßlicken 
Adels nack Besckaffenkeit der indivi^ 
duellen Umstände, mitteh toeekselsei' 
ti^er Communication der allgemeine Ge- 
rtcktsstand durck ein besonderes auf 
den einzelnen Fall siek beschränkendes 
Einverständniss wird regulirt werden. 

Sollte ein Einverständniss nickt zu 
Stande kommen, so finden in s^lckem 
Falle Particularconcurse Statt. 

(h) Ausser diesen wird einem Particularconcurse nur in folgenden zwei Fällen 
Statt gegeben: 

1) zu Gunsten der Erbschaftsgläubiger welche in Ansehung der Erbschaft das 
ihnen zustehende (ausserordentliche) Separationsrecht geltend machen, 



Im Concurse wird der persönliche Ge- 
riehtsstand des Schuldners auch als all- 
gemeines Gantgericht anerkannt, ausge- 
nommen, wenn der grössere Theil des 
Vermögens, bei dessen Bestimmung das 
über die Vermögensmasse ' aufzuneh- 
mende Inventarium ufhd Taxe zum 
Grunde zu legen ist, in dem andern 
Staate sick befindet, wo alsdann dem 
letzteren unter der im Art 22. «^ ent- 
haltenen Beschränkung das Recht des 
allgemeinen Gantgerichts zugestandet^ 
wird. 

a) Weimar — Altenburg , Weimar — Coburg 
and Weimar — Rensa jünp, L.: „Art. 23." 
was wohl nur Drnckfehler ist, da sich die 
Zahl der Artikel nicht geändert hat. 



33 



BrUliatejniiiv^ii. 

demjenigen Rechte beiurtHeiU werden sollen, nach 
welchem die Handlung am besten bestehn kann. 
Allein den Worten nach geht sie weiter, da unter 
Nr. 2* auch auswärts contrahirte Schulden mit 
inbegriffen sind. Hiemach würde z. B. ein preus- 
sischer Kaufmannsdiener, der in seinem 22. Jahre 
in Naumburg lebte, und dem hier ein sogenannter 
guter Freund ein Darlehn, zu Zwecken, welche 
keine in rem versio begründen, gegeben hat, 

1 wenn er später in Sachsen conditionirt, und hier 

die preussischen Gerichte nicht gehalten sein, ein solches Urtheil zu vollstrecken. Für die späteren 
sächsischen Gonventionen komfat dieser Satz, da der Termin der Volljährigkeit in den Landern, 
mit denen sie abgeschlossen worden, derselbe ist, wie in Sachsen (H«ni6acÄ, Lehrb. des particui. 
Privatrechu der zu den OA'Gerichten zu Jena und Zerbst vereinigten Lander, §. 75. S. 121.) nur 
in Hinsicht auf etwanige andere Dispoaitionsbeschränkungen zur Anwendung. 



Ruäolst, fassen den Artikel sov „Ansnahnu- 
weise können alle im Dienste Andrer etc. — 
Fabrikarbeiter nicht nur in Rechtsstreitigkeiten, 
welche ans diesen ihren Dienst-, Erwerbs- 
oder Contractsverhaltnissen entspringen, son- 
dern auch wegen sonst etwa contrahirter Schal- 
den, so wie in Iig'arien-, Alimenten- nnd £nt- 
schädigungsprocessen , bei den Gerichten des 
Orts, wo sie dienen, belangt werden, so lange 
ihr Aufenthalt an diesem Orte danert« Bei 
verlangter Vollstreckung'^ ete« 



Zu Art. 17. Pr. — W. 

VgL Art. 26. Nr. 8. der preuss. - sachs. 
Convention. 



eignen Richter zu belangen. ** 

Baden — Siegmaringen sagt: „so lange die Erbsehaft unter die Erben noch nicht vertheilt isV' 
„ wenn aber die Thellung bereits geschlossen ist etc. '* 



Art. 19. 

Bei entstehendem Creditwesen wird 
der persönliche Gerichtsstand des Schuld- 
ners auch als allgemeines Concursgericht 
(Gantgericht) anerkannt; hat Jemand 
ttach Art. 9, 10. wegen des in beiden 
Staaten zugleich genatnmenen Wohn- 
sitzes einen mehrfachen nersönUcheti 
Gerichtsstand, so entscheidet für die 
Competenz des allgemeinen Concursge- 
richts (fie Prävention, 

Der erbschaftUche Liquidationspro- 
cess wird im Tall eines mehrfachen 
Gerichtsstandes von dem Gerichte ein- 
geleitet , bei welchem er von den Erben 
oder dem Nachlasscurator in Antrag 
gebracht wird. *) 

Der Antrag auf Concurseröffnung 
findet nach erfolgter Einleitung eines 
erbschaftlichen Liquidationsprocesses 
nur bei dem Gerichte Statt, bei welchem 
der letztere bereits rechtshängig ist 

1) Statt des letztera Satzes enthalt die preueeisdi 
von den Betheiligten in Antrag gebracht wird 

Krug, Intemationalrecht. 



Zu An. 19. 

„ErbschafÜicher Liquidationsprocess" ist eine 
dem preussischen Rechte eigenthümliche Benen- 
nan§, welcher in Sachsen das Edictalverfahren 
nach dem Mandate vom 13. Nov. 1779 entspricht. 
Einfache ErbschafUregulirungen sind actus juris- 
dictionis voluntariae^ welche jedoch, wenn Un- 
mündige als Erben concurriren, der Vormund- 
schaflsrichter ex officio vorzunehmen hat. 

Zwischen der königl. preussischen und der 
kaisÄl. österreichischen Regierung besteht eine 
besondre Convention zur Beförderung der Rechts- 

12.Mai ,-.. 
pflege in Füllen des Concurses ^omr^-j — rlö44.^ 

Preuss. Ges. Sml. 1844. S. 165, die jedoch 
ein allgemeines Gantgericht au Wohnorte des 
Gemeinschuldners nur dann anerkennt, wenn der- 
selbe in dem anderen Staate keine unbeweglichen 
Güter besiut. LeUteren Falles wird in diesem 
Staate auch wegen des daselbst befindlichen beweg- 
liehen Vermögens ein besondrer Gonoiirs eröffnet. 



--hraunechw. Conv. Folgendes; „— bei welchem er 
und falls solche Anträge bei den Gerichten beider 

5 
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2) wenn der Gemeinschnldner in dem 
^en oder anderen Staate eine abgeson- 
derte Handlung, Fabrik, oder anderes ; 

dergleichen Etablissement besitzt, weshalb zum Vortheil derjenigen Gläubiger, wel- 
che in Ansehung solcher Etablissements demselben besonders creditirt haben ^ ein 
Particularconcurs eröffnet werden darf. 

Vgl. zu (b) Art. 20. der preuss. -säclis. Conv. 

Die Conveationen zwischen Wurteniberg und den beiden Uokenzuliem, Ingleichet die Convention 
zwischen Badet^ and Siegnuuingen fassen diesen Artikel (Art, 8.) so : 

,,Geräth Jemand, welcher in dem einen Staate wohnt, in dem andern aber VermÖfen besitzt, in 
Goncars, so wird — einem Particularconcarse nicht Statt gegeben, ausser in dem Falle, wenn Erbschafts- 
' GIKubiger in Ansehnng der Erbschaft das ihnen zustehende Absondenuigsrecht geltend machen wollen, und 
mit weiterer AusnahiDe des Falles, wenn der Gemeinschuldner in dem einen oder dem andern Staate 
eine abgesonderte Handlang, Fabrik, oder ein anderes dergleichen Etablissement besitzt; weshalb zum 
Vortheile derjenigen Gläubiger, welche in Ansehung solcher Etablissement^) demselben besonders kredltirt 
haben, ein Particularconcurs erSffnet werden darf. 

Wenn Jemand in dem einen Staate sein Domicil, in dem andern nach dem Sinne des Art. 6. einen 

. Art. 19. 

Activf orderungen werden, ohne Unter- 
schiedyp ob sie hypothekarisch sind, oder 
nicht, angesehn, ab befänden sie sich 
an dem Wohnorte des Vemeinschuld- 
ners. 



beurtheilt und geordnet werden sollen. Dass das mit Hypothek versehene Forderungsrecht, als 
solches, picht nach den Gesetzen des f* r. süae zu beurtheilen ist, versteht sich, auch abgesehn 



[§. 10. 

(b) Ausser diesen (Fallen) wird einem Par- 
tikular -Goncurse nur in folgenden zw^i Fällen 
Statt gegeben. 

1) zu Gunsten der ErbschaftsgtSubiger, wel- 
che in Ansehung der Erbschaft das ihnen zu- 
stehende ausserordentliche Separalionsrecht gel- 
tend machen. 

2) wenn der Gemeinschuldner in dem einen 
oder anderen Staate eine abgesonderte Handlung, 
Fabrik, oder anderes dergleichen Etablissement 
besitzt, weshalb zum Vortheil derjenigen GlSu- 
biger, welche in Ansehung solchen Etablissements 
demselben besonders creditirt haben, ein Parti- 
kular • Concurs eröffnet werden darf >).] 

■ a) S. die obige Anm. zu §. 10. 



Art. 20. 

Einem Particular-Goncurse wird nicht 
Statt gegeben, ausgenommen, wenn ein 
gesetzlich begründetes Separationsrecht 
geltend gemacht wird, namentlich wenn 
der Gemeinschuldner in dem andern 
Staate, wo er seinen Wohnsitz nicht 
hatte, eine abgesonderte Handlung, Fa- 
brik, oder ein anderes dergleichen Eta- 
blissement, welches als ein eigenes Gan- 
zes, einen hesondern Inbegriff von Rech- 
ten und Verbindlichkeiten des Gemeiti- 
Schuldners bildet «), besitzt, welchen 
Falls zum Vortheile derjenigen Gläubiger, 
welche in Ansehung dieses Etablisse- 
ments besonders kreditirt haben, ein 
Particular-Concurs eröffnet werden darf. 



c) preoficischer Zosttx zu dem weimarschen Ent- 
würfe. 
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Staaten gemacht sind, entscheidat die Priiven- 
tion über die Gompetenz. ** 



ürttHteJwmsan* 



Aarenthalt hat, so ist, die so eben ansfpedriickten Fälle ausgenommen, der Gerichtsstand des Concorses 
in dem Staate begriindet , wo sich der grössere Theil des nustheilbaren Vermögens befindet. 

Ist in beiden Staaten angefähr eine nnmeriseh gleiche Vermögensmasse, so kommt es darauf an, 
in welchem von beiden die meisten der von dem Schuldner genannten oder sonst vorläufig bekannten 
Gläubiger wohnhaft siad."* 

JVurtemberg — Bade» stimmt hiermit tiberein, lässt jedoch den Satz „und mit weilerer Ausnahme — 
eröffiaet werden darf** ^eg, und sagt daher im folgenden Satze statt „die so eben atLsgedruc^ten Fälle 
ausgenommen** — „den so eben ausgedrückten Fall der die Absonderung nachsueheaden Evbschafla- 
gläubiger ausgenommen.** 

Baiem — Reuss jung. X. (Art. 1.) stimmt mit Baiem — Wuriemherg überein, jedoch mit Weg" 
fall des Satzes „|edoch mit der Einschränkung — Partikularconcurse Statt**. Aach fehlt in dem Satze 
stkb 1. das Wort „ausserordentliche** vor „Separationsrecht** und am Schlüsse des Artikels findet sich 
der Zusatz: „welcher Goncurs zu eröffnen ist, ohne Unterschied, ob darauf von einem dem König- 
reiche Baiem, oder den FÜNll. Reussischen Landen als Unterthan angehörenden Gläubiger dieses Eta- 
blissements angetragen ^vird*'. 

Zu Art* 19. Pr. — W. , * 

Dieser Art ist in den Gonvv. der dritten 

Familie jedenfalls als Überflüssig hin weggelassen 

* worden. Auch ist sein Verhällniss zu Art 22. 

der preuss. - weim. €onv. nicht klar, da hiemach 

dingliche Rechte, also auch Hypotheken, nach 

den Gesetzen des Ortes der belegenen Sache . 



von dem bestrittenen SaUe: 'mohüia cssihus inhaerent (vgl. Savigny, System, Bd. 8. S. 171. 
Anm. e.) von selbst 



"Art 20. 

Der hiemach in dem einen Staate 
eröffnete Conciirs- oder Liqoidations- 

5roces6 erstreckt sich auch avf das in 
em anderen Staate befindliche Vermögen 
des Grem^Düschuldners, welches- dahev anl 
Verlangen des Concursgerichts ybn dem« 

t*enigen Gericht^ wo das Vermög<m sieb 
befindet, sicher gesleUt.,. inrentirt und 
entweder in natura oder nach Torgän- 
giger Versilberung zw^ Coneursmasse an»* 
geantwortet werden muss. 

Hierbei finden jedoch fblgendn B^ 
schränkiingen Statt: 

1) Gehört zu dem ansznantwortenden 
Vermögen eine dem Gemeinschiüdner 
angefaUene Erbschaft, so kann das Gon- 
cursgericht nur die Ausantwortimg des 
nach erfolgter Befnedigong der Erb- 
schaf tsglänbiger, insoweit nach den im 
Gerichtsstande der Erbschaft geltenden 
Gesetzen die Separation der Erbmasse 
von der Concursmasse nooh zulässig ist, 
so wie nach Berichtigung der sonst auf 
der Erbschaft ruhenden Lasten, yerUei- 
benden Veberrests der Coneursmasse 
fodem. 



Zu Art 20. 

Die Worte „entweder in nalura oder nach 
vorgSngiger Versilberung'* geben Anlass zu der 
Frage, von wem es abhänge, ob das auswärtige 
beweglidie Venaögen in nalura., oder nur der 
Erlös desselben ao das Gonearsgeriohl abgeliefert 
werden solle; oh von dtm Richter, wo das Ver^ 
mögen sich befiadetv oder von dem Goncursrieh» 
ter. Bai Art 2i« der preussisoh-weimarscfaefi 
Conf. koanta derselbe Zweifel entstehen. In 
einem 1838 vorgekommenen Falle hatte sich da« 
OLGeridit za Naumburg für den Goncursdehler 
entschieden, da ibm die jDtrecIton des Goncurses 
und die VerwalUing der Masse zustehe. Allein 
das kgl. preuss. Justizministerium und die grossh. 
weimarsche Regierung vereinigten sich dahin, dass 
die Ausantworlung des Erlöses die Regel bilde, 
aus besonderen , durch die Natur der Sache ge- 
botenen Gr&nden aber das Concursgericbt dje 
Ausantworlung des beweglichen Vermögens in 
natura verlangen könne, und es isl sodann von 
der weimarschen Regierung unter'm l^Sept.l8d3 
eine dem entsprechende Erläuteru^f gegeben 
worden. Weim. Reg. Blatt 1883. S. 442. No. V. 
Diese Erläuterung scheint auch dem Sinne der 
preussisch-säcbeisohenGonv. ia entsprechen. Die 
Coburg 'Tudohtädlsche Convention sdieint diese 

5* 
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{. 11. 

Alle Vordeningen , sie seien auf ein 
ding^ches oder persönliches Recht ge- 
gründet, sind allein bei dem allgemeinen 
Gantgerichte einzuklagen, und «) das 
ausserhalb Landes befindliche Vermögen 
des Gemeinschuldners wird nach yor* 
gängiger Veräusserung der Grundstücke 
und Effecten durch den Richter der ge- 
legenen Sache b) und nach vorgängiger 
Miitkeüung des Lokation^ - Uriheus an 
diesen dem Gantgerichte abgeliefert» 

a) Die späteren süddeatsch6QConvenÜoneii(ArtO.) 
streichen ,, und " and fangen mit „ das aosser- 
halb** etc. einen neuen Satz an. 

b) Die späteren süddeutschen Conrentionen fahren 
hier so fort : „zur Verfui^ng des Gantfi^eriehts 
gestellt f jedoch nur so weit ausgeliefert, als 
nicht daraus inländische Gl&nhtger zu Folge 
des rechtskräftigen Gantartheils, zu befriedigen 
sind (tgl. Art. 11. Nr. 3.). 

Baiem — Reius jung. L. §. 2. ist eonform. 

§. 12.«) 

Dagegen zieht der allgemeine Gerichts- 
stand die bereits anhängigen Rechtssachen 



Art. 21. 

Alle Forderungen, sie seien auf ein 
dingliches oder persönliches Recht ge- 
gründet, sind allein bei dem allgemeinen 
Gantgerichte einzuklagen, oder, wenn sie 
bereits klagbar gemacht worden, dort 
weiter zu verfolgen. Das ausserhalb 
Landes befindliche Vermögen des Ge- 
meinschuldners mrd, nach yorgängiger 
Veräusserung der Grundstücke und Ef- 
fecten, «) durch den Richter der gelege- 
nen Sache dem Gantgerichte abgeliefert. 

a) Vgl. die Erläuterang sa Art. 20. Tn der Conv. 
zw. Coburg - Gotha und ScHw. Rudolstadt steht 
das Komma hinter dem Satze: „durch den 
Richter der gel. Sache*'. 

Art. 22. 

Dingliche Rechte werden nach den 
Gesetzen des Oi*ts der belegenen Sache 
beurtheilt und geordnet; über die Rang- 
ordnung rein persönlicher Ansprüche und 
deren Verhältniss «) zu den dinglichen 
Rechten entscheiden die am Orte des 
Gantgerichts geltenden Gesetze, und es 
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Erlä utelpuise«. 



2) Ebenso können vor Ausantwortnng Frage dwfth Versetzung des Komma (s. Anin. 

des Vermögens an das allgemeine Con* zu Art 21. der preuss. -weim. Conv.) in eiaem 

cursgericht alle nach den Gesetzen des- anderen Sinne enucjididen gewollt zu haben. 

jenigen Staates^ in welchem das auszu- Die altenburgschen Gonvv. mit Reuis- Gera und 

antwortende Vermögen sich befindet^ cu- Coburg- Goiha lassen sie ganz nnentschieden, da 

lässigen Vindications-, Pfand-^ Hjpothe-* in der ersleren (ArL21.) weder hinter „Effecten", 

ken- oder sonstige eine vorzügliche Be- noch hinter „Sache "ein Komma steht, in der 

friedigiing gewährende Rechte an den ' ' *" v-j— ^ 

zu diesem Vermögen gehörigen und in 
dem betreffenden Staate befindlichen Ge- 



genständen, vor dessen Gerichten geltend 
gemacht werden, und -ist sodann^ aus 
deren Erlös die Befriedigung dieser 
Gläubiger zu lyewirken und nur der Ue- 
berrest an die Concursmasse abzuliefern, 
auch der etwa unter ihnen oder mit dem 
Curator des allgemeinen Concurses oder 



letzteren aber an beiden Orten. 

• Zu Nr. 2. Dass hei eigentlichen Vindications- 
ansprQchen nicht der Erlös, sondern die Sache 
selbst auszuantworten ist, versteht sich^von selbst 
Das in den Conyv. der ersten und zweiten Familie 
anerkannte Separationsrecht der Uaadlungsglan- 
biger ist' in die Conw. der dritten Familie nicht 
aufgenommen worden. Es hat sich mfthin hier 
jeder Richternach seinen Landesgesetzen zu richten. 



erbschaftlichen Liquidationsprocesses über die Verität oder Priorität einen'Fbrderung 
entstehende Streit von denselben Gerichten zu entscheiden. • 

3) Besitzt der Gemeinschuldner Bergtheile oder Kuxe oder sonstiges Berg- 
werkseigenthnm, so wird, behuft der Befriedigung der Berggläubiger aus dem- 
selben ein Specialcöncnrs bei' dem betreffenden Berggericht eingeleitet^ und nur 
der verbleibende Überrest dieser Specialmasse zur Hauptconcursmasse abgeliefert« 

4) Eben so kann, wenn der Gemeinschuldner Seeschiffe oder dergleichen 
Schiffsparte besitzt, die» Torfi;ängige Befriedigung der Schiffsgläubiger aus diesen 
Vermögensstiicken nur bei dem betreffenden See- und Hanaelsgericht im Wege 
eines einzuleitenden Specialcc^curses erfolgen. 

In den späteren nicht- preossischen Conw. fehlt Nr. 4. 



Art. 21. 

Insoweit nicht etwa die in dem vor- 
siehenden Art 20. bestimmten Ausnahm 
men eintreten, sind alle Forderungen an 
den Gemeinschuldner bei dem allgemei- 
nen Concursgericht einzuklagen, ^) auch 
die Biicksichts ihrer bei den Gerichten 
des anderen Staates bereits anhängigen 
Processe bei dem Concursgericht weiter 
zu yerfolgen, es >sei denn, dass letzteres 
Gericht deren Fortsetzung und Entschei- 
dung bei dem processleitenden Gerichte 
ausdrücklich genehmigt oder verlangt. ^) 

Auch diejenigen der im Art. 20. ge- 
dachten Realforderungen, welche von den 
Gläubigern bei dem besonderen Gericht 
nicht angezeigt, oder daselbst gar nicht, 
oder nicht vollständig bezahlt worden 
sind, können bei dem allgemeinen Con- 
cursgerichte noch geltend gemacht wer^ 
den, so lange bei dem Letzteren nach 
den Gesetzen desselben eine Anmeldung 
noch zulässig ist. 

Dingliehe Rechte werden jedenfalls 
nach den Gesetzen des Orts, wo die 



Zu Art. 21, 

Bei hypothei^arischen und anderen eine vor- 
zügliche Befriedigung an dem in dem anderen 
SUuUe befindlichen Vermögen gewährenden Rech- 
ten (also nicht wegen rein persönlicher Vorzugs- 
rechte) findet nach Art. 20. Concurrenz zwischen 
dem f. rei sitae und dem Concursgerichte Statt. 
Dies bezieht sich auch auf Faustpfandrechle, wie 
im §. 5. der bairisch-reussischen Convention 
ausdrücklich gesagt ist. Reicht der Erlös aas 
dem verhafteten Gegenstande zur vollen Befriedi* 
gung nicht aus, so «kann der Gläubiger den Ausfall 
bei dem allgemeinen Concursgerichte iiquidiren, 
so lange er nicht daselbst präcludirt ist. Dies 
geschieht nicht unbedingt durch die Rechtskralt 
des Präclusivbescheides, da z. B. in Sachsen 
Hypothekarier noch ein Jahr lang nach dieser 
Rechtskraft zugelassen werden, dafern nicht bereits ' 
das Localionserhennlniss rechtskräftig geworden 
ist Daher die Fassung in dem 2. Abschnitte: 
,,so lange bei dem letzteren nach dessen Gesetzen 
eine Anmeldung noch zulässig ist''. Die An- 
wendbarkeit jenes sächsischen Processgrundsatzes 
lässt sich freilich bestreiten, wenn nur der aus 
dem Erlöse des Pfandobjects unbefriedigt geblie- 



; 



.r 



findet keia Unterschied zwischen in- und 
ausländischen Gläubigern^ als solehen^ 
statt. Damit insbesondre hei der Eigen- 
thumlichkeit der Preussischen. JE^vpothe» 
kei^verfadsung die auf den in Preussi- 
schen Gebiete gelegenen Gnmdstiickeu 
eingetragenen Gläubiger in ihren Rechten 
keinen Schaden leiden > hat es in Rück^ 
sieht ihrer bei der Absonderung und 
YertheiluBg der Immobiliarmasse nach 
den Yorscxuriften der allgemeinen Ge- 
richtsordnung, Thett I. Titel 50. §5. 48^ 
— 522. sein Bewenden.^) 

a) ,,Verli*ältni8se^ in ^Ifeii9iir<7 — Gera ist Dm ck- 
ffehler. 

/3) Der letate Satz findet sioh onr in den mit der 
ffeiMewcAeH Re^erang abgeschlofiseneo Con- 
ventionen dieser Famil»e, and war in dem 
ursprünglichen weimarseben ' JBiifimirfft nicht 
enthaHen. 
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imt rüfhsichiUch der Locaiion an sich^ 
SQ, dass dergleichen Forderungen zwar 
Yor dem Gantgerichterbei Strafe [der Aus^ 
scUiessung anzugeben sind, und in das^ 
Locationserkenntniss am gehörigen Orte 
einger^t werden, die Hauptliquidation 
der Fordenmjs: aber vor dem Gerichte,, 
wo sie togel^gen worden, bis zum 
Sdhlusse fortgesetzt wird, wobei dem 
Gläubiger b) oder Cotttradietor unbenom-*^ 
men ist, zu interveniren« Ist der Streit 
ober ^e besonders yerhandelte Forde- 
rung zur Zeit der Abfassung des Gant* 
urtheib noch nicht beendifft, so wird 
dieselbe in diesem eyentueu locirt« 

a) Art. 10. der spateren süddeatseh. Gootv. und 
§. 3. der Gonv. zw. Baiern und Reass jung. L. 
b). SqU #o1i^ heissen: „jedem Gläabifer^V 

§.*13. 

Rüeksicbtlich d^r Rangordnung der ' ? ' — — 

^ Gläubiger entscheiden die am Orte 4e9 GututaerickU geltenden Grundsätze ohne 
' irgend wien Unterschied zwische» in- und aueSändischMi Gläobieen. Was jedoch 
die auf unbeweglichen Gütern haftenden Hypothekenforderungen betrifft, so werden 
aold&e nach den Gesetz^i des Gerichtsstondes der gel^onen Sache beurtheilL 
Dasselbe |filt yon den jure separatianis konuaenden Ansprüchen auf im Besitze 
des Gemeinschuldners befindliche unbewegliche Güterstücke «^ wohin auch die 
Evidggeld- Renten in München gehören — so wie hinsichtlich der Nothwendigkeit, 
solche Ansprüche bei dem Concursgericht anzumelden. 

Die späteren süddentsch^B Gniiventionen haben statt dieses §. im Art. 11. folgende Bestimmungen: 

^,Das allgemeine Gantgericht hat 1) die Fordemngen der Gläabiger hinsichtlich ihrer Gültigkeit 
nnd Liquidität, nach den Gesetzen desjenigen Staates zu beurtheilen, in welchem sie entstanden sind. 

2) Hypothekar -Forderungen, welche auf einzelnen vnbewegUchen Gutem haften, werden nach den 
Gesetaen des Gerichtsstandes der gelegenen Sache benrtheilt und tocirt. 

Dasselbe gilt yon Absondemngs- Ansprächen auf onbewieglicfae , im Besitze des Gemeinschaldoers 
befindliche G'dterstückew 

^) Die Unterthanen des einen Staates, welche ver dem alll^emeinoa Gantgeriebte des andern Staates 
irgend ein Vorzugsrecht in Anspruch nehmen, sind zu verlangen berechtigt, dass sie aus demjenigen 
Theile der Gantmasse, welcher von den in ihrem heimatlichen Staate befindlich gewesenen Vermögen»- 
Stacken herrührt (vgl. Art. 9.), besonders und nach den Prioritätsgesetzen dieses Siaatea befriedigt 
werden. 

4) Reicht in solchem Falle der oben erwähnte Tfteil der Gantmasse sn Ihrer Befriedigung nicht 
zu, so sind sie wegen dieses Restes ihrer Forderangen^ und in BezieKung anf den, übrigen Thieil der 
Gantmasse^ nach den Gesetzen des Gantgerichts zu lociren.^* 

Die hmtriaeh^reMswohe Gonv. liest im §• 4* statt „Grandsatze^* „ 6Mef«e", statt «^Giiterstäeke** 
„GrundstiUhe^^ und schliesst sodann als §. 5« folgende Bestimmung an: 

„Wenn eine bewegliche Sache sich als Pfand in den Händen eines Gläubigers befindet, so soll 
derselbe berechtigt sein, sein Recht an dem ihm verhafteten Gegenstande vor dem Richter und nach 
den Gesetzen desjenigen Staates, wo' dieser Gegenstand sich befindet, geltend zu machen. Ergiebt 
sich nach Befriedigung des Gläubigers ein Ueberschuss, so muss derselbe an den Richter, wo der 
allgemeine Gonenrs anhängig ist, zur Verwendung fttr Befriedigung der übrigen GlaabifBi? ahgeliefert 
werden. 

Reicht hingegen der Erlös aus dem verhafteten bewegliehen Gegenstände zur vollen Befriedigung 
des Faustpfandgläubigers nicht hin , so wird dieser mit dem Reste seiner Forderung an das allge- 
meine Goncursgericht gewiesen, um, wenn ihm die Rechtskraft des ertheilten Pradusivbescheides 
nicht entgegensteht, daselbst mit den übrigen Gläubigem, jedoch in der geeigneten Klasse derselben« 
zu concurriren. " 
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Sache belegen ist, beuftheilt und geord- Eene Rest der Foderubg, nuchVetäussefung des 
net. 3 ) Pfandobiiiscts, «Iso laadi A^flSswug des PXandiiexuis, 

Hinsichtlich der Gültigkeit persönli* ** Kqaidirt wird. Es ist also in FlUea^ wo «in 
eher Ansprüche entscheiden, wenn es auf 
die Rechtsfähigkeit eines der Betheilig- 
ten ankommt, die Gesetze des Staates, 
dem er angehört; ^) wenn ^auf di« 
Form eines Rechtsgeschäfts ankommt, di^ 
Gesetze des Staates, wo das Geschäft 
vorgenommen worden ist (Art* 33«) ; bei 
allen andern, als den vorangeführten Fäl- 



seicher Ausfali tu besorgen ist, eine eventtiell« 
Anmeldung beim Conoiirsgericht vor der Recbts^ 
krait des PrJicIasivbesGhtids «nzurathen« 

Durcb Weglassnng der im dritten Absätze 
dieses Art. ersichllidien Wttfte ,,Und geordnet '' 
in den späteren slehii|chen Gonvenlionen hat 
wohl nicht der Gcandsatz, diuss auch die Pirioritäl 
dinglicher Rechte nach d«n G#»etzen des Ones 



len die Gesetze des Staates^ wo die «zu beuriheilen sei, geändert werden sollen. Dies 



Forderung entstanden ist. 

Ueber die Rangordnung persönlicher 
Ansprüche und deren Verhältniss zu den 
dinglichen entscheiden die am Orte des 
Concursgerichts geltenden Gesetze. JVir^ 
gends aber darf ein Unterschied < zwi- 
schen in- und ausländischen Gläubigem 
hinsichtlich der Behandlung ihrer ]^echte 
gemacht werden» 

1) Sachsen •— AUenbnrg uid spätere sächsische 
so wie reuss - greizische*: „ za liquidireD '^ 

2) Die preussisch-brauM^W* Conv* enthält hier 
denZasatz; ), diese Genehmigang soll in einem 
liechtsstreite f in welchem an dem Tage der 
Eröffnung des Concnrses eine Entscheidung in 
erster Instanz bereit^ erfolgt ist, nicht ver* 
sagt werden , wenn sie auch nur von einem 
der streitenden Theile beantragt wird '^ 

3) Die. Worte „nnd geordnet^ fehlen in den spä- 
teren sächsischen Convv. so wie in denen^von 
Weimar — Reuss- Greis »nd Mienhirg — 
Heu88 ' Greiz. 

4) Die Worte: „wenn es anf die ReehtlTäbigkeit 
eines der Betheiligten ankommt, die Gesetze 
des Staates, dem er angehört** fehlen in den id 
der vorigen Anmerk. genannten Conventionen. 



6rgid)t sich aus dem bteten Abschnitte des Art., 
wonach nur über die Rangordnung persönlichet 
Ansprüche und üer$n VeHiftltniss zu d«n ding- 
lichen dii am Orte des Concursgerichts gelten*- 
den Gesetze entscheiden sollen« Auch ist dies 
für Staaten» wo nur Sgecialhypotheken fetten, 
gewiss das Richtige. Vgl. Savt^iH/, System, S. 292. 
Wo auch Generalhypolheken gelten, würde frei- 
lich die Anwendung der Realstatutea kaum durch* 
zuführen sein. 

Der Sau, dass die Rechtsfähigkeit (Dispos^ 
tionsfShigkeit) eines Betheiligten nach den Gesetzen 
des Staates, dem er angehört« beurtheilt werd«a 
solle, steht allerdings mit den Grundsätcen, v«n 
denen bei Ar L 18. ausgegangen worden, im Wider* 
Spruche, und ist daher in den späteren sächsischen 
•Conventionen gestrichen worden. Hier, wo es sich 
hauptsächlich um die Dispositionsfähigkeit des 
Klägers (Liquidauten) handelt, kommt auch nicht 
so viel darauf an. Denn jedenfalls würde man 
z. B. in Preussen einen sächsischen Gläubiger, 
welcher erst 22 Jahr alt ist, nicht um deswillen, 
weil er. nicht dispositionsfähig sei, dbtßeisen^ 
sondern nur die Bestellung eines Vormundes an* 
ordnen oder das Perceptionsquantum an dessen 
persönlichen Richter einsenden dürfen. Allein die Streichung jenes Satzes führt zu einem andern 
Bedenken. Es sind nehmlich nun dem wörtlichen Zusammenhange nach alle persönlichen Fode- 
Hingen, welche beim Goncurse angemeldet werden, auch hinsichtlich der Rechtsfähigkeit (Disposi- 
tionsfähigkeit) eines der Betheiligten, also auch des Schuldners, nach den Gesetzen des Staates 
zu beurtheilen , wo sie entstanden sind. Hieraus würde folgen , dass wenn ein sächsischer Gemein- 
schuldner in seinem 22. Jahre eine Verbindlichkeit in Preussen eingegangen hat, er sich dagegen 
auf Minderjährigkeit berufen, und umgekehrt ein preussischer Gemeinschuldner, der in seinem 
22. Jahre sich in Sachsen obligirt hat, sich mit seiner Minderjährigkeit auch vor preusiiicken 
Gerichlen nicht schützen könne. Kommt min auch diest Consequenz, da die Conventionen, welche 
jene Worte gestrichen haben, nur zwischen Ländern mit gleichem Mund igkeilstcrm ine geschlossen 
worden sind, nur in Beziehung auf andere Disposilionsbeschränkungen in Betracht, so würde sie 
doch auch hier zu grossen Gollisionen führen können. Es ist daher die fragliche Bestimmung, 
so weit sie die Dispositionsfähigkeit betrifft, wohl nur auf die Gläubiger zu beziehen. Statt 
Fällen ist wohl eigentlich ,t Fragen*^ zu lesen. 



/ 
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Art. 23. 



$.14. * 

Alle Realklagen •) imd actiones mtjr- Alle Realblagen, desgleicben alle pos- 

iae, 8ie mögen eine bewegliche ode^ *' sessorisclien Rechtsmittel, wie auch die 

unbewegliche Sache betreffen , desglei- sogenannten actiones in rem scriptae, 

chen alle possessoriacfaen Rechtsmittel^ miissen, dafern sie eine unbewegliche 

wie auch die actiones in ^rem scriptae, Sache betreffen, yor dem Gerichte, in 

werden yor dem Gerichte erhoben , in . dessen Bezirk sich die Sache befindet — 

dessen Bezirk sich die Saüche befindet, können aber,^ wenn der Gegenstand be- 



weglich ist, auch Tor dem persönlichen 
Gerichtsstände des Beklagten — erhoben 
werden, yorbehältlich dessen, was auf 
den Flui des Concurses bestimmt ist. 



weiche den Gegenstand, der Klage aus- 
macht, yorbehältlich dessen, was auf den 
Fall eines Concurses §. 11. und 12. l^) 
bestimmt ist. 

Das yon dem Gerichte der gelegenen 

Sache gesprochene rechtskräftige Er- ; 

kenntniss wird yon dem Richter des Wohnsitzes des Beklagten nach allen Thei- 
len ^) anerkannt, und an den in dem Wohnorte befindlichen Gütern in so weit 
vollstreckt, als die in dem anderen Staate gelegenen Güter des Sachfälligen un- 
zureichend sind. 

a) Die spateren süddeatschen ConveDtionen,«in wtlehen dieser Art die Zahl 12 fahrt, schalten hier eio: 
Preuss. Allg. 6. 0. a. a..O. 



§. 111. 

In dem Gerichtsstände der Sache können 
nur Ritgen, bei welchen ein dingliches Recht 
anf die Sache zum Grunde liegt, nicht aber blos 
persönliche, angestellt werden. 



Art. 24* 

In dem Gerichtsstande der Sache kön- 
nen keine blos (rein) persönlichen Kla- 
gen angestellt werd«n. 



Preuss. Allg. G. 0. a. a. 0. 

§. 112. 

Eine Ausnahme ron dieser Regel findet je- 
doch statt, wenn gegen die Besitzer unbeweg- 
licher Güter eine solche persönliche Klage an- 
gestellt wird, welche aus dem Besitze des Grund- 
stücks, oder aus Handlungen fliesst, die er in 
der Eigenschaft als Gutsbesitzer vorgenommen hat. 

§. 113. 

Wenn daher ein solcher Gutsbesitzer 
i) die mit seinem Pachter oder Verwalter 
eingegangenen Verbindlichkeiten zu erfül- 
len, oder 

2) die zum Resten des Grundstücks geleisteten 
Vorschüsse oder gelieferten Materialien und 
Arbeiten zu vergüten sich weigert; oder 

3) die Patrimonialgerichtsbarkeit oder den 
Dienstzwang misbrancht; oder 

4) seinen Nachbar im Besitze stört; oder 

5) sich eines auf das benachbarte Grundstück 
zusiehenden Rechtes berühmt; oder 

6) wenn er das Grundstück ganz oder zum 
Theil verSussert, und den Kontrakt nicht 



Art. 25. 

BiJle Ausnahme yon dieser Regel findet 
jedoch Statt y wenn gegen den Besitzer 
nnbeweg^cher Güter eine solche persön- 
liche Klage angestellt wird, welche aus 
dem Besitze des Grundstücks ^ oder ans 
Handlungen fliesst, die er in der Eigen- 
schaft als Gutsbesitzer yorgenomroen hat. 
Wenn daher ein solcher Grundbesitzer 

1) die mit seinem Pachter, oder Ver- 
walter, eingegangenen Verbindlich- 
keiten zu erfiUlen, oder 

2) die zum Besten des Grundstücks 
geleisteten Vorschüsse, oder geliefer- 
ten Materialien und Arbeiten zu yer- 
gttten sich weigert, oder 

3) die Patrimonialgerichtsbarkeit, oder 
ein ähnlidies Befugniss misbraucht, 
oder 

4^ seine Nachbarn im Besitze stört; 

5) sich eines auf das benachbarte Grund- 
stück ihm zustehenden Rechts be- 
rühmt, oder 
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Art. 22. 

Alle Realklagen, desgleichen alle pos- 
seBsoiischen Rechtsmittel , wie auch die • 
sogenannten actione» in rem scriptae, 
müssen, dafern sie eine unbewegliche 
Sache betreffen, vor dem Gerichte, in ' 
dessen Bezirk sieh die Sache befindet — 
können aber, wenn der Gegenstand be- ' 
weglich ist, auch Tor dem perscudichen 
Gerichtsstande des Beklagten — erhoben 
werden, vorbehältlioh dessen, was auf 
den Fall des Concurses bestimmt ist« 



^ ' Äo Art 22. . 

Der Grundsatz des sflchs. Rechts , dass alle 
Realklagen ench vor dem persdnlichen Richter des 
Rekjagten angebracht werden können, ist hier* 
durch ßr den Mändkchen Rechtsverkehr nicht 
aufgehoboo. 

Rei Klageb .wegen einer hypothekarischen 
Schuidfoderun^ kommt es darauf an, ob die 
actio hypothecaria oder die persönliohe 'Schuld- 
klage angestellt wird. Jn dieser Masse hat sich ' 
das (prossh. Weimarsche Staatsminislerium im 
J. 1834 und das sächs. Juslizm(p. im J. 1840 
ausgesprochen. 



„sie mÖgoB eine bewegliche oder vebewef^iebe Saehe betreflen", und fahren dann fbrt: j,atle 
actiones mixhte, welche Iheils (eal- theils PersonalpriUtttionen zuidtiegenstande' haben; desglMchen 
alle possess. Rechtsmittel* etc. 



b) Spätere sSdd. Conveatiomn : „in den Artt..9 and 10'*. 

■ 

c) SpStere sädd. Conveationen : „nach seinen ganzen InJ^lte". 



Art. 23. 

In dem Gerichtsstande der Sache kön- 
nen keine blps (rein)^ persönlichen Kla- 
gen angestellt werden. 



Zu Art. 23. 

Ausnabmdh hiervon sind nicht nur in dem 
folgenden Artikel und in Art. ^6. der preuss.» 
weim. Conv,, sondern auch in den bei Art. 11. 
in den' Anmerkungen erwähnten Bestimmungen 
entboten. 



Art. 24, 

Eine Ausnahme yon dieser BiFgel fin* 
det jedoch statt, wenn gegen d«i Besitzer 
unbeweglicher Güter eine solche persön- 
liche Klage angestellt wird , welche aus 
dem Besitze des Grundstocks^ oder aus 
Handlungen fliesst, die er in der Eigen- 
schaft als Gutsbesitcer yorgc^pommen h|tt. 
Wenn daher ein solcher Grundbesitzer 

1) die mit seinem PäiAtw oder Ver- 
walter eingegangenen Yerbindlich- 
keiten zu erfüllen» 

2) die^ zum Besten des Grundstucks 
geleisteten Vorschüsse oder gelief eiv 
ten Materialien und Arbeiten zu ver- 
güten sich weigert y oder wenn von 
den auf dem Grundstücke angestellt 
ien dienetiden Personen Ansprüche 
wegen des Lohnes erhoben werden, 
oder 

3) ^ ) diePatrimonialprichtsbarkeit oder 
ein ähnliches Benigniss misbraucht, 
oder 

Krag, Intemationalrecht. 



Zu Art. 24. 

Der Eingang des All. 24. enihAli den Grund- 
satz, die Satze unter 1 — 6 Anwendungen des- 
selben , die jedoch dem Zusammenhange nach 
nicht als ausschliesslich betrachtet werden kGn* 
Den. Diese Ansicht wurde im J. 1835 von der 
preussichen Regierung der weimarschen gegen- 
flber geltend gemacht , als weimarsche Behörden 
die Insinuation der Ladung auf eine Klage, welche 
ein preussischer Justizcommissar gegen einen im 
Weimarseben wohnhaften , aber im Preussischen 
ansSssigen Rittergutsbesitzer in foro rei sitae 
erhohen hatte, und welche auf Bezahlung von 
Deserviten f&r die Besorgung der Lehnsangelegen- 
heiten des preussischen Ritterguts gerichtet war, 
unter Bezugnahme auf die specielle Fassung des 
Satzes Nr. 2. verweigert hatten. Man führte, 
wie es scheint, mit Recht an, der Geist des 
Art. 25. (der weim.Conv.) sei darauf gerichtet, 
im Allgemeinen allen denen, welche irgend etwas, 
mithin auch eine blosse Handlung , zum Besten 
des Grundstücks geleistet haben, was dem Be- 
sitzer desselben als solchem und unmitlelbar zu 

6 
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FreuftAen — UTelmap 



erfOllt» oder die schuldige Gewähr nicht 

leistet ; 
so mnsfi derselbe in allen diesen Fällen bei dem « 
Gerichtsstande der Sache Recht nelimeur, wenn 
sein Gegner ihn in selneiu persenlichen Gerichts- 
stande nicht belangen will. 



6) wenn er das Gnuidstück ganz oder 
zum Theü veräussert, und den Kon- 
trakt nicht erfüllt, oder die schul- 
dige Gewähr nicht leistet, 
so muss derselbe in allen diesen Fällen 
bei dem Gerichtsstande der Sache^ Recht 
nehmen^ wenn sein Gegner ihn in sei- 
' nem. persönlichen Gerichtsstande nicht 
belangen will« 

Art. 26. 

Ebenso begründet ausnahmsweise auch 
der Besitz eines Leluiguts oder die ge- 
samte Hand daran <<) zugleich einen per- 
sönlichen Gerichtsstand. 



»f 



$. 15. 

Brii)sc|iaftsklagen werden nicht im 
Wohnorte des Erben, sondern da, wo 
sich die EAschaft befindet, erhoben, und 
zwar dergestalt, dass, wenn die Erb- 
schaftsstucke ^ zum Theil in ' dem einen 
zum Theil in dem andern Gebiete der 
contrahirenden Staaten sich befinden, der 
Kläger seine Klage zu theilen verbunden 
ist, ohne Rücksicht, wo der erössere 
Theil der Erbschaftssachen sich Befinden 
mag. 

Doch werden alle beweglichen Erb- 
schaf tsstücke angesehn, als befänden sie 
sich an dem Wohndrte des Erblassers. 

Aktiv -Forderungen werden ohne Un- 
terschied, ob sie mit Hypothek ^ersehn 
sind oder nicht, den beweglichen Sachen 
gleich gezählt, jecfocA mit Ausnahme der 
m München, bestehenden sogenannten 
Etoigaelder, als welche den tmmobiÜen 
gleich geachtet werden. 

In den späteren süddeutschen Gonventionen (Art. 
13.) fehlt der Salz „ohne Rücksicht wo der grös- 
sere Theil der Erbschaftssaehen sich befinden 
maf*' nnd der Sehlasssatz wegen der Ewiggelder, 
Anch rängt der 2. Absatz an : „ Bewegliche Erb- 
schaftsstüclLe werden*' etc. 



a) Mehrer« spätere Gonventionen lesen f,davoa 
was augenscheinlich ein Druckfehler ist. 



Art. S7. 

Erbschaftsklagen werden da, wo die 
Erbschaft sich befindet, erhoben und 
zwar dergestalt, dass, wenn die Erb- 
schaftsstiicke zum Theil in dem einen, 
zum Theil in dem andern Staatsgebiete 
^Bich befinden, der Kläger seine Klage 
zu theilen Terbunden ist, ohne Rücksicht, 
wo der grössere Theil der Erbschafts- 
sachen sich banden mag. 

' Doch werden • alle bewegliche Erb- 
schaftsstiicke angesehn , als befänden sie 
sich an dem Wohnorte des Erblassers. 

Aktiv -Eorderungen werden ohne Un- 
terschied, ob sie hypothekarisch sind, 
oder nickt, den beweglichen Sachen bei- 
gezählt. 
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4) seine Nachbarn im Besitze stört, 

5) sich eines auf das benachbarte 
Grundstück ihm zustehenden Rechts 
berühmt 9 oder 

6) wenn er das Grundstück ganz oder 
zum Theil yeräussert und den Gon- 
tract nicht erfüllt , oder die schul- 
dige Gewähr nicht leistet , 

sq^puss derselbe in allen diesen Fällen 
bei dem Gerichtsstande der Sache Recht 
nehmen, wenn sein Gegner ihn in seinem 
persönlichen Gerichtsstande nicht belanr 
gen will. ') . " " 

1) Die späteren sHchsisehm Conventioaen schalten hier die nach Aufnahme des« Zusatzes unter 2 aller- 
dings nöthigen Worte: „der Grundbesitzer^' ein. 

2) Die preiusisch-hernhurgache und preuss, — reußs-gera^athe Conv. ^thalt nMh den Zusatz: ,3beD 
so begründet aasnahmsweise der Besitz eines Lehngutes oder die gesamte Hand davon (L daran? 
Preussen — Reuss-Gei^i liest: „an einem solchen Gute*') zugleich einen 'persönlichen GerÄÄtsstaad^'. 



Gute komme, die Erleichterung zu gewähren, . 
welche aus der Anw,end barkeit des f, r, s. her- 
vorgehe. Auch im ^R. Sachsen ist in gleichem 
Sinxie entschieden worden. 

Zu Nr. 6. Auf die Klage des Verkäufers 
wegen rückständiger Kaufgelder, selbst wenn 
deshalb. eine Hypothek vorbehalten worden, ist 
diese Bestimmung nicht zu beziehen. Die Er- 
kaufung des Grundstücks ist noch keine Hand- 
lung, weiche der Beklagle als Gulsbesüzer vor- 
genommen hat. Tgl. jedoch Erl. zu Art. 23. 



. Art. 25. 

»• 

Der GerichtsstMid einer Erbschaft ist 
da, wo der Erblasser zur Zeit seines 
Ablebens seinen persönlichen Gerichts- 
stand hatte. 

Art. 26. 

In diesem Gerichtsstande können an- 
gebracht werden: 

1) Klagen auf Anerkennung eines Erb- 
rechts und solche y ^die anf Erf^ung 
oder Aufhebung testamentarischer 
Veifügungen gerichtet sind; 

2) Klagen zwischen Erben^ welche die 
Theilung der Erbschaft oder die Ge- 
währleistung derErbthefle betreffen. 
— Doch kann dies (zu 1 und 2) nur 
so lange geschehen, als in dem Ge- 
richtsstande der Erbschaft der Nach- 
lass noch ganz oder theilweise vor- 
handen 1) ist. 

Endlich können 

3) in diesem Gerichtsstande auch Kla- 
gen der Erbschaftsgläubiger und Le- 
gatarien angebracht werden, so lange 
sie nach den Landesgeset^en im Ge- 
richtsstände der Erbschaft angestellt 
werden dürfen. 

In den zu 1, 2 und 3 angeführten Fäl- 
len bleibt es jedoch dem Ermessen der 
Kläger überlassen, ob sie; ihre Klage, 
statt in dem Gerichtsstande der Erbschaft, 
in dem persönlichen Gerichtsstande der 
Erben anstellen wollen. 

Sutt der Worte : „Bndlich köDnen 3, — dfirfen'' 
enthalten die späteren gächsischen Conrv., ingl. 



Zu Art. 25. 

Ueber den Fall, wenn der Erblasser einen' 
doppelten persönlichen Gerichtsstand gehabt hat, 
ist fiichls^estimml. Es dürfte hier die Analogie 
des Art. 10., jedoch. mit der aus Art. 26. her-, 
vorgehenden Modification zur - Anwendung kom- 
men. Vgl. preuss, - hraunschweigsche Conv. Art. 
27. (Anm. zu Axt 26.) 



• I 



Zu Art. 26. 1. 

Klagen gegen dritte Besitzer eines zur Erb- 
schaft gehörigen Gegenstandes, bei d^nen die 
Anerkennung des Erbrechts JDur zur Sachlegiti- 
mation gehört, sind hierher nicht zn rechnen. 
Vgl. übrigens preuss. Allg. G. 0^ Th« L Tit. 2. 

Zu Nr. 3. „ so lange sie nach den Landes- 
gesetzen im Gerichtsstände der Erbschaft aAgestellt 
werden dürfen '* d. h. in Sachs,en, so lange die 
Erbschaft noeh ungetheilt in dem Gerichtsstände 
des Erblassers vorhanden ist, in Pr^^se«. auch 
später, wofern nicht die bevorstehende Tbeilung 
des Nachlasses .in der gehörigen Vl^ei$e .bekannt 
gemacht worden ist. (Preuss. Allg. G. Oa -Th. I. 
Tit. 2. §. 122. 123. Allg. Landr. Th. I. TU. 17. 
§. 137.) Nach den späteren sächsischen Convr., 
wo auf diese Eigenthümlichkeit des preussischen 
Rechtes nicht Rücksicht zu nehmen war, stehen 
die Ansprüche der Legalarien und Erbschafts- 
gläubiger den Ansprüchen der Erben ganz gleich. 
Bei legaUs annuis kann die Frage enUtehen, ob, 
wenn in foro heredilatis über die Verbindlichkeit 
zur Gewährung eines solchen — oder anderer 
fortlaufender tesumentahscher Leistungen — ent- 
schieden worden ist, bei späterer Säumniss in 
der Entrichtung einzelner Termine auf Gewährung 

6* 
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\ §.16. . ' Art. 28. 

Der Gerichtsstand des Airests vnrd Bin Arrest darf in dem einen Staate 

in beiden Staaten anerkannt, und daher ' und nach den «) Gesetzen desselben ge- 



das Urdieil des. Arrest «Richters, so weit 
die arrestirte Sache nicht zureicht, von 
der Obrigkeit des Wohnorts Tillzogen. 
Jedoch darf der Arrest nur alsdann, wenn 
eine^ wirkliche Gefhhr , die Forderung zu 
rerlieren, eintritt, erkannt werden. 

Sobald auch der Richter des Arrests 
vcn dem ausländischenRichter des Wohn^ 
oris beurkundete Nachrieht erhält^ dass 
über den Schuldner bereits entweder die 
formelle Gant erkannt worden, oder sich 
derselbe wenigstens im Stande des ma- 
teriellen Concurses befinde, der die Er-- 
Öffnung des formellen unvermeidlich 
macht, so wird der Arrest aufgehoben 
und die Forderung des den Arrest Im- 
petrirenden an das Gantgericht ver^ 
wiesen. 

Dit hütr.-reusiisd^ Conr. eathllt im f. 6. 
our den letzten Satz ron den Worten », Sobald 
auch" ao. 

Die fibrieen suddeatschen Coorr. saaeo im 
Art 14. 

„Der Gericbtsatand dea Arrestea aoil Statt baben 

a) Pir desaeo Erkenirang; 

b) Hir die Jostifications • VerbandlaDgen ; 

e) für die Wiederaufbebang des Arrestes oder 
Vernrtbeiliing des Impetraten in der Haiipt- 



gen den Bürger des andern Staates aus- 
gebracht und yerf ugt werden , unter der 
Bedingung jedoch , dass entweder auch 
die Hauptsache dorthin gehöre, oder 
dass sich eine wirkliche ycjre/iträrlijf« Ge- 
fahr auf Seiten des Gläubigers nachwei- 
sen lasse, fi^ Ist in dem Staate, in weh 
ehern der Arrest verhangen worden, ein 
Gerichtsstand für die Hauptsache nicht 
begri'mdet; so ist diese nach vorläufiger 
Regulirutig des Arrests an den zustiindi-- 
gen Richter des andern Staates zu ver- 
weisen. Was dieser rechtskräftig er- 
kennt, uMef:liegt der allgemeinen Be- 
stki^mung im Art. 2. 

a) Cob, Crolha — 8chw, RudoUiadt schaltet hier 
ein: „für die eigegeo Unterthanen ipeltenden". 

ß) JKsinuir — Cobmrg, Altenb, - Coburg and Cobmrg 
-* Rudohtadt schalten hier ein : „Insbesondre 
soll aber die Anlegang des Arrests aof das im 
Lande befindliche Vartoögen eines Bürgers des 
anderen Staates auch dann gerechtfertigt sein, 
wenn der Auswärtige sich dieser Massregel za 
Sicherong einer Fodemng darch Vertrag on- 
terworfen hat, oder wenn der Auswärtige, der 
im Lande gepachtet hat, v<Mr Entrichtong des 
Pachtgeldes abziebn will''. 



aaebe, je nachdem sich dorch daa JnaüQeatioBSverfahren , das sieh darehaaa innerhalb der Grenzen 
des sammarischen Procesaes halten mnaa, die Fordenuig als angegrudet, oder als liquid dargestellt bat 



Wtimar — Rttui-Grtitnui Allmiiirg — btutt' der RfickjUnde noch in diesem GerichUstande 
Gm. rolgende B«lmniBDg: 3) Kl.jw |;eB«D die ErbeQ' tn klagen sei. Dajedocheine , 

Erbei wegen persönlicher Vertiindliclikeiten ihre» i i. i.i ■ i , S „ ■ i. 

LAUutn, «0 iMge die Erb«li«n gu» oder tieU- «''<^'ie Klaffe nicht als ForUiellung einer bereils , 

weise noch dort vorbenden, oder wenn der ErteB iDhJngigen Rechlssacfae (Arl. 32.) lU belrachUD 

mehrere sind, noch nicht getheilt ial", indem die jtf, go komml äs auch hierbei darauf an, ob die ' 

Klagen der Legatarien unter Hr. 1. begriiren aind. Erbsclian nooh ungelheilt m foro hered. vorban- 

Die ipateren prtuttttchtn Coow. enlballea am , . ' ° ' 

Scblniae noch den ZnsUi: „Nicht Kinder a}eht "^^ '^'- 

jedem Müerben frei, die Klage aar Theiinng der*- ' Zum Schhussalie. 'Oi« in deff'spHeren preui- 

zum Nachlass gehSrenden Immobilien aneb in dem aiachen ConveDltonen feslgesetile CaaCurreBZ dM 

^n^SpiVren*^'"'''''"'"''* ^" '*'^''**" ^^"^ ^'^ dingliehin GerichUstanda« fQr Klagen auf Theilimg 

■nm rinren . . . . Nachlasse gehörigen Immobilien versieht 



■Ol abringen 

Ueherdiea ist 
Conv. (An. 27.) hinza;efä|t: „Ueber die Com- 
petent der verscbiedeiien , aach diesen Bestim- 
mnngen zutündigen Gericbte (Art. 26. vgl. mit 
Art. 10. und 37.) entscheidet die jPrÜTCntioD,' und 
xwar bei den in 1 und 2 des Art. 27. anTgefnbr- 
ten Klagen dergestalt, dais v«r dem praveBiren- 

den Gerichte noch alle' anderen, danaelben Nach- •■ ' ■ 

laia beLreffenden, in dem GerichtHtande dea Nacblicaet lollisaiBaB Klagen von gleicher Art osd gleichem 
Zwecke zu verhandeln nnd to entscheiden stad. Es bleibt jedoch auch in diesem 'Palh die Serngnisa, 
die Tbeilung dar in -dem andern Staate belegeaen mm Tfacblasae gebürigen Immobilien im dinglichen 
Geriebtsstande in Antrag lu hr^ngeb, der Prävention des Erbschaftagericbts nngcfchtet, n^eschrinkt." 

1) Tfetmor — Reatt-Crtit schaltet hier ein „oder, wenn der Erben mehrere sind, poch nicht ge- 
theilt". Vgl. Art. 17. der prieoss. - «eim. Conv.- . . ." 



sich nach Arl. 24. von selbst, wie beim Ab- 
schlüsse der sSchsisch-greiUrConv. ausdrOeklich 
■nerkannl wonIeD ist. Vgl. Ms rentiische Publi- 
cationspBieoi w dem Greiier Amb- u. V. -Bl- v. 
■,1845. S. ?07. -f ' * 



Art. 27, 
Ein Arrest kann in dem eiaea Staat« 
unter den nach den Geeetxen desselbcu ■)f' 
Torgeschriebenen Bedingtutgen gegen den 
Bürger des andern Staatei in detaen in 
dem G Bricht sbezir he dv* Arrestrichiert 
befindlichem VermÖgett angelegt werden 
und begründet zugleich den Gerichta- 
ttand für die Hauptklage in so weit, 
dasB die Entscheidung des Ari^estrichten 
riicksichtJich der Hauptsache nicht bloa' 
an den in seinem Gerichtaprengel befind- 
lichen und mit Arreat belegUn, atindem 
an allen in demselben hande befindlichen 
Vermögensobjecten des Schuldners voll- 
streckbar ist. Die ' Atilegmna des Ar- 
rests giebt jedoch dem Arresikläger kein 
Vorzugsrecht vor anderen Gläubigarn 
nnd yerliert daher durch Concnrseröff-- 
nung über das Vermägen des Schuld- 
ners seinei') rechtliehe Wirkung. 

1) Die apüteren prcMsiadM Coaveotionen, m nie 
die Twischen Ben** jtmg. L. nnd Jtiulalflndt 
scbnllen hier die Worte: ^ ■ " • • 
seine eigenen Upterlbaaen" 

2) 1. iknt 



Zn lau 27. 
Die SttUßtaftia/uÜ dea forum 
den DO rd deutschen Coqvenlionen , 
■chen gegenübet, erweitert, dageg 
sankeil desaelbea beadirlukt w0i 
Vollstreckung des von dem ArreaU'i 
ebenen Unheils bei ien Gerichten 
Slaalei lucAl nachgesucht werdei 
Aohiahme des in deu spSteren pre 
mehreren andern (vgl. die Anm. o) zu Art. 28. 
der preuss.-weim. md die A]]n].l.iuArL27.der 
^ireuss. • Siebs. Conv.) CüDventioneii ausgesprocb- 
nen Frincips steht allerdings üie Bestimmung der 
sichs. Processordnung von 1622. Tit. LI. §. 1. 
auch In der HodiBcation , wdche sie durch die 
Verordnung vom 20. April 1849. I, c. erbilien 
hat, eotgegen. ludcss bat PreusscD seine noch 
weiter gebenden Beatimmungen Ober for. arresti 
gegen Ausllnder (Anhang lur AUg. G. 0. §. S4.) 
lu Gunsten der tbrigen deutschen Bundesataaieu 
aufgegeben. 



Jedoch darf sich der Spmeh dea Arrestrickle» in keioem Fall« weiter, als anf den Werth der 
■trelJrteD Sache antdehaeir; vielmehr ist anch der aigelegte Arreat wieder anftilielieii , sobald das- 



1 



/ 
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Batoi^o — UTArtemlbeifs 



Freuflven — Weimar 



jeoif^e Gericht, apter welchem der laifietfat steht, 4ie amtliche Versicherang von sich giebt, daM es 
den Sprtt<;h des Arrcstricbteps ohne Ansti^d vollziehen w«rde. 

Hat sich der Arrestrichter zwar nicht von dem' Ungrtinde der Forderung, aber doch davon überzeugt, 
dass' sie nicht anders, als im Wege des ordentli^en Processes zar Liquidität gebracht werden kSnne. 



§. 17. • 

Der Gerichtsstahd des GonfriÜLtes fin- 
det mir dann seine Anwendung, wenn 
sich der Gontrahent zur Zeit der Ladung 
in dem Gericht'sberirke anwesend findet, 
in welchem der Contrakt geschlossen wor- 
den ist. Dieses ist besonders auf die ^^ 
auf öffenflichen Markteii geschlossenen 
Contrakte und auf den Viehhandel an- 
wendbar. , 

a) Spätere süddentsobe Conv^. Art. 15.: ^Jbeida^i 
auf öffenti. etc. «id h^m Vie|iiaAdel".' 



Art. 29. 

Der Gerichtsstand des Kontraktes, 
f^OT welchem eben sowohl auf ErfUUm^g, 

'' ah icie auf Aufhebwig des Kontrakts 
geklagt tperden kann, findet nur dann 
seine Anwendung^ wenn der Kontra- 
hent <^) zur Zeit der Ladung in dem 
Gerichtsbezirke sich anwesend befindet, 
in welchem der Kontrakt geschlossen 
worden ist> oder in 'Erfüllung gehen 
soll. ' i . * 

Dieses ist besonders auf die auf öf- 
fentlichen Märkten geschlossenen Kon- 

. traükte, auf Viehhandel m\d dergleichen 
.anwendbar. 



«) 



— Cofnttg streicht die Worte: „zur 
Zeit der Ladung^* und ,,sich anwesend befin- 
det" and rdgt am Schlüsse des Satzes die 
Worte bei: „die Ladung behändigt erhalten 
hat **. So auch CoJmrg — Äliwbwrg und Co- 
hurg — HudiMadt. 



.t 



§. 18. 

Die Klausel in einer Wechselver- 
schreibung, wodurch sich der Schuldner 
der Gerichtsbarkeit eines Jeden Wech- 
selgerichtSy in dessen Genchtszwang er 
zur Verfaflzeit anzutreffen sei, unter- 
worfen hat, wird von beiden Staaten 
als gültig, und das hiemach eintretende 
Gericht für zuständig, mithin dessen Er- 
kenntniss für vollstreckbar anerkannt. 

Spätere süddealsche Conventionen Art. 16., 
gleichlautend. * 



Art. SO. 

. Die Klausel einer Wechselverschrei- 
büng, wodurch sich der Schuldner der 
Gerichtsbarkeit eines jeden Weehselge^ 
richts, in dessen Gerichtszwang er zu 
dessen Yerfallzeit anzutreffen sei, un- 
terworfen hat, wird als gültig, Aas 
hiernadi eintretende Gericht, welches 
die Vorladung beunrkt hat, für zustän- 
dig, mithin dessen Erkenntniss für voll- 
streckbar an den in dem anderen Staate 
belegenen Gütern anerkannt. 



oder bat er vibrcRd drr Jofliücaliou von dtr Caneursnässigkeil des Inpelmteti Xarhricht erhtiten; 
sa hebt er zwar wegen Sit^erheit des Inpelrantcn den Arreil nJcbt ober auf, als bia er von den 
ordenttiehen Richter dam veranlagst wM; hiogegea ühert'du.1 er non diesL'm unter Zmendan; dor lo- 
gerangenen Verband iDOgeii das Erkecmlniss in der Hauptsaebe. " 

Art. 28., Zu Art. 28. 

Der Gericktflstand des ConfiwetB, ror Der Artikel besehrankt sich sowohl seiner 

welchem ebensowohl auf Erfüllung, eis Fassuog nach, als zufolge der Praxis, wi« sie 

auf Anfhebung des Contracte geklagt znr Zeit seiner AbfaHung bestand, auf wirklich 

werden kann, findet nur dann seine An- ctmlraeliiche Vetbindlichkeiien. ' Ein so allg» 

Wendung, wenn der Contruhent zur Zeit meines forum obligationi», wie es neuere Pro- 

dep Ladung in dem Geriohtsbezirk sich ^essrechtslehrer annehmen (vgl. Son'yny, System, 

anwesend befindet, in welchem der Con- BJ. 8. S. 205. * " 



tract gescMossea worden ist, 
Erfüllung gehn 8.0II. 



oder i 



Sutt der Worte; „wean der Contrabent — an- 
wesead bcGadel" drüchen die sfSteren täthtitch«» 
Conventt., ingl. Weimar — Bttut - Greis avi Al- 
tenburg — Renn - Grei^ sieh so ans „wenn dem 
C antrabe nie a did erete Ladung aofjjie aogealellte 
KUfe in dem Gerichubezirk iniinuirt worden 
ist" etc. A09 der früherea FasanDg Unnte her- 
geleitet werden, dsas, wenn nur der Beklagte znr 
Zeit der, Ladung aoweiend gawoMa, aber •orh 
nicht einmal der Veraaeh gAnaeht worden sei, aie 
' ' ' , der persSnIiebe Richter lie 



mit ä. 245.) erkennen die 
Daher ist im J. 1843 
iie InsipuaLiol einer Ladung in'elDcr SchwSn* 
.gerungsssclie, wobei sich .auf /omm coniraeitu 
geslütiL warde, ahgedehsi v 
' Eine Concurrenz zwisolii 
und dem Erfülhingsorie flnd 
mehr ist in flehen fltten, 
tra eis orte vcrschiedöer Brfü 
worden, .oder Sich der fa 
dem Gegenstände des C<mtra 
nmr das Gericht des Errüiln 
Krug, Erörlerungen Aber d 
.der Zeilschrin .für BecliU)»fi< 
zunSclist für das K.ß. Sachlei 
Nr. XII. S. 211. .und Savig 
S. 213. Aa«i,d.. Zuweilen 
Conlracl von dei Art sein, 
am Orte des Contricts, üi' 
SU erfalien ist Wenn s. I 
Gutsbesitzer in Sachsen einen Verwiller Sti seine 
in Pwussen belegenen Güter- derjceslalt engagirl, 
dass er ihn sogleich mit sich nehmen will, und 
sich dann weigert, ihn überhaupt in Dieofhe zu 

nehmen, so kann er darauf in Sachsen verklagt werden, nicht aber, wenn der Herr, nachdem 

der Verwalter seinen Dienet angetreten hat, 'das bedungene Lohn nicht auszahlL Denn dieses 

war nach der Naiur des Contrac(s in Preussen zu zahlen. 

Ueher das f. c. bei Vertragen, welche durch Briefe abgeschlossen werden. Tgl. Savigity, 

a. a. 0. S. 235 IT. 256 fr 



Die pretiitisch'hriainttltieeistelte Canneathllt 

noch den Zusalz: „Jedoch Werden hierdurch die 
Bestinaungen der hraunscbwcigisehen Marktger 
richtsordnnng j. 3. und der Dcclarairnn m der- 
selben vom 13. Oelober 1715 nher dir Competenr 
des Raurgcrirhts za Brannsehweig, welche dieser 
L'ebereinkonrt in Abschrift beigefügt sind, nicht 
abgeändert Andrerseita soll aber auch die An- 
wendnng derselben Grundsätze geges hraun- 
schweigische l'nierlhanen auf prenssischen Messen 
onbenojnnien sein." Vgl. unten die ftcilage L 



Art. 29. 



Zu Art. 29. 



Die Clausei in einem Wecktelbriefe Die Scdwierigkeiien, in denen dieBaitimmung 

oder eine "^y VerschreikUHanach Wecn~ dieses Art wegen der terschiedenen Bedingungen 
telreekt, wodurch sieh der ScIiuMnev der Wechselßhigkeit in den ferscIHed&eft Lto- 
der Gerichtsbarkeit eines jeden Ceriehts dem fahren konnte, sind durch die EinfQhnmg 
unterwirft, in dessen Bezirk er nach der der aligem. deutschen Wechselordnung beieitigt 
Verfallzeit anzutreffen ist, wird' als gül- worden. 

(ig anerkannt, and begr&ndet dif Zu- — — — - — — . 

standigkeit eines jedeti Gerichts gegen den m temem Bezirk anzutreffetulen Schuld- 
ner. Aus dem ergangenen Erkenntniase soll $elbst die Pertonalearecutio» gegen 
den Schuldner bei den Gerichten des andern Staates roUstreckt werden. 

I den spätem pmumcÜM Coaven- 
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Den Gerichtsstand der geftilirten YeN 
waltung^ hat der Ausländer, der sie führt, 
da anzuerkennen, wo^entfveder .die be- 
vormundete Person ihren Wohnsitz hat, 
oder die vervralteten Güter li^en, der 
Verwalter mag nun zur Zeit der Ver- 
waltung in eben dem Staate gewohnt 
haben, oder dieselbe in seinem auswar» 
figen Wohnsitze geführt tiaben. 

Spätere snddeatscbe Go|}ventioDeD Art. 17., 
gleicblaatend. 



Art. 31. 

11 dem Gerichtsstande, unter weU 
cAem Jemand fremdes Gut oder Vermögen 
bewirthschaf tet oder verwaltet hat, muss 
er auch auf die aus einer solchen Ad- 
ministration angestellten Klagen sich ein- 
lassen, BM miwte denn die Admimstra- 
Hon hereiU völÜg beendigt und dem Ver- 
umlter über die gelegte Rechnung q%üU 
firt min. Wenn daher ein aus der 
quittirien RechnuM verbliebener Rück" 
stand gefordert, oder eine ertheilte Quit- 
iuna anaefochten wirdy so kann dieses 
nicht bei dem vo$nnaligen Gerichtsstände 
der geführtefi Verwaltung geschehen. 






Jede ächte Intervention, die nicht eine 
besonders zu behandelnw Rechtssache 
in einen schon anhängiffen Process ein- 
mischt, sie sei principal, oder accesso- 
risch, betreflE^ den Klager oder den Be- 
klagten, sei nach vnrgängiger Streitver- 
kimdigung (litis detiu^ciaMoy geschehen, 
oder ohne dieselbe, begründet gegen den 
audundisdienlntMn'enienten dieGerichts- 
bariLeit des Staates in welchem der Haupt- 
process geführt wird. 

Die jp&teren süddeatschett Cooventioneo Art. 20. 
baben das Wort ,,acbte" gestricben, and am 
SeUosse nocb binzogerügt : „jedoeb nur in Be- 
ziebang aaf die Intervetlion und deren näcbst« 
recbtlicbe Folgen, nicbt aber aaf die aas deren 
Veranlassang künftig etwa eatstebenden Regresft- 
Klagen.«" 

§. 21. 

Sobald vor irgend einem, in den vor- 
hergehenden §§. dieses Staatsyertrages 
bestimmten Gerichtssitande eine Sache 
rechtshängig ^pendent) geworden ist, so 
ist der Sdreit daselbst zu beendigen, 
ohne dass die Rechtshängigkeit durch 
Veränderung des Wohnsitzes oder Auf- 
enthalts des Beklagten gestört oder auf- 
gehoben werden könnte. 

^ Die Rechtshängigkeit CLifitfPeru/ertö) 
wird durch Insinuatipn der Ladung für 
begründet erkannt. 

Art 21. der spätere» siidd. Conventionen, gieirV« 
lautend. 



Art. 8?. 

Jede ächte Intervention, die nicht eine 
besonders zu behandelnde Rechtssache in 
einen schon ai^ängigen Process ein- 
mischt, sie sei principal, oder accesso- 
risch , betrefc den Kläger oder den Be- 
kla^n, sei nach vorgängiger Streitver^ 
kündigung geschahen, oder ohne dieselbe, 
begründet ge^n den ausländischen In- 
tervenienten die Gerichtsbarkeit des Staa- 
tes, in welchem d^r Hauptprocess ge- 
führt wird. 



Art. 33. 

Sobald vor irgend einem in den bis- 
her! een Artikeln bestimmten Gerichts- 
stande eine Sache rechtshängig geworden 
ist, so ist der Streit daselbst zu been- 
digen, ohne dafs die Rechtshängigkeit 
durch die Veränderuns des Wohnsitzes 
oder des Aufenthalts des Beklagten ge- 
stört oder aufgehoben werden könnte. 

Die Rechtshängigkeit einzelner Klag- 
Sachen wird durch Insinuation der La- 
dung zur Einlassüiig auf die Klage für 
begründet erkannt. 



I*reiuisen — .ft»cl»s«n 



Zu Art. SO. 



Art. 30. 

Bei dem Gerichtsstande, unter wel- [stdie im An. ersichlliche AbilDdenuig(Rlage 

chem Jemand fremdes Gut oder Ver- sl Klagen), die »ich aach in allen spateren 
mögenbewirthschaftetoderTerwaltet h«t, Conw, dieser Familie findet, eine absichtlich^ 
muBs er auch auf die ans einer eolchen ta tfiuss man daraus scliliessen, dau sieb die 
Administration angestellte Klag ff sich BesiimmDOg nnr auf die Klage auf Reehnangs- 
einlassen, so lange nicht die Administra- ablegiiag und Gewahr der daraus hervorgehenden 
tion T(^g beendigt und der Verwalter Ueberschüsse oder Ersatzposten beziehe. Allein 
über die abgelegte Rechnong.quittirt ist. dann passen freilich die spateren Worte „so 
Wenn daher ein aus der quittirten Bech- lange nichl die Adminislration völlig beendigt" 
nung Terbliebener Rückstand gefordert, licht, da Jiete Klage nur nach vGllig beendigter 
oder eine ertheüte Quittung ang^ochten Administration angestellt werden bann. Auch 
wird, so kann dieses niehtbei dem ror-^ wahrend der Verwaltung können einzelne DüTe- 
maligen Gerichtsstände ^^r gefÜhrtenVei^ renien twisclwn dem Herrn des Vermögens and 
waltung geschehen. dem 'Verwalter entstehen, und man siafat nicht 

: ein, warum nicht 'der Letitere auch deshalb im 

foro gestae adnin. Becht nehmen sollte. Zu vennuthen ist daher, dass die .Abänderung eine un- 
absichtliche sei, .und zwar um so mehr, da §§. 194. und 155. der preuss. AUg. G. 0. Th. I. ' 
Tit. 2. welchen die Fassung dieses Art. fist wOrilich entsprich^, den Plural haben. 



4rt. 3r. 
Jede echte Infervention, die nicht eine 
besonders zu behandelnde Rechtssache in 
einen schon anhängigen Procesa einmischt, 
sie sei principal, oder accessoriscb, be- 
treffe den Kläger oder den Beklagten, 
sei nach vorgängiger Streitverhündigung 
geschehn, oder ohne dieselbe, begründet 
gegen den ausländischen Intervenienfen 
die Gerichtsbarkeit des Staates, in wel- 
chem der HauptprocesB geführt wird. 

Die apüteren reau - ffmixitehen CooveatloBeo 
■treicben, Kleicb den süddeabeheB ,' du Wart: 
„eckte". Ebetito die Coov. iwisohto Rtiut- 
Gera aod ItudpUto4t. 



Zu ArL 31. 
Der Zwischensau : „ die nicht eine besonders 
m behandelnde Bechtssache — einmischt" ent- 
halt keine neue Bedingung, sondern nur eine 
Erlioterang des Begriffs „echte Intervealion ", 
was wohl hatte anged eiltet werden kSnnen. 
Uebrigens versteht es sich von selbst, dass die 
dadurch begrOndete Gerichtsbarkeit des fremden 
Staates sich darauf beschrankt, über die Intef 
venlion eben so, als wenn der Intervenient ein 
Inlinder wäre, zu erkennen. Vgl. die spMeran 
■üddeutschen Contenlionen. 



Art. 33. 

Sobald Tor irgend einem der ia den 
bisherigen Artikeln bestimmten Gerichts- 
stände eine Sache rechtshängig gewor- 
den ist, 80 ist der Streit daseUtat za 
beendigen , ohne dtss die Rechtshängig- 
keit diu-eb die Verändernng des Wonn- 
sitEes oder des Aufenthalts des Beklag- 
ten gestört oder aufgehoben werden 
konnte. 

Die Rechtshängigkeit einzelner KJag- 
sachen wird durch Insinuation der La- 
dung zur Einlassung auf die Klage für 
begründet erkannt. 

Erng, iDlematioDalreckl. 



Zu Art. 33. 
Eine blosse mBndliche oder schriftli<^e fie- 
Stellung ins Gericht begründet die BechtshBngig- 
keit nicht, denn sie kann nicht als Ladung „zur 
Einlassung anf die Klage" angesehn werden. Auch 
eine schriftliche Ladung zur blossen GQtepDegung 
wflrde dieseta Effect ni^t haben. Dagegen wOrde 
die Insinuation des nach dem sachs. Gesetz vom 
16. Hai 1839 und der dazu gehörigen Verordnung 
bei ganz geringen Civilansprttchen zu erlassenden 
Bestellzettels die Bechtshangigkeit allerdings be- 
gründen, da der Betfellzetlel den wesentlichen 
Inhalt der Klage, und die Auffoderung, sieb 
darüber zu eikllren, eiUhaiL (Siebs. G. u. V. 
Bt. 18S9. S. 158.) 
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Balern — ITlIrtettibers 



§. 22. 

^a) Alle Rechtsgeschäfte unter Le* 
benaen und auf den Todesfall werden^ 
was die Gültigkeit derselben rücksicht-p 
lieh ihrer Form anbetriiTt, nach den Ge« 
setzen des Orts beurtheilt^ wo sie ein- 

Seegängen sind, soferne nicht die Hand- 
ung selbst einem verbietenden Geselzß 
des einen Staates enigegefi ist. 

Die übrigen sttdd. Convr, ganz gtetcblntend) 
avoft hins. der Artikelnvmer. 



JPreummen. — lt>lmar 

2) Hinsichtlich der Gerichtsbarkeit in 
nicht streitigen Rechtssachen. 

Art. 34. 

Alle Rechtsgeschäfte unter Lebenden 
und auf den Todesfall werden , was die 
Giiltigkeit derselben rücksichtlich ihrer 
Form betrifft, nach den Gesetzen des 
Orts beurtheilt, wo sie eingegangen sind. 

Wenn nach der Verfassung des einen 
oder des andern Staates die Gültigkeit 
einer Handlung allein von der Aufnahme 
var einer bestimmten Behörde in dem- 
selben abhängt,^ so hat es auch hierbei 
sein Verbleiben. <<) 

a) Der zweite Absatz H$t ein preossiscber Zusatz 
za dem weimarachen Entwürfe. 



(§. 22.) ' 

(b) Rechtsgeschäfte über Real-Rechte, 
als, die Vebertragnng des £igentham% 
Bestellung von Hypotheken, und der- 
gleichen , richten sich lediglich nach den 
Gesetzen des Orts, wo die Güter liegen^ 
welche sie zum Gegenstande haben. 

Uebrige gleichlaateod. 



Ar*. 35. 

Verträge, welche • die Begründung 
eines dinguchen Rechts auf wibewegUche 
Sachen zum Zweck haben, richten sich 
lediglich nach den Gesetzen des Orts, 
wo die Sachen liegen. 



§. 23. 

Verbrecher und andere Uebertreter 
von Strafgesetzen werden, soweit der 
nachfolgende §• 25. keine Ausnahme 
macht, von dem einen Staate dem andern 
nicht ausgeliefert. 

Spätere aäddentache Conw. Art. 30. „Ueber- 
treter von Strafgesetzen jeder Art werden, so 
ferne der nachfolgende Art. 32. keine Auanahme 
begriindct" etc. 



S) In Riieksicht der Strafgerichtsbarkeit. 

Art. 36'. «) 

Verbrecher und andere üebertret«r 
von Strafgesl&tzen werden, so weit nicht 
die nachfolgenden Artikel Ausnahmen 
bestimmen, von dem einen Staate dem 
andern nicht ausgeliefert, sondern wegen 
der in dem anderen Staate begangenen 
Verbrechen und Uebertretungen van dem 
Staate, dem sie angehören, ^) und tiach 
dessen Gesetzen gerichtet. 

Daher findet denn auch ein Contu- 
macialverfahren des anderen Staates 
gegen sie nicht statt 

a) Meiningiaehe Conw. Art. 1. 

ß) Die CoDVentionen «wischen ^eusBen — AUen- 

^rg, ingl. zwischen AHeithurg ^ Meiningen^ 

M^iikigtiii *- Heu^s ^^ Ehersdorf und Jtfetfitii^m 

— Rudohtait schalten hier die Worte ein: 

' „znr Ualersuchong gezogen and**. VgL die 

prenss.-sächs. Conv. 

* Mehrere der späteren Conw. verweisen am 
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Preussen — Sacbsen * 

2) Hinsichtlich der Gerichtsbarkeit .in 
nicht streitigen Rechtssaclien. 

Art. 3S. 

Alle Rechtsgeschäfte unter Lebenden 
und auf den Todesfall werden, was die 
Gültigkeit derselben rücksichüich ihrer 
Form betrifft, nach d^n Ges€Fl2en des 
Orts beurtheilt, wo sie eingegangen sind. 

Wenn nach der Verfassung des einen 
oder des andern Staates diß Gültigkeit 
einer Handlung allein von der Aufnsüime 
vor einer bestimmten ■ Behörde in dem- 



CSrUiiterulty 



Zu V. 33. 

Der zweite Satz ist wohl nicht blos auf «olche 
Handlungen zu beziehen, welche vor eine indwi' 
dueU beistimmte Behörde gewiesen sind, wie z. B. 
Hypolfaekenbestellungen, sondern auch auf solche, 
die überhaupt vor einer beslimniten Art von Be- 
hörden vorgenommen werden mifssen. So be- 
stimmt z. B. das preuss. Landrecht Th. I. Tit. XI. 
§. 1063. das^ jeder SchenkQDgsvertrag,-'um klag- 
bar zu sein, vor Gericht abgeschlossen sein müsse. 



selben abhängt^ so hat es auch hierbei ' Selbst der Abschluss v^ einem Notar oder Ju- 
sein Bewenden. ^ * siizcommissar genügt nach §. 1070. nicht. Nach 

— ^rt. 33. der Conv. wird daher aus einem ausser- 

gerichtlich erthcilten Schenkungsversprechen eines Preussen, selbst wenn es in Sachsen geschehn 
wäre , weder vor einem preussis^hen noch vor einem sächsischen Gerichte geklagt werden können.^ 



•Art. 34. 

Verträge, welche die Begründung 
eines dinglichen Rechts auf unbewegliche 
Sachen zum Zwe^ haben, richten sich 
lediglich nach den Gesetzen des Orts, 
wo die Sachen liegen. 



Zu Art. 34. 

Die Fassung der s&ddeutschen Conw. scheint 
hier vorzüglicher, da es nur darauf ankommt, 
die Entstehung des dinglichen Rechtes selbst an 
die Gesetze des Orts der gelegnen Sache zu binden, 
die darauf abzielenden Verträge aber an sich einer 

' — - — besonderen Form nicht bedürfen. Auch ist es 

wohl so gemeint, denn weder das preußische noch das sächsische Recht erheischt für Verträge, 
welche einen Tüel zur Eintragung einer' Hypothek etc. gewähren sollen, eine besondere Form. 
Auf den Inhalt aber kann gich die Restimmung nicht beziehen, theils dem Zusammenhange nach, 
theils weil es sich von selbst versteht, dass Verträge, dieser Art, deren Inhalt dem Rechte des 
Orts der belegnen Sache widerspricht, daselbst nicht effectuirt werden können. Vgl. auch Art. 21. 
und 22. der preuss. - sächs. Convention. 



3) Rücksichtlich der Strafgerichtsbarkeit. 

Art. 35. 

Verbrecher und andere Uebertreter 
von Strafgesetzen werden , ^soweit nicht 
die nachfolgenden Artikel Ausnahmen 
bestimmen, von dem Staate, welchem sie 
angeboren, nicht ausgeliefert, sondern 
daselbst wegen der in dem andern Staate 
begangenen Verbrechen zur Untersu- 
chung gezoaen und besirafi. Daher fin<r 
det aucb ein Contumaciaiverfahren des 
andern Staates gegen sie nicht sUlU. 

Bei der Gonstatirung eines Forstfre- 
vels , welcher von den Angehörigen eines 
Staates in dem Gebiete des andren verübt 
worden ist, soll den officiellen Angaben 
und Abschätzungen deo* competenten 
Forst- und Polizeibeamten des Orts des 
begangenen Frevels dieselbe Beweiskraft, 
als den Angaben und Abschätzungen in- 



Zu Art. 35. 

IHe Fassung: ^yVerbrecher und andere Ueber- 
treter *^ etc. rührt aus der bairischen Conv. her, 
da bekanntlich die bairische Strafgesetzgebung 
zwischen Verbrechen, Vergehen und Uebertretupgen 
unterscheidet. Vgl. die Fassung der späteren 
wQrtemb. Verträge. ' 

In den Worten : „sondern daselbst" etc. liegt 
zugleich die, in der bair. Convention nieht aus- 
drficklich anerkannte Verpflichtung, den eignen 
Unterthan auch wegen der in dem anderen Staate 
begangenen Verbrechen zur Untersuchung und 
Strafe zu ziehen, wie solche den Bundesgesetzen 
und dem Wesen einer dem Bundesstaate sich 
annähernden Staateneinheit entspricht. Auch po- 
litische Verbrechen sind dabei nicht ausgenommen. 
Von den üebertretungen gelten andere im Art. 96. 
und 37. enthaltene Grundsätze. Der Vergehen 
ist im Art. 35. nicht ausdrücklich gedacht Allein 
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Preuvsen — ÜTelmar 

Selilasse. dieses Artikels auf die zwischen den 
Contrahenten bestehenden besondern Verträge 
wepen der Forst- und Jagdverbrechen. Aach 
enthalten die späteren preussischm Convv. die- 
ser Familie eine dem Art 35. der preuMS. - 
Sachs, Conv« entsprechende Bestimmnng über 
die CoBStatirong der Forstfrevel. 



erkannt worden. Indess steht auch die preuss. - weimarsche Fassung nicht entgegen, das müdere 
Strafgesetz des Ortes der begangenen Tbat anzuwenden, sobald die einheimische Gesetzgebung 
dies gestattet oder gebietet. ^ 

Zur Verhütung der Forstfrevel sind von der säcbsischen Begierung folgende Conventionen 
abgesdüossen worden; 



i) mit Reuss' Greiz vom 4^-|^ ^828. G. S. S. i07. 
^ 1. Aug. 

2) mit 5. ÄUenburg vom ^J^-^' i^^S- 0- S. S. 188. 

8) mit ReusS'Gera vom . ' /^' ^^^, G. S. 1824. S. 8, 
^ 17. Jan. 1824 

15 Anril 
4) mit S. Weimar vom jt^~ 1829. G. S. S. 96. 

11. Mai 



$. 24. 

Wenn der Unterthan des einen Staa« 
tes in dem Gebiete des andern sich einer 
Uebertretung schuldig gemacht hat, und 
daselbst ergriflPen «^ und abgeurtheilt 
worden ist, so wird das Enkenntniss 
dieses Grerichts von dem Staate, dem 
der Verurtheilte angehört, an den in 
seinem Gebiete befindlichen Gütern des- 
selben yoUzogen. 

Gleiches gilt von dem Falle, wenn 
der Schuldige in dem Staate, dem er 
ah Unterthan angehört, verurtheilt wor^ 
den ist, und in dem Gebiete des andern 
Staates Güter besitzt. ^) 



Art. 87. «) 



Wenn der Vntertiian des einen Staa- 
tes in dem Gebiete des andern sich eines 
Vergehens oder Verbrechens ß) schuldig 
gemacht hat, und daselbst ergriffen una 
abgeurtheilt worden ist, so wird, wetin 
der Verbrecher vor der Strafverbiissung 
sich in seinen Heimatsstaat zurück be- 
geben hat, r) von diesem das Erkennt- 
niss des ausländischen Gerichts, tiach 
vorgängiger Requisition und Mittheilung 
des ürtheils, sowohl an der Person als 
an den im Staatsgebiete befindlichen Gü- 
tern des Verurtheilten vollzogen, voraus- 
gesetzt, dass die Hatidlung, wegen deren 



Pjrevssen — Sselisen 

ländischer Officianten von der erkennen-* 
den Behörde beigelegt werden , wenn 
ein solcher Beamter auf die wahrheits- 
mässige, treue und gewissenhafte Angabe 
seiner. Wahrnehmung und Kenntniss Ent- 
weder im Allgemeinen oder im speciellen 
Falle eidlich verpflichtet worden ist, und 
weder einen Denunciantenänthefl noch das 
Pfandgeld zu beziehn hat. ^) 

Uenrigens behält es wegen def Ver* 
faütung und Bestrafung der Forstfrevel 
in den Grenzwaldungen bei der bestehen- 
den Vebereinkunf t vom 22. Sept. 1835 
sein Bewenden. 

1) Der Satz : ,,Bei der Toastatirang — cn beziehn 
hat** fehlt ia; Preuesen — Bernburg, PteuB" 
9m — Braunsi0twe^f und allen neueren von 
der sächsiaehen Regierung abgeschlossnen Con- 
ventionen. 

2) Jede der neueren Convetttionen enthält hier 
natürlich ein andres Citat, und wo keine be- 
sonderen Conw. dieser Art bestehen, wie z. B. 
zwischeü Sachsen nnd Coburg -Goüia» fehlt 
dieser Passos. 

ä) mit Preussen vom 22. Sept. 1835. G. 
6) mit Baiem (auch die iaigd-, Feld- und 
V. Bl. S. 323. 
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Erlftuterunseii» 

dem ZasammenhaDge nach mnss von ihnen die* 
'selbe Regel gelten , nur mit«, der sich von selbst 
verstehenden Ausnahme , dass wegen solcher Ver- 
gehen, welche das einheimische Gesetz nicht mit 
Strafe bedroht (z. B. stuprum), gegen d«o ein-' 
heimischen Unterthan auch keine Untersuchung 
eingeleftet werden kann« Dies folgt aus der 
unbedingten Anwendbarkeit des einheimisclien 
materiellen Strafgesetzes und daraus, dass eine 
Untersuchung nur zum Zweck der Bestrafung 
eingeleitet werden kann. Vgl. auch AiH.'SG. und 
die Erläuter. dazu. Weg«n der Vorsahme von 
Untersuchungshandlungen gegen Ausländer in 
dergleichen Fällen, umi Vollstreckung von aus* 
wilrts erkannten Strafen gegen dieselben s. Art 
37. und 42. 

Die in der prenss. - weim. Conv. ersichtlichen 
Worte „ und nach dessen Gesetzen " sind in der 
preuss. • sSehsischen weggelassen worden, weil 
sie eine Bestimmung Ober die von dem Richter 
anzuwendenden materiellen Rechtsgrundsfitze ent- 
halten, dergleichen man beim Abschlüsse der 
Conw. zu vermeiden gesucht hat. Eine Anwend- 
barkeit fremder Strafgesetze ist dadurch nicht an- 
u. V. BI. S. 485. 

Fisehereifrevel betr.) vom ' ^, — ■' 1846. G. u. 

22. Nov. 



Von diesen Gonventionen stimmen die unter 1, 2, 3 und 4 genannten, welche sich übrigens auch 
auf Jagdvergehen und auf die dabei oder- bei Forstvergehen begangnen Excesse beziehen, bis auf' 
eine Differenz in Betreff der Dauer wörtlich mit einander überein, doch haben die beiden reussischen 

noch eine Ergänzung vom * . '„, i 1845. (6.U.V.B1. S. 102. 103) erhalten. Die preussische und ^ 

24. März 

bairische weichen dagegen sowohl von jenen, als von einander ab. Es sind daher unten die 

reussische^ die preussische und die hairische als Beilage II. III. und IV. abgedruckt worden. Vgl. 

auch damit Art. 8. 9. und 10. der zwischen Würiemberg und Hohenz. Siegmaringen bestehenden 

Convention über Bestrafung von Disciplinar-, Polizei- und Finanzvergehen (Beilage V.). 



Art* 36* 

Wenn ein Untevthan des einen Staates 
in dem Gebiete des andern sich eines 
Vergehens oder Verbrechens schuldig ge- 
macht hat, und daselbst ergriffen und 
zur Untersuchung, gezogen worden ist. 
so wird, wenn der Verbrecher oeaaüitira- 
torische Caution oder Handaelöoniss ent^ 
lassen worden ist und sich m seinen Hei- 
matsstaat zurfickbegeben hat, von dem 
ordentlichen Richter desselben ^) das 
Erkenntniss des ausländischen Gerichts 
nach Yorgängiger Requisition updMitthei- 
limg des Urtels sowohl an der Person als 
an den in dem Staatsgebiete befindlichen 



Zu Art. 36. 

Auf das Wort „ ergriffen "Itann kein beson- 
deres Gewicht gelegt werden. Weiss, Crim. Ges. 
B. f. d. KR. S. mit erl. Bem. 2. Ausg. S. 49. 
£9^ hat dadurch jedenfalb nur angedeutet werden 
sollen, dass das auswärtige Gericht als forum 
deprehensionis (i. e, der Betretung) competent 
sei. Es ist daher in den späteren süddeutschen 
Conw. mit Recht gestrichen worden. 

Dagegen ist es unerlSssliche Bedingung der 
Verbindlichkeit, das ausländische Erkenntniss zu 
vollstrecken , dass der Verbrecher gegen jurato- 
rische Caulion oder Handgelöbniss entlassen 
worden sei. An sich kann nehmlich in Straf- 
sachen (wo es sich um materielle Gerechtigkeit 
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Baieni — 'Würtembers 

a) I>ie späterea .svddeatsehen Conrv. lesen „zur 
Untersuchung gezogen" statt ,, ergriffen** aii4 
haben am Schlosse folgenden Zusatz: 

,, Namentlich sollen alle durch die Unter- 
^ snchang und Bestrafung erwachsenen Kosten, 
welcjie der Verurtbeilte in Genjissheit dea 
ErlLenntnisses zu erstatten schuldig ist, nach 
deren vorgängiger Revision von Seite tdes ar> 
theilenden Richters aus dem Vermögen des 
Verurtheilten berichtigt werden." 

b) Die in dem letzten Satze ehthaltene Bestim* 
mung fehlt in den lorddeutschen Conventionen. 
Sie versteht sich, nachdem Art 2. ausdröek- 
Ueh jyuf civilrechtHche Erkenntnisse beschränkt 
worden, keineswegs so ganz von selbst, ist 
aber nicht ohne Werth. Denn kann auch ei- 
nem Staate nicht zugemnthet werden, auswärts 
erkannte Strafen, weiche die Person des Ver- 
urtlieilten treffen , an anderen , als seinen 
ei^€nM Unteithanen zu vollstrecken, so ist 
es doeh etwas Andres mit Vermögensstrafen, 
wenn der Verurtbeilte im Auslande Gäter be* 
sitzt. Hier tritt vollkommen die rtUio dea 
Art. 2. ein. 



Preuüsen — UTeimiar 

die Strafe erkannt worden, auch nach 
defh Gesetzen des requiririen Staates 
als ein Vergehen oder Verbrechen er- 
scheint y und nicht zu den blas poUzei- 
fifianzgesetzUßhen ^) Uebertreiunaen ge^ 
hört, von welchen der niiQhstfolgefide 
Artikel handelte 

a) In den meini^Mchcn Conw* fehlt dieser and 
d^ folg. Artikel. 

/9) Nehmlich im Gegensätze der (polizei- oder, 
fiiianzgesetzliehen) Uebertretungen , von denen 
Art 58. (d7. der preuss.-säcfas. Conv.) ban- 
delt Dlß süddeutschen Conw. scheinen die 
von ihnen zugesicherte beschränkte Execution 
(in die Güter nehmlich)' auch auf blosse Ue- 
bertretungen zu erstfecken. Vgl. jedoch Art. 
37. der prevas. - aÜehs. Conv. und die Be- 
merkungen dazu. 1 

y) Preussen — Alimhurff^n^ Preussen — Coburg- 
Gotha schalten hier die Worte ein: „oder vor 



Vgl. übrigens zu diesem §. die Erläuterung 
zu Art 37. 



der Aburlheilung gegen juratoHsche Caution 
entlassen worden ist". «Am Schlüsse enthalten 
sie folgenden Zusatz: „Im Falle einer eigen- 
mächtigen Flucht des Verbrechers, vor der 
■ Aburtheilung, «oll es dem untersuchenden Ge- 

richte nur freistehn, ui^ter Mittlieilang der 
Acten bei dem Gerichte des Wohnorts auf Fortsetzung der Untersuchung und Bestrafung nach 
Art 36. anzutragen. In solchen Fallen, wo der Verbrecher nicht vermögend ist, die Kosten der 
Sfi'af Vollstreckung zu tragen, hat d«s requirirende Gericht solche zu ersetzen. 

Preussen — Reuss jung. L. fasst den Artikel folgendermassen : 

„Wenn der Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des andern wegen eines in diesem letz- 
teren verübten Vergehens oder Verbrechens ebendaselbst zur Untersmehang gezogen worden, vor 
Abbüssung der Strafe jedoch in seinen Heimatsataat zurückgekehrt ist, ao finden folgende Bestim- 
mungen statt. 

1) Ist die Rückkehr des Angesehuldigten erst nach Abfassung des rechts|^räftigen Erkenntnisses 
erfolgt, so wird letzteres auf vorgäagige Requisition und Mittheilung, von dem Heimatsstaate sowohl 
an der Person, als an den im Staatsgebiete befindlichen Gütern des Verurtheilten vollzogen, voraus- 
gesetzt, dass die Handlang, wegen deren die Strafe erkannt wordeos nuch nach den Gesetzen 
des requirirten Staates als ein Vergehen oder Verbrechen erscheint, uq4 nicht blos zu den polizei- 
oder finanzgesetzlichen Uebertretungen gehört, von^ welchen der nächstfolgende Artikel handelt 

2) Ist die Rückkehr des Angeschuldigten aber vor der recbtakräftigftt Entscheidung geschehn, so 
steht es dem untersnchenden Gerichte nur frei, unter Mittheilung der Acten bei dem Gerichte 
der Heimat ies Verbrechers auf Fortsetzung der Untersuchung und B^trafung nach Art. 36. an- 
zutragen. 

Die Kosten der Strafvollstreckung müssen in fteidm Fällen (a und b) wetn der Verbrecher unver- 
mögend ist, von dem requirirenden Gerichte ersetzt werden." 

^) Es scheint hiermit nichts Andres gemeint zu sein , alff was in der preuas, - sächa. Conv. durch die 
Worte „polizei- oder finanzgesetzliche Uebertretungen" ausgedrückt ist, denn eine Polizei - Finanz, 
worauf &eT Art bezogen werden könnte, giebt es nicht. Ebenso (nehmlich poIizei- oder finanzges.) 
Ihutete der weimarsehe Entwurf der Conv. Alletn schon in dem preussisehen Gegenentwurfe findet 
sieh die Fassang „ polizei - fioanzges.^*, die a«dann tw\ iBvalle späteren Conw. dieser Familie iU)vr- 
gegangen ist 
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firWaterun^eii» 

handelt) kein Staat« sich verbindlicii machen, an 
'seinen Untertbanen ein auswärtiges Erkenn Iniss, 
zUknal an der Person des Verur.lheillen, zu voll- 
strecken. Auch könnten dardus leicht, bei der 
Verschreddhheit d^r Strafen und ihret Folgen, 
Inconvepienzen hervorgehn. Allein für solche 
Fülle, wo. der Verbrecher von dem an sich com- 
Petenten ausl9ndisch«n Gericht gegen juratorische 
Caution oder Handgeldbniss entlassen worden ist, 
sprechen sowohl Gründe des Rechts als der Po* 
litik für eine Ansnahiae von diesem Salze. Denn 
einerseits hat sich der Verbrecher hierdurch, dem 
fremden Gerichte gegenüber, dergestalt vinculirt, 
djMs er sich der Gerichtsbarkeit desselbea nicht 
ohne Wortbrüchigkeit entziehn kaim, und darin 
darf ihn sein Heimatsstaat nicht unterslülzeD. 
Andrerseits würde die Verweigerung der Rcchts- 
hülfe dabin führen, dass der fremde Staat keinen 
diesseitigen Unterthan vor der Strafverbüssung 
auf freien Fuss setzte, sie würde also nur den 
diesseitigen Staatsangehörigen zum Nachtheile ge- 
reichen. Beide Gründe führen nun zwar eigent- 
lich auch darauf hin, den entlassenen Verbrecher 
auf Verlangen vor das fremde Gericht zu sistiren. 
Allein um der Strafvollstreckung willen ist dies 
nicht nöthig, da sie (wenn auch unter Verwand- 
lung der Strafe) in dem einen Staate so gut, 
afs in dem apdern geschehn kann. Wohl aber 
kann dies für die Fortslellung der Untersuchung 
nathig werden. Für diesen Fall ist daher in 
der Sachs. - weimarschen und in den übrigen in 
Anm. 1. genannten Gonventionen die Sistirung 
ausdrück] id) zugesichert worden. AVidh denje- 
nigen Staaten, deren Convenlionen diese Bestim- 
mung nicht enthalten, würde sie wohl (auf An- 
frage beim Justizministerium) nicht verweigert 
werden , wenn aych mit der , auch bei Sachsen 
— Weimar eic. sich wohl von selbst verstehen- 
den Bedingung, dass der Verbrecher behufs der 
Vollstreckung der Strafe zurücksisUrt werde. 
Forstverbrecher werden nach den in der Beil. IL 
erwähnten besondren Convenlionen allerdings so- 
wohl zur Untersuchung, als zur Strafverbüssung 
sistirt. 

Ist der Angeschuldigte gegen ilea/caution in seine Heimat entlassen worden , so bedarf es 
nur einer Geslatlung der Gestellung, qao dem Verluste der» Caution zu entgehen , und diese würde 
wohl nach Analogie von Art. 37. nicht verweigert werden können. 

Den Gegensatz der oberwähnten Fälle bildet die weitere Bestimmung^ dass wenn der 
Verbrecher vor der Verurlheilung sich der Untersuchung durch Flucht („eigenmächtige Flucht" 
sagen die Anm. y genannten Conw.) entzogen hat, nur der Heimatsstaat' um Fortstellung der 
Untersuchung angegangen werden kann, so dass also nunmehr auch das Unheil im Ueimatsstaate 
gesprochen wird. Der Gegensatz ist jedocK kein ganz reiner, da auch ein Angeschuldigter, der 
ohne juratorische Caution oder Handgelöbniss entlassen worden ist, den Staat, wo er sich in 
Untersuchung befindet, verlassen kann, ohne dass seine Entfernung den Charakter der Fluch 



Preussen — ^m^Kmen 

Gütern des Verurtheilten ToHzogen, vor- 
ausgesetzt, dass die Handlung , wegen 
deren die Strafe erkannt worden Ist, 
auch nach den Gesetzen des requirirten 
Staates als ein Vergehen oder Vernrechen, 
und nicht als eine blos polizei- oder 
finanzgesetziiche Uebertretung erscheint, 
ingleichen unbeschadet des dem requi- 
rirten Staate zuständigen Straf verwand- 
lungs- und Begnadigungsrechtes. Ein 
Gleiches findet im Fall der Flucht des 
Verbrechers nach derVerurtheilunp oder 
während der Strafverbüssung statt. ^) 
Hat sich aber der Verbrecher vor der 
Verurtheiluf^ der üntersuchimg durch 
die Flucht entzogen, so soll es dem 
untersuchenden Gerichte nur freistehn, 
unter Mittheiltma der Acten ') auf 
Fortsetzung der Üntensuchung und Be- 
strafung des Verbrechers , so wie auf 
Einbringung der aufgelaufenen Unhosteu 
aus dem Vermögen des Verbrechers an- 
zutragen. In Fällen, wo der Verbrecher 
nicht vermögend ist, die Kosten der Straf- 
Vollstreckung zu tragen, hat das requi' 
rirende Gericht solche in Gemässheit der 
Bestimmung des Ai^t 45. zu ersetzen, 

1) BieConventionei) zwischen Satheen — ?fWm«f, 

Weimut -^ MefMS ~ Oreiz, Ahenhm'g — Remm- 
Greiz ond Sachsen -^ Coburg - Gi/$ha «obalten 
hier folgende Worte .ein: „dafera zur Voll- 
endang der ange/angenen Untersachung das 
persönliche Erscheinen des Incalpaten vor dem 
UntersuchuDgsgericbt erfoderlieh tverden soiUte, 
derselbe aaf Requisition vor Leüsteres «istiit, 
in jedem Falje aber" und fassen sodann den 
Satz: „Ein Gleiches ffndet" etc. so: „Auf 
gleiche Welae erfolgt die Vollziehung des Er- 
kenntnisses des ao^ändiechen Gef icbts im Fall^ 
der Flucht eines Verbrechers nach der Verar- 
theilung oder während der älrafveiirössnng **. 

2) Vgl. Anm, 1. 

3) Die preussiwh -' hmbtirgsche Conv, schaltet . 
hier, offenbar nur "der gAissoren Deutlichkeit 
halber , die ' Worte ein : „ bei dem competen- 
ten heimatlichen Gerichte*'. 
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Preiissen — 'Weimar 

trSgt, z. B. wenn er daselbst in Dienste geht« Naeh den Worten der preuss. • sSchs. Gonv. tritt 
hier die Yerbindlichkeii zur Vollstreckung des auswlrtigen Erkenntnisses nicht ein, und sie wQrde 
daher wenigstens nicht ohne vorherige Anfrage beim Justizministerium (vgl. Art. 43. und die 
Eflflut. dazu) verfQgt werden können. 

Ausgenommen von den BeatfAmungen dieses Art sind diejenigen Handlungen^ welche blos 
als polizei- oder finanzgesetzliche Uebertretungen erscheinen. Von diesen gelten die besonderen 
im Art. 37. festgestellten Grundsätze. Ausgenommen siad aber femer auch solche Handlungen, 
welche weder als eine polizei- oder finanzgesetzlicbe Uebertretung, $Mch als Verbrechen oder 
Vergehen erscheinen, also nach den Gesetzen des requirirteo Staates gar nicht strafbar sind, wie 
.z. B. in Sachsen und Preussen das stuprum. Von diesen Handlungen gilt ebenfalls die Bestim- 
mung des Art. 37., wie sich aus dessen Fassung ergiebt, da die „eigenth&mlichen Abgabengesetze 
und Polizeivorschriflen '' nur beispielsweise genannt sind.* 

Das im Art. 36. vorbehaltene Strafverwandlungs • und Begnadigungsrecht versteht sich auch 
in denjenigen Staaten, deren Gonventionen diesen Zusatz nicht enthalten, von selbst, wie bei 
dem Abschlüsse der Gonv. zwischen Weimar und Schw. Rudolstadt ausdrücklich erklärt worden 
ist. Erstere, die StrafvertoatuUii^^ kann auch ohne Ansuchen des Verurtheilten nothwendig wer- 

Art. 38. «) 

Hat ein Unterthan des einen Staates 

Straffi^esetze des andern durch solche 

y. Handluneen verletzt , welche in dem 

Staate, dem er angehört, gar nicht ver- 
pönt sind, z. B. durch Uebertretung 
eigenthümlicher Abgabengesetze« Polizei- 
Vorschriften, und der^. nnd welche 
demnach von diesem Staate auch nicht 
bestraft werdon könnten, so soll auf 
vorgäneige Requisition zwar nicht zwangs- 
weise der Unterthan vor das Gericht des 
andern Staates gestellt, demselben aber 
sich selbst zu stellen verstattet werden, 
damit er sich gegen die Anschuldigungen 
vertheidigen und gegen das in solchem 
Falle zulässige Contumacialverfahren 
wahren könne, ß) 

a) Fehlt ia den nigmingUehen Gonventionen. 

p) Preisten ^ Ältenburg, ioepl. Preußen ^ Co- 
burg und Freu$$m — Reus* jung, L,y so vie 
Älienbwrg — Reuie juM, L, enthalteo bereits 
den in der preuss. -^äcns. Conv. ersichtlichen 
Zusatz bis z«f den Worten: ,,GegenstSnde be- 
sehränkt *S Auch verweist Vreu»gen — Reus^ 
auf das. Zollkartell vom 11. Mai 1833. 



Vgl. Baiera — Wörtemberg §. 24. 

Zwischen Würtemberg und Siefnnaringen besteht 
fiber die gegenseitige Bestrafung von polizei- und 
flnanzgesetzlichen Uebertretongen , woza auch die 
Forstfrevel {gerechnet werden, eine besondre De- 
bereinkonft vom J. 1828, welche nnten als Beil. 
V. abfedmckt ist. 
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KrUnteraiM^tt* 



den, wenn die erkannte Strafarl in dem requirirten Staate nicht gesetzlich besteht, oder in ihrer 
gesetzlichen Dauer beschrankt ist In solchen FAllen sind ddier die königl. sächs. Gerichtsbehörden 
durch Verordnung vom 23. Sept 1847 angewiesen, von Amtswegen an das Justizministerium 
Bericht zu erstalten. Zum Behuf der Begnadigung kann auch die Hittheilung der Acten nicht 
verweigert werden. 

Was 'am Schlüsse des Art von den Kosten der Strafvollstreckung gesagt ist, ist wohl 
nur auf den Fall , wo das ausländische ßmlerkennVam vollstreckt virird, zu beziehen. Wenigstens 
scheint die Bestimmung der preussisch - reussischen Conv., wonach auch in dem Falle, wenn der 
Heimalsstaat nur um Fortstellung der Untersuchung, angegangen wird , die Strafvollstreckung (und 
also wohl auch die sonstige Fortstellung der Untersuchung) im Falle des Unvermögens auf Kosten 
des requirirenden Staates geschehn soll , sich aus den allgemeinen Grundsätzen nicht rechtfertigen zu 
lassen. Denn der Heimatsstaat übt hier nur seine eignen Jurisdictionsbefugnisse aus und gen&gt seiner 
richterlichen Pflicht ^ indem er eine Untersuchung forisieütt <lie er nach Art. 35. auch anzufangen 
verbunden gewesen wäre. Wohl aber wfirden in diesem Falle die Kosten, welche bis xur Abgabe 
der Untersuchung bei dem auswärtigen Gerichte erwachsen sind, von dem Verbrecher mit einzu- 
bringen sein, wie Art. 36. im vorletzten Satze ausdrücklich besagt 



Art. 37. 

Hat der Unterthan des einen Staates 
Strafgesetze des andern Staates durch 
solche Handlungen verletzt, welche in 
dem Staate , dem er angehört, gar nicht 
verpönt sind, z. B. durch Vebertretung 
eigenthümlicher Abgabengesetze, Polizei- 
vorschriften und dergleichen, und wel- 
che demnach auch von diesem Staate 
nicht bestraft werden können, so soll 
auf vorgängige Bequisition zwar nicht 
zwangsweise der Unterthan vor das Ge- 
richt des anderen Staates gestellt, dem- 
selben aber sich selbst zu stellen gestat- 
tet werden, damit er sich gegen die An- 
schuldigungen vertheidigen und gegen 
das in einem solchen Falle zulässige Con- 
tumacialvcrfahren wahren könne. 

Doch soll, wenn bei Vebertretung 
eines Abgabengesetzes des einen Staates 
dem Unterthan des andern Staates Waa- 
ren in Beschlag genommen worden sind, 
die Verurtheifung, sei es im Wege des 
Contumacialverfahretis oder sonst, in 
sofern eintreten, als sie sich nur auf 
die in Beschlag genommet\pi Gegen- 
stände beschränkt. In Ansehung der 
Contraventionen gegen Zollgesetze be- 
wefidet es bei dem unter den respect. 
Vereinsstaaten abgeschlossetieti 2follcar^ 
teil vom 11. Mai 1833. ') 

1) In der ffreussiseh - hraunschw, Codv. ist der 
letzte Satz so gefasst: „In Ansehnng der Cod- 
travention gegen Zbllgesetze bewendet es bei 
dem unter den contrahirenden Staaten am 
1. Nov. t837 abgeschlossenen Vertrage, die 
Erleichterung der gegenseitigen Verkehrsver- 
haltnisse betreffend.'' 

Krag , Intematioaalrecht 



Zu Art. 97. 

Der Art I&sst seiner Fassung nach den Zwei- 
fel tÜ)rig , wie es bei einer Uebertretung solcher 
Po^uetVorschriften zu halten sei, welche in beiden 
Staaten bestehen. Nach Art. 36. muss man an-' 
nehmen, dass hier weder die Bestrafung, noch 
die Vollstreckung eines auswärtigen Erkenntnbses 
von dem anderen Staate verlangt werden kann, 
was .wohl aucli dem Wesen der Poiizeiübertre- 
tungen ganz angemessen ist. Dagegen scheint 
es, als finde hier auch die im Art. 37. nach- 
gelassne freiwillige Gestellung nicht statu Da 
dies indess nur eine zum Vortheile des Ange- 
schuldigten gereichende Vergünstigung ist, die 
in der Convention, da sie nur die Rechte der 
contrahirenden Staaten gegen einander reguliren 
soll , gar keiner besonderen Festsetzung bedurft 
hätte, so wird es lediglich darauf ankommen, 
ob die inländische Gesetzgebung dem Richter 
gestatte, seinen Gerichtsbefohienen von einer Re- 
quisition der hier fraglichen Art behufs seiner 
etwanigen freiwilligen Gestellung in Eennlniss 
Mu setzen. In Sachsen scheint dem irgend etwas 
nicht entgegen zu stehen. 

Die bairische Conv. scheint die von ihr im 
§• 24. zugesagte Vollstreckung des auswärtigen 
Erkenntnisses in die Güter des Angeschuldigten 
auch bei blossen Polizeiübertretungen tn gestat- 
ten. Vgl. auch hierüber die besondre Conv. zwi- 
schen Würtemberg und Hohem. Siegmaringen 
über die Rechtshülfe in PolizetstrafiäUen etc. 
Art. 2. (BeUage V.) 
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Art« 39. 

Der zaständige Strafrichter darf auch 
ober die aus dem Verbrechen entsprun« 
genen Privat -Ansprüche mit erkennen, 
wenn wegen derselben von df m Beschä- 
digten adhärirt worden ist. 



6. 25. 

Unterihanen des einen Staates, wel- 
che wegen Verbrechen oder Vergehen 
ihr Vaterland yerlassen, und in den an- 
dern Staat sich geflüchtet haben, werden 
auf vorgängige Requisition utid Bescheid 
nigung der verübten Thai, wie auch 
gegen Ersatz der Rosten, an ihren Sou- 
verain ausgeliefert. 

Die späteren sSdd. Conw. lesen : „an ihre Lan- 
desgericbte*' sUtt „an ihren Soavertin" und fügen 
am Sehlusae des Art« (32) hinzu: 

„In demselben Falle, wo der eine Staat be- 
rechtigt ist, die Aaslieferang eines Verbrechers 
zu fadem, ist er auch verbunden, die ihm von 
dem andern Staate angebotene Ausliefernng , ge- 
gen Erstattung der Kosten, anzunehmen *^ Vgl. 
preuss.-silchs. Conv. Art. 41. 



Art. 40. 

Unterthanen des einen Staates, wel- 
che wegen Verbrechen oder anderer 
üeberireimigen ihr Vaterland verlassen 
und in den andern Staat sich geflüchtet 
haben, ohne daselbst zu Unterthanen 
aufgenommen worden zu sein, werden 
nach Torgängiger Requisition gegen Er- 
stattung der Kosten, un</ zwar, wenn 
wegef% ünvermögenheii der Inquisiien 
oder sonst die Vntersuchungshosten me- 
dergeschlagen werden müssen , nur der 
haaren Auslage, z. B. für Atzung, 
Transport, Porto utul Kopialien, «} aus- 
geliefert. 

a) Der aasgezeichnete Satz fehlt In der Conv. 
zwischen Weimar und Reuss-Gcra. 

Die meiningischm Conventionen Art. 2. be- 
schränken die Auslieferang auf solche Unter- 
thanen, die eines ^lemeinen Verbrechens, z. B. 
des Diebstahls, Raubes, Betrugs, Todtschlags, 
der Brandstiftung, welchem nach dem gemeine» 
Hechte die Verhaflunp mtch sich zieht, be- 
schuldigt sind. Im Uebrigen sind sie mit Preus- 
sen — Weimar conform. 



Art. 41. 

Solche eines Verbrechens oder einer 
Uebertretimg yerdächtige Individuen, wel- 
che weder des einen noch des andern 
Staates Unterthanen sind, werden, wenn 
sie Strafgesetze des einen der beiden 
Staaten verletzt zu haben beschuldigt 
sind, demjenigen, in welchem die Ueber- 
tretung vevübt wurde, auf vorgängige 
Requisition gegen Erstattung der Kosten, 
wie diese im vorigen Artikel bestimmt 
ist, a) . ausgeliefert; es sei denn, dass 
der Staat, welchem er als Unterthan an- 
gehört, auf die vorher von dem requi- 
rirten gemachte Anzeige der Verhaftung, 
jene Uebertreter selbst reklamirt, und 
ihre Auslieferung zur eignen Bestrafung 
in Antrag bringt, ß) 

a) Die ausgez. V^orte fehlen in Weimar — Reuss- 
Greiz, — Die meiningischen Conw. Art, 3. 
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Art. 38* 

Der zuständige Strafrichter darf auch^ 
so weit die Gesetze seines Landes es 
gestatten, über die ans dem Verbrechen 
entsprungenen Priyatansprüche mit er- 
kennen y wenn darauf von dem Beschä- 
digten angetragen worden ist* 

Art. 39. 

Unterthanen des einen Staates^ wel- 
che wegen Verbrechen oder anderer 
Uebertretungen ihr Vaterland yerlassen 
und in den andern Staat sich geflüchtet 
haben 9 ohne daselbst zu Unterthanen 
aufgenommen worden zu sein, werden 
nach yorgängiger Requisition gegen Er- 
stattung der Kosten ausgelirfert. 



ErlAnteruni^m* 



Zu Art. 39. 

Die Auslieferung der jenseitigen Unlerlhanen, 
welche die bairische Gonvr nur wegen Vsrbrßchen 
oder Vergehen gestattet, ist im Art. 39. wegen 
aller und jeder Uebertretungen zugesagt. Sie. 
ist aber an die Bedingung geknüpft, dass der 
fremde Untcrthan wegen einer Uebertretung sein 
Vaterland verlassen und in den andern Staat 
sieb geflüchtet habe. Auf solche Personen, von 

— ■ denen man nicht annehmen kann, dass sie wegen 

der in Frage befangenen Uebertretung sich gefluchtet haben (wie i, B. bei fleischlichen Deiicten 
und anderen geringeren Vergehungen , wenn das betreflende Individuum sich in dem andern Staate 
in Dienste begeben hal) erstreckt sich diese Verbindlichkeit nicht, wenn sie auch noch nicht in 
dem anderen Staate als Unterthanen aufgenommen worden sind. Hier hängt die Auslieferung von 
dem Ermessen der Regierung ab. Der requirirte Richter wird sie daher in solchen Fällen nicht 
ohne vorherige Berichtserstallung resolviren dürfen. 

Eine Bescheinigung der Thal wird nadi dentpreussischen Conventionen nicht verlangt, wie 
dies auch dem an die Spitze gestellten Prtncip, wonach der auswärtige Richter eben stt viel 
Glauben genieasen mnss, als der inländische, ganz gemäss ist. 

Die Beschränkungen der meiningischen Conventionen stehn mit dem Bundesbeschfiisse vom 
18. August 1836 im Widerspruche, der, wenigstens in Sachsen, auch durch die Gesetzgebung 
des Jahres 1848 (Verordnung vom 15. April 1848. Sachs, G. u. V. Bl. S. 49) nicht aufge- 
hoben ist. 



Art. 40« 

Solche eines Yerbrecbens oder einer 
Uebertretung yerdäclitige Individuen, >vel- 
che weder des einen noch des andern 
Staates Unterthanen sind, werden, wenn 
sie Strafgesetze des einen der beiden 
Staaten verletzt zn haben beschuldigt 
sind, demjenigen, in welchem die Ueber- 
tretung verübt vnirde, auf vorgängige 
Requisition gegen Erstattung der Kosten 
ausgeliefert; es bleibt jedoch dem requi- 
rirten Staate überlassen, ob er dem Aus- 
lief erungsantrage. Folge geben wolle, be- 
vor er die Regierung des dritten Staates, 
welchem der Verbrecher angehört, von 
dem Antrage in Kenntniss gesetzt und 
deren Erklärung erhalten hat, ob sie 
den Angeschuldigten zur eignen Bestra- 
fung reclamiren wplle. 



Zu Art. 40. 

£s versteht sich, und gebt aus Art. 41. noch 
besonders hervor, dass solche Individuen dem 
Staate, fvo sie delinquirt haben, auch ohne vor* 
gängige Requisition angeboten werden können. 
Der Richter bat jedoch nach der kgl. sächs. Ver- 
ordnung vom 6. Febr. 1840 und 23. Sept. 1847 
(s. unten Anm. zu ArL 41.) vor einer solchen 
Auslieferung jedesmal beim Justizministerium an- 
zufragen (was bei einer Auslieferung ohne vor- 
herige Requisition schon nach Art. 4. des CGBuchs 
nothwendig sein würde), damit dem letHeren 
Gelegenheit gegeben werde , das Wahlrecht aus- 
zuüben , welches der Schlusssatz (dessen verän- 
derte Fassung im Vergleich mit Preussen — Wei- 
mar nur redactionell ist) der requirirten Regierung 
gewährt. 

Uebrigens wird in diesem Falle, wo der 
auswärtige Staat nicht seinen eignen Unterthan 
reclamirt, vorausgesetzt, dass der Auszuliefernde 

8» 
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enthalten auch hier dieselbe Beschräakong wie 
im vorhergehenden Art. 

fi) Der Satz : „es sei denn" etc. war in dem or- 
sprSnglichen weimarschen Entwürfe nicht ent- 
halten. 



§. 26. 

In demselben Falle^ wo der eine Staat 
berechtigt ist, die Auslief ening eines 
Verbrechers zu fordern, ist derselbe 
auch verbunden, die ihm yon dem an- 
dern Staate angebotene Auslieferung, 
gegen Erstattung der Kosten, anzuneh- 
men. 

Vgl. Art. 32. der späteren würtemb« Conven- 
tionen, oben, in der Anmerkang zn Art. 25. des 
bair.-wnrl. Vertrags. 



Art. 42. 

In denselben Fällen, wo der eine Staat 
berechtigt ist, die Auslieferung eines 
Beschuldigten zu fordern, ist er auch 
verbunden, die ihm von dem andern 
Staate angebotene Auslieferung anzu- 
nehmen. . 



§. 27. 

In allen Civil- und Griminalfallen, 
wo die persönliche Gegenwart der Zeu- 
gen an dem Orte der Untersuchung nofh- 
wendig ist, wird die Stellung der Unter- 
thanen A^s einen Staates vor das Unter- 
suchungsgericht des andern zur Ablegung 
des Zeugnisses, zur Coi^ontation oder 
Recognition gegen vollständige Vergütung 
der Reisekosten , oder der Versäumniss, 
nicht verweigert. 

Die späteren sädd. Conirv. beginnen den Art 
(34) mit den Worten: ,^In Straffällen, wo*' etc. 
und haben zn Ende folgenden Znsatz: 

„Ebenso wird an^h in Civilfallen, in welchen 
das Zeugenverhör ohne N^chtheil der Sache nicht , 
^ohl anders, als an dem Orte, wo der Proceas 
geführt wird, oder wo sich die Sache befindet, 
geschehn kann, der Stellung der Unterthanen zum 
Zeugenverhör Statt gegeben.** 



Art. 43. 

In Griminalfallen, wo die persönliche 
Gegenwart der Zeugen an dem Orte der 
Untersuchung nothwendig ist, soll die 
Stellung der Unterthanen des einen Staa- 
tes vor das Untersuchungsgericht des 
andern zur ^blegung des Zeugnisses, zur 
Confrontation oder Recognition, gegen 
vollständige Vergütung der Reisekosten 
und der Versäumniss nie verweigert 
werden« 

Pretusen-^ÄltMbwrg enthält folgenden Zusatz: 
„Auch in solchen Fallen, wo die Zeugen von dem 
requirirten Gerichte abgehört werden, hat das re- 
quirirende Gericht die Entschädigung der Zeugen 
zu bezahlen. Uebrigeos verbleibt es bei der we- 
gen der gegenseitigen Kostenvergütung unter dem 
8. Mai 1819 mit der herzoglich altenburgschen 
(künigl. prenss.) Regierung getroffenen Ueberein- 
knnft." Vgl. Art. 46. ingl. Art. 44—47. der 
preuss. -sächs. Convention. 

Hiermit gleichlautend Preussen — Coburg. 

Preussen — Reuss jwig, L. Fügt nach den VVor- 
ten „der Zeugen zn bezahlen*^ hinzu: „Bei Ge- 
stellung der Zengen an das requirirende Gericht 
hat die requirirte Behörde die denselben gebüh- 
rende Vergiitungssumme za verzeichnen und Er- 
steres bei erfolgter wirklicher Sistirung der Zeugen 
die Gebühren sofort an diese zn verabreichen. 
Sofern sie deswegen eines Vorschnsses bedürfen, 
wird das requirirte Gericht zwar die Aqslagen 
davon übernehmen; es sollen selbige jedoch von 
dem reqnlrirenden Gericht auf erhaltene Benach- 
richtigung ungesäumt wieder erstattet werden.*' 

Die meinmgiscJien Convv. Art 5. sagen : „In Un- 
tersuchungen wegen gemeiner Verbrechen, wo" etc. 
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des ihm beigemessenen Verbrechens verdäcMig 
sei, und dem requirfrten Staate steht daher hier- 
über ein ürikeil zu. 



Art. 41. 

In denselben Fällen, wo der eine Staat 
herechtiet ist, die Auslieferung ein^s 
Beschuldigten zu fordern, ist er auch 
yerhunden, die ihm von dem andern 
Staate angebotene Auslieferung anzu» 
nehmen» 

Zwischen Reu89^ Greiz nnd Schwarzhwrg - JBv- 
doUtadt ist zufolge einer Erkläranf in der Pnbli- 
cationsverordniin^ (Reoss. Amts - und Verordn.-Bl. 
1847. S. 95) aaGh noch vereinbart worden „dass 
das forum domicilii vorzugsweise und zongchst 
als verpflichtet zor Verfolgung, t?ebernahme und 
Proeessirung $eines temporär in einem dritten 
Staatsgebiete sich aufhaltenden Staatsangehörigen 
zu betrachten sei^'. 

Art. 42. 

In Criminalf allen, wo die persönliche 
Gegenwart der Zeugen an dem Orte der 
Untersuchung nothwendig ist, soll 'die 
Stellung der Unterthanen des einen Staa^ 
tes vor das Untersuchungsgericht des an* 
dern zur Ablegung des Zeugnisses, zur 
Confrontation oder Recognition , gegen 
vollständige Vergütung der Reisekosten 
und des Versäumnisses nie verweigert 
werden. 



Zn Atl 41. 

• 

Durch Weglassung der im bair.-würt. Ver- 
trage ersichtlichen Woite ,, gegen Erstattung der 
Kosten '* hat an der Verbindlichkeit zur Erstat- 
tung dieser Kosten wohl nichts geändert werden 
sollen. Denn da der ausliefernde Staat nach 
Art 39. und 40. nur gegen Erstattung der 
Kosten zur Auslieferung verbindlich ist, so muss 
er wohl auch bei angebotener, und nach Art. 41. 
nicht abzulehnender Auslieferung diese Kosten 
(versteht sich die nöthigen) zu fodem berech- 
tigt sein. 



Zu Art. 42. 

In dnihdiCheü ist zwar die Sistirung der 
Zeugen nicht zugesichert. Sie würde aber in 
denjenigen Fällen, deren die süddeutschen Conw. 
(vgl. Anm. zu §. 27. der bair.-würt Conv.) 
gedenken, auf Ansuchen schwerlich verweigert 
werden. Hinsichtlich der Kosten gilt dann auch 
für solche Fälle die Bestimmung im Art. 46. 



es 
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' Art. 44. a) 

Da nimmehr die Fälle genau bestimmt 
sind, in welchen die Auslieferung der 
Angeschuldigten oder Gestellung der Zeu- 
gen gegenseitig nicht verweigert werden 
sollt so hat im einzelnen Falle die Be- 
hörde , welcher sie obliegt^ weder vop- 
IpinfigB.reversales de oMervando reci- 
pr^OTfk erfoFdera, noch, dafe» sie 
nur eine Provinzialbehörde ist, in der 
Regel erat die Genehmigung der ihr vorge- 
setzten Ministerialbehörde einzuholen, ß^ 
es sei denn, dass im einzelnen Falle die 
Anwendung des Abkommens noch Zwei- 
fel zuliesse, oder sonst ganz eigentidiim- 
liehe Bedenken hervorträten. Unter^- 
hörden bleiben aber unter allen Um- 
ständen verpfliditet, keinen Menschen 
ausser Landes verabfolgen zu lassen, be- 
vol^ sie nicht zu dieser Auslieferung die 
Autorisation der ihnen unmittelbar vor- 
gesetzten Behörde eingeholt haben. 

a) Vreussen — ReusM jung, L, Art. 46. 

/9) Die meinhigUchen Convv. mit Reuss-Ebers-' 
darf und Rudolstadt sagen statt dessen : „noch, 
d«fern sie nur eine Unterbehörde ist, erst die 
besondere Crenebsaigong der ihr vorgesetzten 
Oberbehorde einzuholen, es sei denn'* etc. 
und lassen den Schlusssatz ,, Unterbehörden ** 
etc. weg. 



«3 

I 

Art. 43. Zu Art 43. 

Da nunmehr die Fälle genau bestimmt In Ansehung der yorgängigen Anfrage bei 

sind^ in welchen die Auslieferung der der vorgesetzten Behörde bestehen im KR. Sach- 
Angeschuldigten oder Gestellung der Zeu- sen folgende Bestimmungen: 

gen gegenseitig nicht verweigert werden jj Verordwmg, die mit der Köni^. Prensiisehen 
sollen y so hat im einzelnen Falle die Be- Regrierao^ getroffene Ueberelokunft über die 

hörde , welcher sie obliegt , die bisher Leistung gegenseitiger RechtsbiUfe betreffend 

üblichen Rerersalien über gegenseitige ^^^J^^ Sn'seÄmnngen des Gesetzes, die 
gleiche RechtSWUlfahngkeit nicht weiter hUberen Justizbehörden und den Instanzenzug 
ZU verlangen* In Justizsachen betreffend, vom 26. Januar 1835^ 
In Ansehung der vorgängigen Anzeige §. lO. unter 3 und 4 kann das Justizministo- 
der requirirten Gerichte an die VOrge- ''\^. ^^^ Insinuation der Ladungen aus^^^r 

\ . ^—, 1.. j 1. jx 1^* j ' Behörden anordnen, auch darf ohne dessen 

setzten Behörden, bewendet es bei den Genehmigung kein im Auslande gesprochenes 

in beiden Staaten deshalb getroffenen Urthel vollzogen, und JViemand einem answär- 

Anordnungen« ti^en Staate zur Untersuchung und Bestrafung 

ausgeliefert werden, soweit nicht durch beson- 



_ ■ ■ dcre Verträge mit einzelnen Staaten ein Anderes 

festgesetzt ist 
Da nun gegenwiirtig mit der Konigl. Preussischen Regierung eine Uebereinkunft über die Leistung 
gegenseitiger Rechtsbnlfe abgeschlossen und durch die Verordnung vom 21. December 1839 zur öf- 
feiitlichen Kenntniss gebracht worden ist, so werden alle Gerichtsbehörden hiermit angewiesen, den 
von Königl. Preussischen Gerichtsbehörden ergehenden Requisitionen zur Leistung solcher Rechtshülfe 
ohne vorgängige Berieb tserstaltung an das Justizministerium Gen'dge zu leisten, insofern die Requi- 
sition den Bestimmungen der gedachten Uebereinkunft unzweifelhaft gemäss ist. Bei einem den hier- 
ländischen Gerichtsbehörden dagegen beikommenden Zweifel aber, so wie jederzeit in dem Art. 40. 
der Uebereinkunft erwähnten Falle, wo die' Auslieferung eines, eines Verbrechens oder einer Ueber- 
tretung verdächtigen Individuums verlangt wird , welches weder dem einen, noch dem anderen Staate 
als Untertfaan angehört, haben die Gerichtsbehörden, ehe sie der Requisition nachgehen, Bericht an 
das Justizministerium zu erstatten. Dresden, den 6. Februar 1840. Ministeriam der Justiz. 

2) Verordnung, die mit verschiedenen auswärtigen Regierungen getroffene Uebereinkunft über die Lei» 
stnng gegenseitiger Rechtshiilfe betreffend, vom 23. September 1847. 

Nachdem nunmehr auch mit der Herzoglich Altenburgschen Regierung, den Fürstlich Reussiscfeen . 
Regierungen älterer und jüngerer Linie, und der Grossherzoglich Weimarschen Regierung eine 
Uebereinkunft über die Leistung gegenseitiger Rechtshülfe geschlossen « und diese Vereinbarungen 
durch die Verordnungen vom 26. Juni 1840 (G. u. V. Bl. dess. Jahres S. 136), 21. Juli und 27. 
October 1843 (G. und V. Bl. dess. Jahres S. 104 und 246) und 11. Febr. 1647 (G. und V. Bl. dess. 
Jahres S. 25) zur öffentlichen Kenntniss gebracht worden sind, so werden alle Gerichtsbehörden, 
wie hinsichtlich der von Königlich Preussischen Gerichten ergehenden Requisitionen za Leistung sol- 
cher Rechtshülfe bereits durch Verordnung vom 6. Febr. 1840 (G. und V. Bl. dess. Jahres S. 12) 
geschehen, hiermit angewiesen, auch derartigen Requisitionen von Gerichtsbehörden der vier ein- 
gangsgenannten Staaten ohne vorherige Berichtserstaltong an das Justizministerium Genüge zu leiste«, 
insofern die Requisition den Bestimmungen der mit der betreffenden Regierung geschlossenen Ueber- 
einkunft unzweifelhaft entspricht. Bei einem den hierländiscben Gerichtsbehörden dagegen beikom«- 
menden Zweifel, sowie jederzeit in dem Art. 4i^ dec sämtlichen Vereinbarungen erwülinten FaUe, 
wenn die Auslieferung eines weder dem diesseitigen noch dem requirirenden Staate angehörigen 
Individui verlangt wird, ingleichen alsdann, wenn die Vollstreckung einer Strafe beantragt wird, 
die nach der Werländischen Strafgesetzgebung unstatthaft erscheint Twie z. B. FeStungsa^afe, Zucht- 
hansstrafe von kürzerer, als der nach Art. 17. dee CrHninalgesetzbuchs statthaften Dauer), haben 
jedoch die requirirten Behörden, ehe sie der Requisition nachgehen^ Bericht an das Justizministerium 
zu erstatten , und ist solches in Fällen der zuletzt gedachten Art auch bei Requisitionen Königlicli 
Preussischer Gerichte zu beobachten. Dresden, den 23. September 1847f Ministerium der Justiz. 

Wegen der Gonv. mit Coburg -Gotha vom J. 1848 ist zur Zeit noch keine Ihnliche Ver* 
Ordnung ergangen. Es versteht sich aber von selbst, dass auch G.- Gotha gegenüber dieselbctfi 
Grundsätze zu beobachten sind. 
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Baiern — "WüK^wmh^rt 



Brmwumeu — urelmiur 



In der hmr%sch''W&rtembergschen und in der pretittäcA-trctmfirteAai Conv., so wie 
iD den der letzteren nachgebildeten nnd v&r Abschloss der preuss. - sächs« Gonv. pablicirten 
Vertrügen fehlt dieser ganze Abschnitt. Nor die Gonv. zwischen Breussen und Beu$$ jvng. L. 
enthält im Art. 43. 44. nnd 45. einige za Art 45. 46. 47. anzuführende Bestimmungen. 
Dagegen hat die Gonv. zwischen Coburg -Gotha und Schwärzt, RudoUiadt (vom J. 1843) 
die /Ol. 44 — 47. der preussisch - sächsischen Gonv. aufgenommen. Die späteren wiirtem- 
bergschen Gonventionen enthalten ausser dem bei Art. 24. der bairisch - würtemb. Conv. er- 
wähnten Zusatz noch im Art. 33. eine bei Art. 45. der preuss.-saehs. Gonv. anzufdhrende 
Bestimmung. 



Die süddeutschen Gonventionen mit Ausnahme von Die Gonw. zwischen iUiM« jfifi^. £• einerseits and 
Baiem — > Würtemberg enthalten folg. Bestim- Weimar, Äkmiburg und Pretusen andrerseits 

mung: bestimmen : 



Art 83. 

In allen strafrechtlichen Fällen, wo die Kosten 
niedergeschlagen, oder auf die Kasse des Ge- 
riehtsherm übemommen werden mOssen, hat die 
requirirende Stelle der re^irirten lediglich die 
haaren Auslagen iür Botenlohn und Postgelder, 
flkr Verpflegung, Transport und Bewachung der 
Gefangenen zu erstatten; wogegen alle anderen 
Kosten, ProtokoUirungs-, Schreib- und Ahschrift- 
gebühren, so wie die an die Gerichfi^personeti 
oder an die Kasse sonst zu entricIUeuÄBn Spor- 
tein nicht syifgertchnet werden. 

In F&llen, wo derFiscus die Untersiichuiigs- 
kosten zu tragen hat, wird 'gegenseitig keine 
Fanggehflhr geleistet, in soidien Fallen aber, 
wo der Kostenersatz durch den Angeschuldigten, 
als hierzu vermögend, geschieht, wird eine sol- 
che FanggebOhr im Betrage von zehn Gulden 
gegenseitig zugestanden. 

Von den beiderseitigen Gerichtsbehörden wer- 
den die requirirlen Untenuchungsacten in Ur- 
schrift und portofrei mitgetheilt. 



Art. 44. 

(Jeherhaupt soll in allen strafrechtlichen Fäl- 
len , wo die Kosten niedergeschlagen , oder auf 
die Kasse des Staats oder der Gerichtsherm über- 
nommen werden müssen, die requirirende Stelle 
des einen Staates lediglich die baaren Auslagen 
für Botenlohn und Postgelder, fflrAtzungs- und 
Verpflegungsgebühren (im weiteren Sinne des 
Wortes, wo namentlich auch Arzt- und Kurkosten, 
Lagerslroh, Wische und nothdürftige Bekleidung»- 
gegenstände darunter begriffen sind), Transport 
und Bewachung der Gefangenen, so wie für 
Kopialien zu berechnen und zu erstatten haben ; 
wogegen alle andern Kosten für ProtokoUining, 
Ausfertigung und Mittheilungen, so wie für die 
an die Gerichts -Beisitzer oder an das Gericht 
und die Kassen sonst zu entrichtenden Sporieln 
bei Requisitionen gegenseitig nicht in Anspruch 
zu nehmen sind. 
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III. BestimmungeD rtteksichtlieh der 
Kosten in Civil- und Criminalsaclien. 

Art. 44. 

Gerichtliche und aussergerichtliche 
Process- und Untersuchungskosten, wel- 
che von dem competenten Gericht des 
einen Staates nach den dort geltenden 
Vorschriften festgesetzt und ausdriich.-* 
lieh für beitreibungsfähig erklärt worden 
sind, sollen auf Verlangen dieses Ge- 
richts auch in dem anderen Staate von 
den daselbst sich aufhaltenden Schuld- 
nern ohne Weiteres executivisch einge- 
zogen werden. Die den gerichtlichen 
Anwälten an ihre Mandanten zustehenden 
Forderungen an Gebühren und Auslagen 
können indess in Preussen gegen die dort 
wohnenden Mandantea nur im Wege des 
Mandatsprocesses nach '§. 1. der Ver^ 
Ordnung yom 1. Juni 1833 geltend und 

beitreibungsfähig gemacht werden, es ist = 

jedoch auf die Requisition des Sächsischen Processgerichts das gesetzliche Verfahren 
von dem competenten Gericht einzuleiten und dem auswärtigen Rechtsanwälte Behufs 
der kostenfreien Betreibung der Sache ein Assistent von Amtswegen zu bestellen. 

Der letzte Satz, von den Worten an: „Die den ^erichtlicben Anwälten*' etc. fehlt in den späteren 
nicht 'preussischm Convv. Die späteren preutsUchen sind gleichlantend. 



Zu Art. 44. 

Die BeilreibuDg der ÜDkoslen ist durch diese 
Bestimmung in einem weiteren Umfange zugesagt, 
als die sonstige Rechtshülfe, da die Feststellung 
der Kosten nicht von einem nach diesem Yet' 
trage competenten Gerichte, sondern nur von 
dem competenten Gerichte des einen Staates nach 
den dori geltenden Gesetzen erfolgt zu sein braucht, 
und die ausdrückliche Erklärung dieses Gerichtes, 
dass die Kosten beitreibungsßhig seien, gen&gt. 
Hiemach würde sich also z.B. der sächsische Rich- 
ter der Beitreibung der «durch eine gegen einen 
sächsischen Unterlhan in Preussen erhobene Wi- 
derklage erwachsenen Kosten nicht entbrechen 
können , gesetzt auch , der Fall sei von der Art, 
dass er die Insinuation der Ladung auf diese 
Widerklage nach Art. 6. abzulehnen gehabt 
hätte. 



Art. 45. 

In allen Civil ^ und Criminalrechts- 
sachen, in welchen die Bezahlung der 
Unkosten dazu unvermögenden Personen 
obliegt, haben die Behörden des einen 
Staates die Requisitionen der Behörden 
des andern sportel- und stempelfrei zu 
expcdiren, und nur den unumgänglich 
nöthigen haaren Verlag an Copiwen, 
Porto, Botenlöhnen, Gebühren der Zeugen 
und Sachverständigen, Yerpflegungs« und 
Transportkosten, zu litfuidiren* 



Zu ArU 45. 

Unter den Verpflegungskosten wird auch der 
Aufwand für Arzt- und Kurkosten, Lagerstroh, 
Wüsche und nothdurflige Bekleidung verständen ; 
dies ist in den Publicationsverordnungen zu den 
von Sachsen, Weimar, Reuss - Gera und Rudol- 
Stadt mit Reuss -Greiz abgeschlossenen Conven- 
tionen ausdrücklich erklärt worden. Förstl. Reuss- 
Plauisches Amts - und Verordnungsblatt zu Greiz 
Tom J. 1845. S. 207 und vom J. 1847. S. 37. 
91. 95«. 'Auch, ist in den drei letzteren Verord- 
nungen beiherkt, dass die Beslimmlii)g der Ueber- 
einkonft auch auf solche Untenuchungsfälle er- 
streckt werden solle , wo die Kosten dem Fiscus oder dem Gerichtslierrn zur Last, fallen , es sei 
nun , dass ein zur Kostenzahlung pflichtiges Subject ermittelt w^orden , aber zahlungsunfähig er- 
scheint, oder dass der Angcschuldigle kostenfrei entbunden worden ist, oder dass die Untersuchung 
gar nicht einmal gegen ein bestimmtes Subject tlire Richtung genommen hat. Auch dies dürfle 
sich nach den Worten des Art. 45. , da die fraglichen FSlle nicht ausgenommen sind, von selbst 
verstehen. 

Von den sächsischerseits wegen der Kostenrestitution in CriminalßUen abgeschlossenen 
besonderen Gonventionen stimmen die mit Baiem (G. S. v. 1823. S« iil.)> Würtemiberg (G.'S. 
v. 1828. S. 17.) und Hessen - Darmstadt (G. u.V. Bl. v. 18^0. S. 181.) mit dem nebenstehend 
abgedruckten Aru33. der süddeutschen Gonventionen, erster Absatz, überein. Die mit Weimar (G.S. v. 
1824. S. 177.), Altenburg (G. S. v. 1826. S. 239.) und Reuss ßng, L. (G.u.V.Bl. v. 1842. S. 83.) 
sind durch die neuerlich mit diesen Ländern abgeschlossenen umfassenderen Gonventionen ausser 

Krag, Interaationalrecbt. 9 
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naiem — JIWürtemiheTf nreuMsen — urelmar 



Kraft gesetzt.' Auch bei den öslerreiehisehen Requisitionen in Criminalfällen findet nach der Verord- 
nung vom 26. März 1818 (G. S. S. 8.) Kostenfreiheit statt, welche durch V. vom 21. Sept. 1818 
(G. S. S. 77.) auch auf die Patrimonialgerichte ausgedehnt ist, jedoch mit Nachlassung der haaren 
Verläge an Botenlöhnen, Postgeldern, Sitzegebflhren und anderen dergleichen Auslagen, wozu 
aber die Sehreibe- und Assessurgebühren nicht zu rechnen sind. 

Hit Baiem besteht im KR. Sachsen auch eine Uebereinkunft Aber die Kosten von Requisitionen 



(V|^. ftreuM, — reu9€' gerasche Conv. io der 
Anm. zu Art 43. der preiiss. - weimarschen.) 



Die Conv. zwischen "Pteueeen und Heues jumj, 
£. enthält im ArL 45. eine dem Art 47. der 
prieass.-slichs. Conv. Ih zu den Worten „Vcf- 
mSgen« besitze** entsprechende Bestimmung. 



Cm 
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Prevflsen -— Sael&sen 



IMft vtenui gen* 



in CivilMen vom 4. OcL 1849, wonach solche Beqaisitionen , sobald die Sache als Armensache 
hezeichnet, oder sonst von der requirirenden Behörde das Unvermögen der zahlungspfiichtigen 
Belheiliglen bezeugt ist, sportel- und stempelfrei zu eriedigen und nur die noth\vend igen Verläge, 
einschliesslich der Schreibelöhne, in Ansatz zu bringen sind.. Die. auf dergleichen Requisitionen zu 
erlassenden Antwortschreiben sind ausserhalb mit der Bezeiclinung „ ArnUns'ache " zu versehen, 
welclie ihnen auf den königh bairisclien Posten portofreie Beförderung sichert. 



Art. 46. 

Den vor einem auswärtigen Gericht^ 
abzuhörenden Zeugen und andern Per- 
sonen sollen die Reise- und Zehrüngs- 
kosten nebst der wegen ihrer Yersäum» 
niss ihnen gebührenden Vergütung nach 
der Ton dem re^irirten Gerichte ge- 
schehenen Verzeichnung 'bei -erfolgt^ 
wirklicher Sistirung vop dem requiriren- 
den Gerichte sofort verabreicht werden« 



Zu Art. 46. 
Vgl. Erläul. zu ArL 42. 



Art. 47/ ' . 

Zu Entscheidung dm* Frage , ob die 
Person^ welcher die Bezahlung der Un- 
kosten in Civil- uiid Criminalsachen ob- 
liegt, hinreichendes Vermögen dazu be- 
sitzt, soU nur das Zeugniss derjenigen "" 
Gerichtsstelle erfordert werden, unter 
welcher diese Person ihre wesentliche 
Wohnung hat. 

Sollte dieselbe ihre wesentliche Wohnung in einem dritten Staate haben, und 
die Beitreibung der Kosten mit Schwierigkeiten yerbunden sein, so wird es an- 
gesehn, als ob sie kein hinreichendes Vermögen besitze. 

Ist in CriminalfälleUi ein Angeschuldigter zwar vermögend, die Kosten zu ent- 
richten, jedoch in dem gesprochenen Erkenntnisse dazu nicht verurtheilt worden, 
so ist dieser Fall dem des .Unvermögens gleichzusetzen. 



Art. 48. 

Sämtliche vorstehende Bestimmungen, 
gellen nicht in Beziehung auf die Kömgl. 
Preussischen IHieinprovinzen. Auch ste- 
hen die Bestimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages mit der Beurtheilung.der po- 
litischen Heimat in keiner Verbindung. 

In den nicht 'prmtssischen ConventioDen füllt 
der erste Satz dieses Art. eaSi and der zweite 
beginRt: „Die Bestinimunfpen des ge$, Vertr. 
stehen^' etc. 



Zu Art. 48. 

Zwischen der kOnigl. preussischen und der 
grossherz. hessischen Regierung besieht eine Conv. 
vom -f^ Juni 1^41 (preuss. Ges. Samml. 1841. 
S. 122) wegen Vollstreckung der in den beider- 
seitigen Rheinprovinzen in Ctoi^sacben und gegen 
Pnvalpersonen gesp rechnen Erkenntnisse, mit 
Ausnahme derer, welche den Status oder solche 
Angelegenheiten, in denen keine prorogatio fori 
slaUfindet, betreffen. Einer Conv. wegen der 
Insinuation von Ladungen bedurfte es nicht, da 

^ bekanntlich nach französischem Processrechte jede 

Zufertigung an Ausländer für insinuirt gilt, sobald sie dem Staataprocurator zugestellt worden ist» 
eine Bestimmung, welche jede Uebereinkunft &ber die Leistung gegenaeitiger Rechlshnlfe zwischen 
Ländern des französischen und des deutschen Process rechtes unmöglich macht. Doch hat die 
grossherz. hessische Regierung der grossherz. badnischen eine Zusicherung wegen Vollstreckung 
badoischer Erkenntnisse in der hess. Rheinprovinz ertheilt. Badn. Reg. Blau 1829. Nr. 8. S.8i. 

Die zwischen der königl. preuss. und königL sSchtischen Regierung über die Staatsange- 

9* 



68 



horigkeit (die politische Heimat) vereinbartän Grundsätze sind zu ersehen in der Uebereinkunft 

wegen wechselseiliger Uebernahme der Vagabuftden und Ausgewiesenen vom ' * 1820. §. 2. 

0» 1; enr« 

(SSchs. Ges. Samml. 1820. §. 34 IT.) und der Nachlragsvereinbarung hierzu vom j-g. Noy. 1838 
rSächs. Ges. u. V. Blatt 1838. S. 480 IT.). v 
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e 1 1 a s. e I* 

# 

Markt -Gerichts- und Wechselordnung, d. d. Wolfenbüttel den 1.^ December .1686. 

§.5' 

Vor dieses Kauf -Gericht sollen gebracht werden alle in denen Märkien vorfällende streitige 
Sachen, da einer zu klagen hat wider Kauffleute, Krämer, sowol Christen als Juden, Factoren, 
Handwerker, Makler, Gutferliger, Fuhrleute,.^Handelsdiener und Jungen ; weg^n Kauffen, VerkaufTen 
und Vertauschen, wie auch Wechsel, layio^ Interesse., Marktscbidden , so in Braunschweigi- 
schen Messen contrahiret, oder, von andern Orten zup Zahlung anhero remiltiret und verwiesen, 
wie auch wegen Anlehens-, Zi^s, Mieth- Gelder, Fracht, übelverwahrter und beschädigter oder 
gar zu spät gelieferter Güter > und denen Kauileuten^dadürch verursachter Beschwerden, Schadens 
oder Miss-Gredits und in Summa alle diejenigen Sachen die zum Commercto oder Handel und 
Wandel in den Messw immediaiB gehöre , nnd davon herkommen und desiselben anhängig seyn, 
da die Beklagte allhfe wohnen ikder anhero handeln, "und die oder ihre Ftctorn, Gfiter oder 
Handels - Effecten lue anzutreffen: Diejenigen aber so nicht Kauffleute seyn und weder Handlung 
nocli Laden haben, ob sie jgleicli. sonsten zu ihrem Gebrauch etwas ktuffen oder nach Nothdurfl 
verkauffen, worunter auch die Landleate» so ihc Korn , Vieh , Holz und dergleichen gemeine Land- 
Wahren zum Markt bring^en, und die so von ihnen kauffen, sollen nicht dem Kauf -Gericht und 
dessen Judicatur, sondern dem ordentlichen Magistrat und dessen Jurisdiction unterworfen seyn. 

|B e • 1 K 'r a t i o 

des 5ten Articuls der Anno 1686 publizirten . Braunschwei^chen Markt - Gerichts - und Wechsel- 
Ordnung, den 13, October 1712. 

Wir etc. < — der Zweifel entstanden, ob nicht in casuy wenn die Partien die Messen in 
Braunschweig frequentiren , durch die Messhandlung mit einander in debet und credit geratlien 
und major pars debili ei crediii aus der Messhandluog herrühret, und die zwischen denen Messen 
mit einander versetzte und contrahixte Posten or^asione der Messhandlung veranlasst werden, und 
in die mit einander habende Rechnungen un'il Gegenrechnungen mit einlaufen, solche dergestalt 
zwischen den Messen contrahlrte Nebenposien gleichergestalt zur Cognition < mit vor das Kaoff- 
Gerichte zu nehmen und daselbst zu entscheiden. Wann Wir denn gnädigst wollen , dass der* 
gleichen Neben -Handlungen oh connexüaiem causae hinführe mit vor das Bräunschweigische Kauff- 
Gerichte gezogen und daselbst decidiret werden sollen; So etc. 



e 1 1 a s e !!• 

Sachs. Uebereinkunft mit der fürstl. 'reussischen der altem Linie Regierung wegen gegenseitiger 
Gestellung der Forslverbrecher ad forum delicti commissi vom . ' ■ . 1823. 



1, Aug. 



§. 1. 



Wenn sich der Fall ereignet, dass ein Königl. Sächsischer Unterthan im Fürstlich Reussi- 
schen der alteren Linie Territorio ein Jagdverbrechen, innerhalb oder ausserhalb des Waldes 
verüben, oder auf unstreitigem Waldgrunde und Boden, es mag derselbe im landesherrlichen oder 
Prlvateigenthume sich befinden, eines Vergehens durch Holzentwendung, Beschädigung der Hölzer, 
Grasen, Hüthen, Moosscharren und Sireurcissen sich schuldig machen sollte; so soll ein solcher, 
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es 361 eme PfSndung erfolgt oder nicht, gehalten sein, sich auf die an ihn ergehende Ladung, 
in welcher er, nach der hei der vorladenden Behörde geilenden gesetzlichen Vorschrift, mit 
Einräumung einer blos vierzehn iSigigen Frist, zu' citiren ist, vor dem Amle oder Gerichte, unter 
dessen Gerichtsbarkeit er sich des Verbrechens sdiuldig gemacht hat, zu stellen, und es sollen 
daselbst die begangenen Jagd- und Waldfrevel sowohl, als die bei Gelegenheit derselben und 
uno adu continuo mit diesen begangenen andern Excesse, z. B. Widersetzlichkeit bei der Pfän- 
dung, untersucht und bestraft werden. 

Damit dergleichen Verbrechen, besonders Helzdeuben, desto leichter entdeckt werden kön- 
nen, so soll den Forstbedienten oder den bestohlenen Eigenlhümern- nachgelassen bleiben, lediglich 
auf Anmelden bei den 'Dorfgerichten, oder, wenn der Verbrecher an dem Orte sich befindet, an 
welchem die Amts- oder Gerichtsexpedilion weseniiich ist» und der Beamte oder Justitiar wohnt, 
auf Anmelden beim Amte oder Gerichtsverwatter, ohne* besondere Requisition, jedoch unter Theil- 
nähme w^igstens einer verpfliehtetcn Gerichtsperson, Haussuchung zu tbun. 

§.8. 

Die Insinuation der an den Verbrfther zft erlassenden Gitation soll, ohne besondere 
Requisition, nur gegen Vorzeigung der schriftlichen 'offenen Ladung, bei demjenigen Amte oder 
Gerichte, unter dessen Gerichtsbarkeit der Verbrecher ^fohnt, und auf mündliche Meldung, dass 
,soiche insinuirt werden solle, gestattet, und dieses auf die Gitation angemerkt werden. 

§. 4. 

Was die* Bestrafung der Verbrecher betrifit, so sollen zwar die im Königreiche Sachsen 
sich vergehenden FQrstl. Reussischen Unterthanen nach den Königl. Slchsischen Landesgeselzen, 
hingegen die Königlich Sächsischen Unterthanen, welche in den FQrstl. Reussischen der älteren 
Linie Landen Forstverbrechen begehen, nach den BfirstL Reussischen Gesetzen in der Regel 
bestraft werden; es soll jedoch bei einer etwa Statt findenden bedeutenden Verschiedenheit der 
in beiden Landen auf dieselben Vergeben stehenden Strafen, da, wo die härtere Strafe eintritt, 
ein angemessenes Verhällniss zu der geFmderen Strafe^ welche -den Verbrecher, bei gleichem 
Vergeben y nach den Gesetzen seines Wohnorts getrbffen haben wftrde, beobachtet werden. 

§.8. 

Nach beendigter Untersuclrang wider die Jagd- und Forstverbrecher, und sofort nach 
Eingang der deshalb, mit BeifQgung des constituirten JAquidi, zu erlassenden Requisition resp. 
zu Einbringung der Strafe, insofern solche in Gelde besteht, des Ersatzes und der Kosten, soll 
mit schleunigster EKecution verfahren, und Strafe, Ersatz und Kostenbetrag an das forum delicli 
commissi abgegeben werden; die Verbrecher aber, welche mit anderen, als Geldstrafen belegt 
werden, sollen gehalten sein, zu deren Verbössung auf die unmittelbar, jedoch unter Beobachtung 
der §. 3. vorgeschriebenen Anzeige und Heidung, an sie erlassene Aufforderung des Richters, 
der die Untersuchung geführt hat, ad forum delicli commissi sich zu stellen. 

§. 6. 

Es sM auch, wenn praevia eausae cogniUone sich ergiebt, dass der Verbrecher etwas 
nicht im Vermögen hat, von dem requirirten Richter ein gewöhnliches Attestat deshalb ertheilt, 
und in Ansehung der Einbringung der Kosten von Unvermögenden überhaupt eine grössere Strenge, 
als gegen die eigenen Unterthanen beobachtet zu werden pflegt, von der reqttirirenden auswärtigen 
Behörde nicht verlangt, auch sollen die Obrigkeiten der Forstverbrecher nicht durch Requisitionen 
um eiecutiviscbe Beitreibung ohne Noth behelligt, und dadurch Kosten auf Kosten nicht fruchtlos 
gehäuft werden. 

§. 7. 

Hiemächst soll den dies- und jenseitigen Forstbedienten zur Pflicht gemacht werden, 
diejenigen Verbrecher, die sie bei Verrichtungen auf ihrem Reviere in dies- oder jenseiligen 
Waldungen über Begehung von Waldfreveln betreffen dürften, bei dem Richter, unter dessen 
Jurisdiction die Waldung gelegen ist, anzuzeigen. 



^1 

Gleichlautend biermit sind: 

S, üebereinkunfl mit Altenburg voia ' ^ 1823. 

' 9. Oct. 

o TT 1. i. 1^ . « w 18- Dec. 1823 

S. Uebereinkunft mit Reuss jüng> L. vom -^ ■ _ r-^^rz . 

17. Jan. lo24 

S. üebereinkunfl mit Wemar vom ,, „. 1829. 

11. Mai 

Die beiden reuuisehen Gonw. haben unterem 14. Juli 1845 noch folgend^ Zusatz 
erhalten : ^ *r 

Um den im zweiten Paragraphen jener Uebereinkunft angedeuteten Zweck, Jagd- und 
Forstfrevel , besonders Holzdeuben , * welche in dem Gebiete des einen oder des andern der con- 
trahirenden Theile verübt worden sind, leichler zu entdecken, sicherer zu erreichen, sind die 
beiderseitigen Regierungen dahin Qbereingekommen , einander gegenseitig zu gestatten, die Spur 
der Forstfrevler durch die Förster, Waldwärter etc. bis auf eine Stunde Entfernung von der 
Grenze zu verfolgen und die Betroffenen zu pl^den> wogegen für den Fall, wenn die auf der 
Verfolgung eines Waldfrevels begriflenen Förster und Waldwärler eine Haussuchung in dem jen- 
seitigen Gebiete für nöthig finden, sie solche an den Orten, wo der Sitz einer Gerichtsobrigkeit« 
ist, bei dieser, ah anderen Orten aber bei den Gerichtspersonen (dem Bürgermeister oder Orts- 
schultheissen) anzuzeigen haben, von welchen sodann unverzüglich, und zwar im letzteren Falle 
mit Zuziehung eines Gerichtsschöppen, im Beisein des Requirenten die Haussuchung erfolgen soll. 
Es sind jedoch diejenigen, welche einen Waldfrevler in das jenseitige Landesgebiet zu verfolgen 
sich veranlasst gefänden haben, verpflichtet, das dem Verfolgten abgenommene Pfand sofort an 
die Gerichte abzuliefern, von welchen die Untersuchung selbst zu führen ist. 

Vgl. hiermit §. H. nnd IH. der Uebereinkanft mit Prenssen vom 22. Se'pU 1835. (Beil. III.) 



e 1 1 a g e III* 

Uebereinkunft zwischen der sächsischen und der preussischen Regierung, die Veriiütung der 
Forstfrevel in den Grenzwaidongen betreffend vom 22. September 1835. 

I. Es verpflichtet sieh sowohl die Königl. Sächsische, als auch die Königl. Preussische 
Regierung, die Forstfrevel, welche ihre Unterthanen in den Waldungen des andern Gebietes verübt 
haben möchten, sobald sie davon Kenntniss erhält^ nach denselben Gesetzen zu untersuchen und 
zu bestrafen , nach welchen sie untersucht und bestraft werden würden , wenn sie in inländischen 
Forsten begangen worden wären. 

n. Von den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckung der Frevler alle mögliche Hülfe 
geleistet werden, und namentlich wird gestattet, dass die Spur der Frevler durch die Förster, 
Waldwärter etc. bis auf eine Stunde Entfernung von der Grenze verfolgt werde, und dass, wenn 
die auf der Verfolgung eines Waldfrevlers begriffenen Förster und Waldwärter eine Haussuchung 
in dem jenseitigen Gebiete vorzunehmen für nöthig finden, sie solches an den Orten, wo der 
Sitz einer G^ichtsobrigkeit ist, bei dieser, an anderen Orten aber den Ortsgerichtspersonen (dem 
Bürgermeister oder Ortsschultheissen) anzuzeigen haben, von welchen alsdann unverzüglich — 
und zwar im letzteren Falle mit Zuziehung eines Gerichtsschöppen — die Haussuchung im Beisein 
des Requirenten vorgenommen werden darf. 

III. Bei diesen Haussuchungen muss ier Ortsvorgesetzte über den Erfolg der geschehenen 
Haussuchung dem requirirenden Förster oder Waldwärter eine schriftliche Ausfertigung ausstellen 
und demnächst an die ihm vorgesetzte Behörde in gleicher Maasse Bericht erstatten, bei Ver- 
meidung einer Polizeistrafe von ein bis fünf Thalem für denjenigen Ortsvorstand, welcher der 
Requisition nicht Genüge leistet. Auch kann der Angeber verlangen, dass der Förster, oder, in 
dessen Abwesenheit, der Waldwärter des Orts, worin die Haussuchung vorgenommen werden 
soll, dabei zugezogen werde. 
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IV. Die EinziehiiDg des Betrag» der Strafe und der etwa Statt gehabten Gerichtskosten 
soll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verartheille Frevler wohnt, und in welchem 
das Erkenntniss Statt gefunden hat, und nur der Betrag des Schadenersatzes und der Pfandge- 
bühren an die betreflTende Kasse desjenigen Staates abgeführt werden, in welchem der Frevel 
verübt worden ist. 

V. Den untersuchenden und bestrafenden Behörden in den Königlich Sächsischen und in 
den Königlich Preussischen Staaten wird zur Pflicht gemacht, die Untersuchung und Bestrafung 
der Forstfrevel in jedem einzelnen Falle so schleunig votzunehmen, als es nach der Verfassung 
des Landes nur immer möglich sein wird. 



e 1 1 a g e IT. 

Uebereinkunfit zwischen der sächsischen nwi bairischen Regierung wegen Untersuchung und Bestrafung 

der Forst-) Jagd-, Feld- und Fischäreifrevel an den beiderseitigeji Landesgrenzen 

7. Oct. ,^^^ 

vom 1846. 

22. Nov. 

1. Es Terpflichtet sidi die Königl. Sächsische (Königl. Bairische) Regierung, die Forst-, 
Jagd-, Fischerei- und Feldfrevel, weiche ihre Unterthanen auf dem anderseitigen Gebiete verübt 
haben möchten, sobald sie davon Kenntniss erhält, nach denselben Gesetzen zu untersuchen and 
zo bestrafen, nach welchen sie untersucht und besti^afl werden würden, wenn sie im Inlaade 
begangen worden wären. 

2. Um von beiden Seiten zur Sicherung des Forst- und Feldeigenthums, sowie der Jagd- 
und Fischrechte möglichst mitzuwirken, sollen die wechselseitig verpflichteten Forst- und Polizei- 
beamten befugt sein, in Fällen soUfier Frevel Haussuchungen im Gebiete des anderen Staates, 
wenn sich dort der angegebene Thäter aufhält, oder der gefrevelte Gegenstand befinden dürfte, 
zu veranlassen. Dieselben haben sich zu diesem Ende an den Ortsvorsland der betreffenden Ge- 
meinde zu wenden, und diesen zur Vornahme der Visitation ia ihrer« Gegenwart aufzufodem. 

3. Bei diesen Haussuchungen muss der Ortsvorstand sogleich ein Protokoll aufnehmen, 
und ein Exemplar dem requirirenden Beamten einhändigen, ein zweites Exemplar aber seiner 
vorgesetzten Behörde übersenden, bei Vermeidung einer polizeilieben Geldstrafe. 

Auch steht, so viel die Jagd- und Forstfrevel betrifit, dem Angeber das Recht zu, die 
BeiziehuDg des Försters oder Waldwärters des Orts, wo die Haussuchung vorgenommen wird, 
zu verlangen. 

4. Das Schütz- und Aufsichtspersonal hat die Frevel, wdche durch Angehörige des 
anderen Staates verübt worden sind, in gesetzlicher Form zu eonslatiren, und die hierüber auf- 
gesetzten Protokolle oder Frevelregister, nebst den etwa gepfändeten Gegenständen, vorausgesetzt, 
dass der Staat, in dessen Gebiete der Frevel verübt worden ist, des Frevlers selbst nicht habhaft 
geworden sei, deijenigen heimatlichen Behörde des Frevlers zuzustellen, welche über die Strafe 
zu erkennen competent ist. Diese hat das nach geschlossener Untersuchung gefasste Erkenntniss 
der Behörde des anderen Staates, wo der Frevel verübt worden ist, ohne Weiteres mitzutheüen. 

5. In Fällen, wo der Forst* oad Polizeibeamte den betretenen Frevler niclit erkennt, 
ist er berechtigt, denselben zu verhaften, und an die nächste Behörde desjenigen^taates , anf 
dessen Gebiete die Verhaftung erfolgt ist, zur Constatirung seiner Person abzuführen^ so weit es 
das Gesetz gestattet. 

6. Für die Constatirung eines Frevels , welcher von einem Angehörigen des einen Staates 
in dem Gebiete des andern begangen worden, doli in dem Artikel 4. bezeichneten Falle den 
Protokollen und Abschätzungen, welche von den competenten und gerichtlich verpflichteten Porst- 
und Polizeibeamten des Ortes des begangenen Frevels aufgenommen worden, jener Glaube von der 
zur Aburtheilung geeigneten Gerichtsstelle beigemessen werden, welchen die Gesetze den Proto- 
kollen der inländischen Beamten beilegen. 

7. Die Einziehung des Betrags der Strafe und der etwa stattgehabten* Gerichtskosten 
soll demjenigen Staate verbleiben, in welchem das Erkenntniss stattgefunden hat, und nur der 
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Betrag des Schadenersatzes und der Pfandgeböhren , soweit die Erhebung solcher Gebühren nach 
der jeweiligen Gesetzgebung stattfindet» an die belreiTende Gasse jenes Staates abgeführt werden, 
in welchem der Frevel verübt worden ist. 

8. Den untersuchenden und bestrafenden Behörden in dem Königreiche Sachsen (Baieni) 
wird zur Pflicht gemacht, die Untersuchung und Bestra^^ng der Frevel in jedem einzelnen Falle 
so schleunig vorzunehmen , als es nach der Verfas^g des Landes nur irgend möglich sein kann. 



B e I l«a g e T# 

Uebereinkunft zwischen der K. Würtembergschen und der Fürstiich Hohenzollern - Siegmaringischen 
Regierung über die Ausdehnung des im Jahre 1827 geschlossenen Jurisdictionsvertrags auf 
Disdplinar-y Pplizei- und Finanzvergehen« (Würtemb« Reg. -Blatt v. J. 1838. S. ISl.) 

Art 1. 

Befindet der Ausländer, welcher im Inlande^ines der obengenannten Vergehen begangen 
hat, sich noch im Iniande, ohne seit dessen Verübung in seine Heimat zurückgekehrt zu sein, 
so ist der Ausländer den inländischen Behörden und Gesetzen unterworfen, und die erkannte 
Strafe nöthigenfalls von der ausländischen Behörde zu vollziehen. 

Art Z. 

> • 

Befindet sich der Aasländer nicht oder nicht mehr im Inlande, so ist 

a) bei einfachen Vergehen, bei welchen eine Untersuchung nicht erforderlich wird, wie z. B» 
bei Ordnungs - Vergehen der Sehriftverfasser , die Sache nach der Bestimmung des Art. 1. 
zu behandeln; wird aber 

b) bei den Polizei- und Finanzbehörden eine Untersuchung ^forderlich, so hat die betreffende 
inländische Behörde der kompetenten ausländischen Stelle Anzeige von dem durch den 
Ausländer im Inlande begangenen Vergehen, unter Angabe der im Inlande angedrohten 
Strafen, zu machen, und die ausländische Behörde ihren Angehörigen nach ihren Landes- 
gesetzen zu bestrafen. 

Art. 3. 

Sollte in dem einen oder anderen Staate eine Handlung gar nicht verpönt sein, und so- 
nach der Requisition der fremden Behörde auf Bestrafung eines , von den Angehörigen des andern 
Staates im Auslande begangenen Verbrechens keine Folge gegeben werden können, so bleibt dem 
fremden Staate, in welchem eine im Inlande erlaubte Handlung verboten ist, unbenommen, den 
fremden, nicht auf der That ergriffenen Staatsangehörigen, falls er sich wieder im Lande betreten 
lässt, nachträglich zur Strafe zu ziehen. 

Art. 4. 

' Jeder der beiden Staaten lässt die Uebertretungen der Forstgesetze (Forstfrevel) welche 
durch seine Staatsangehörigen in dem Gebiete des andern begangen sind, nach d^n eigenen 
Gesetzen aburtheilen, als wäre den letzteren in den eigenen Waldungen von den eigenen Unter- 
thanen zuwider gehandelt worden. 

Wenn jedoch ein Forstfrevler auf ausländischem Gebiete, wo er sich vergangen hat, auf 
dem Vergehen betreten und von dem Forst -Personal dieses Landes verhaftet wird, so kann er 
auch von den Behörden desselben Landes nach dessen .Gesetzen auf gleiche Weise, wie der 
Jurisdictionsvertrag vom Jahre 1827 Art 31. und 33. in Beziehung auf die Uebertreter von 
Strafgesetzen im Allgemeinen bestimmt, hi Untersuchung gezogen und abgeurtheilt werden. 

Art 5. 

Die auf eigener sinnlicher Wahrnehmung beruhende Angabe eines verpflichteten Forst* 
Üfficianlen aus dem einen Staate bewirkt gegen den, dem andern Staate angehörigen Forstfrevler 
einen vollen Beweis, und hat dessen Verurlheilung zur Folge, wenn der Angeschuldigte den 
Beweis nicht durch Gegenbeweis zu entkräften vermag. 
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ArL 6. 



Das Forstpersonal ist berechtigt, ^en auslSndischen Frevler auf dem Gebiete, wo er ge- 
frevelt hat, zu verhaften , und denselben entweder an die Behörde seines Wohnorts zur Bestrafung 
abzuliefern, oder den Sti'afbehörden des Landes, in welchem er das Vergehen verübt hat, zur 
Bestrafung nach den« Gesetzen dieses Laades zu überlassen. 

Art. 7. 

Gegenseitig wird zur Entdeckung Hülfe geleistet, und es werden Haussuchungen auf der 
Stelle von den Ortsbehörden gestattet; jedoch in Gegenwart der letzteren, welche das Entdeckte 
verwahren lassen, ohne für ihre Mitwirkung eine «Belohnung zu empfangen. 

ArU 8. 

Wenn der Forsl^Excess dergestalt durch Erkenntniss erledigt ist, dass die Strafe voll- 
streckt werden kann, so hat die Untersuchungs- Behörde dem vorgesetzten Amte des Bestraften 
nur einen Auszug aus dem Protokoll mitzutheilen , welcher Namen und Heimat des Angezeigten 
und des Anzeigers, Bezeichnung des Frevels, der Strafe, der Anzeigegebühr, des Schadenersalzes 
und den Tag der Anzeige uhd des Erkenntnisses enthSU, bei einer Strafe von einem bis fünf 
Gulden. 

Jedoch werden auf Verlangen der beiderseitigen Regierungen im besonderen Falle auch 
die, Untersuchungsacten und Abschriften derselben mitgelheiit werden. ' 

Art 9. 

Die Untersuchung und Bestrafung wird möglichst beschleunigt, und namentlich veranlasst 
die untersuchende Behörde auch die Vollstreckung des Erkenntnisses. 

Art 10. 

lieber den Schadenenatz wird von den Behörden des Staates, wo die Uebertretung ab- 
geurlheilt wird, und zwar in der Regel sogleich bei der Aussprechung der Strafe erkannt. 

Die Behörde, welche den Forstfrevel rügt, erkennt auch über die Anzeigegebühr, deren 
Statthaftigkeit und Betrag nach den Gesetzen und Verordnungen des Staates festgeseut werden, 
von dessen Behörde der Forstfrevel abgeurtheilt wird. 

Erkannte Geld- und Arbeilsstrafen werden zum Vortheile des Staates vollzogen, dessen 
Behörden sie verfugt haben. 



Beridttlirutseii unA Jtmelbtrf^ge. 



S. 3. Z. 2. V. a. 1. 1832 8t 1831. 

Ebend. in der Anm. ist vor Art. 2. aaclf Art 1. anzardbren , da die im Art 2. ersichtliche redactionelle 
Abänderang (Abkommen st Vertrag) schon im Ar^ 1* vorkommt 

S. 6. hei Nr. 17. ist die Seitenzahl 91 nachzutragen. 

S. 9. Z. 11. ist die Anzahl der Gonvv. der erstaii Familie irrthiimlich auf 7 statt auf 6 angegeben« 

Die Angabe S. 9., dass die fraglichen Verträge in manchen Staaten als Gosetz piiblicirt seien, scheint auf 
einer misverstandenen Nachriobt zu bemheni^ Dadurch, dass sie von den Ständen genehmigt 
worden , werden sie noch* nicht zum Gesetz. 

Die S. 15* in der Anm. 1. zu Art. 2. hemerkte Abänderung findet sich 4chon in der Convention zwischen 
Sachsen und Mtenbmrg. 

S. 20. Sp. 1. letzte Anm. sind aach noch die Artt. 23. und 24. zu erwähnen. 

S. 22. Z. 3. V. u. muss es statt: „die folgende Seite*' heissen: S. 24.^ 

S. 25. zu Art 14. ist die Bemerkung nachzutragen, dass die preus9isch~hrauM€hweig$che Gonv. nach 
diesem Artikel folgenden einschaltet: „Art 15. Personen, die keinen Wohnsitz haben, 
können wegen persänlicher Ansprüche vor jedöm Gerichte , in dessen Bezirke sie sich auf- 
halten, belangt werden'', und dass daher alle folgenden Artt dieser Gonv. um eine Ziffer 
vorrücken. Der in der Erläuterung zu diesem Art ausgesprochoe Satz ist mir doch zwei- 
felhaft geworden. Man sieht nicht ein, was zur Vertauschung des in der preuss. allgem. 
Gerichtsordnung gebrauchten Ausdrucks „p^sonlicher ^Gerichtsstand" mit dem Ausdrucke 
„gewöhnlicher Gerichtsstand *' Veranlassung gegeben haben könnte, wenn nicht die Absicht, 
Kinder der hier fraglichen Art unter die gewöhnlichen Ortsgerichte zu stellen. Uebrigens 
ist die Frage wefaig praktisch, da neuerdings wohl in allen betheiligten Staaten der prlvi- 
legirte Gerichtsstand aufgehoben, oder doch auf sehr enge Grenzen beschränkt worden ist 

S. 31. Anm. 2. ist nur einer preussiseh - reussischen Gonv. (der mit KeusM- Greiz) zu gedenken, da die 
* andre der zweiten Familie angehört. 

In den Erläuteruogen zu Art. 21. sind S. 37. Z. 9. v. u. statt der Worte: „nach dieser Rechtskraft*' 
diese: „nach dem Liquidationstermine" und S. 39. Z» 5. statt der Worte: „vor der Rechts- 
kraft des Präclusivbescheides " diea ei: „ im Liquidationstermine " zu setzen. VgL wegen de« 
Näheren, und wem sonst noch die hier erwähnte Rechtsvergünstigung zu Statten kommt, 
Sachs. Rescript vom 14. Juni 1728. God. Aug. Cont I. Th. I. S. 279. Ob die Angehörigen 
solcher Staaten, mit denen Conventionen b«steheo, «als Fremde im Sinne dieses Rescriptes 
anzusehn seien, kwui bestritten werden. 

S. 43* zu lade der Erläut zu Art 24. ist auf dieLErlSutenuig zu Art 22. (Art 23. der preuee.-weim. 
Gonv.) zu verweisen* 

S. 56. Sp. 1. Z. 2. V. u. L 1638 st 182a 
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Q3on bemfetben 93eirjfaf|<r etfc^ttn in gfeit^em 93ef{(fge 

©ie ®tttttbfd$c 

bet 

@ e f e ^ a n d { e A tt n ft 

in i^jrcr SCnwenbung auf 

bie neueren beutf(^en ©trafgefe^buc^er 

• .bacjejleHt 
unb an bem it. ed^^f- StttmUafgcfe^buc^e t). 3* 1838 burd^ fiSeifptele erläutert. 
XI utH) 267 e. gc. B. 184a 9reU: % 1. 21 ^^ 

£{efe$ fStXi) tnt^Slt eine iUi^fB()crt<i[)e. SarileiTung ber gifamten, \t%t fo tvid^tigen Se^re 
von bet 7(u«Ugung bec (|e{<|e, in S^cbfnbung mit einer wiffenf(^aft(ic^en jtcitif ber btö^ertgen 
SE^eorien fiber bi^oti\d^e, (ogifc^e unb grammdttf<^e Auslegung,, fo xoit fiber bie aitas 
(ogif<i&e 2Cu66e^nung ber ®e|e(e^ unb ifi baber nicbt bM ffir ben 3uri{!en unb @efeggeber, 
fonbent 'ttudb fSr ba^ gr5fete publicum ^ ba Me }(tt4(egung ber ®efete atxti) in ber ^oUtif einen 
fo grofen ßinflup erfongt b^t; von bobem Snterefff. Sugteicb entb^U ed bur<b bie reicbe Z\x€toaf)l 
uon Sei^ielett/ wonttt ber 83f. feine 9i&^ «cUittert, efneit proftifd^en Somntentar §u bem kriminal« 
gefe^bncbe für bad 5t9t. &ai^\m unb anberen ®ttafgefir|bficbern. 
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